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Vorwort und Einführung. 


Von den Ärzten, die das Volk gesund erhalten sollen, verlangt 
man mit gutem Grund, dass sie sich eingehend mit den die Gesundheit 
bedrohenden Schädlichkeiten vertraut machen, um sie abwehren zu 
können. 


Die Rechtssicherheit ist gewiss ein nicht minder kostbares Gut 
als die Gesundheit. Die Einrichtungen, welche zum Schutz der ersteren 
dienen, müssten daher das Wesen und die Eigenart ihrer Bedroher 
ebenso berücksichtigen, wie die Ärzte die gesundheitlichen Gefahren. 


Wer vorurteilslos prüft, ob dies heute der Fall ist, kommt .zu 
einem wenig befriedigenden Ergebnis. Das geltende Strafrecht verlangt 
vom Juristen wenig mehr als eine formale Schulung. Mit dieser aus- 
gerüstet vermag er den Anforderungen des heutigen Systems nachzu- 
kommen. Er bringt „ohne Ansehen der Person“ jede Rechtsverletzung 
unter die Rechtsformel, d. h. er verhängt die Sühne, die das Strafge- 
setzbuch für die begangene Handlung vorschreibt. 


Die Strafanstaltsbeamtenssind allerdings gezwungen, sich eingehender 
ınıt der Persönlichkeit der Verbrecher zu beschäftigen, während den 
Strafrichter im wesentlichen nur die Beziehungen der unter Anklage 
gestellten Handlung zu den Paragraphen des Strafgesetzbuches inter- 
essieren. Aber auch von den Strafanstaltsbeamten wird der Nachweis 
besonderer Berufsausbildung in der Biologie des Verbrechers nicht ver- 
langt. Er ist zurzeit auch nicht erforderlich. 


Wir haben auf der einen Seite den in abstrakter Begriffswissen- 
schaft geschulten Richter, dessen Aufgabe es ist, für jede Straftat 
die Rechtsformel zu finden; auf der anderen den Strafanstaltsbeamten, . 
der die nach der Rechtsformel diktierte Sühne vollzieht und seiner 
Pflicht vollkommen genügt, wenn er im Verwaltungsdienst Befriedigendes 
leistet und unter den Gefangenen äussere Zucht aufrecht erhält. 
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Wenn durch diesen Zustand die Rechtssicherheit genügend gewähr- 
leistet wäre, würde man sich mit ihm zufrieden geben können. Leider 
aber zeigen die unerbittlichen Zahlen der Kriminalstatistik, dass wir vom 
Zustand befriedigender Rechtssicherheit weit entfernt sind. Zur Ilu- 
strierung seien einige besonders lehrreiche Tatsachen angeführt. In 
einem einzigen Jahr (1899) kamen in Deutschland zur Aburteilung 7875 
unzüchtige Handlungen an Kindern unter 14 Jahren, 91714 gefähr- 
liche Körperverletzungen, 11684 schwere Diebstähle, 39114 Unter- 
schlagungen, 9307 Fälle von Unzucht mit Gewalt, 47446 Betrugsfälle usw. 
Die angeführten Zahlen sind der ausgezeichneten Arbeit Aschaffen- 
burgs „Das Verbrechen und seine Bekämpfung“ (Heidelberg 1903, 
C. Winter) entnommen. Besonders instruktiv sind Aschaffenburgs 
Angaben über Jie rückfälligen Verbrecher. Von 30507 Personen, die 
im Jahr 1894 bereits fünfmal vorbestraft waren, wurden bis zum Jahr 1899 
71,7%/o wieder verurteilt. Aschaffenburg behauptet am Schluss 
seiner ausführlichen Mitteilungen aus der Rückfallsstatistik mit Recht: 
„Ganz gewiss aber erweisen sich unsere Strafen als unwirksam, soweit 
von ihnen erhofft wird, dass sie ein Gegenmotiv gegen den Rückfall 
geben sollen. Je öfter ein Individuum die Wirkung der Strafe an 
sich erprobt hat, um so weniger Erfolg ist von diesem Mittel zu erhoffen.“ 
Weiteres Eingehen auf Aschaffenburgs statistische Untersuchungen 
muss ich mir versagen. Dagegen mögen noch die Worte hier Platz 
finden, mit welchen der genannte Forscher seine Betrachtungen über 
die kriminelle Physiognomie der Gegenwart beschliesst. Sie lauten?): 
„Das Bild, das ich hier entworfen, dessen wichtigste Gesichtspunkte ich 
kurz hervorgehoben habe, ist das einer weitgehenden Rechtsunsicherheit. 
Unermesslich ist der Jahr für Jahr dem sozialen Leben zugefügte Schaden; 
kaum ein Schimmer von Hoffnung für die Zukunft, wenn wir daran 
denken, dass seit langen Jahren die wichtigsten und bedenklichsten Ver- 
brechen unaufhaltsam zunehmen, dass vor allem die Hoffnung der Zu- 
kunft, unsere Jugendlichen, sich schon so frühzeitig und so rückhaltslos 
deın Verbrechen in die Arme werfen! Wir sehen, wohin wir steuern, 
wenn nicht tatkräftig eingegriffen wird. Das aber muss bald geschelien 
und es muss zielbewusst geschehen.“ 

Angesichts dieses wenig befriedigenden Rechtszustandes sind viele 
Juristen, Strafanstaltsbeamte und Ärzte überzeugt, dass die bisherige 
Methode der Bekämpfung des Verbrechens auf falschen Voraussetzungen 
beruhe. Sie glauben, dass der Kampf gegen das Verbrechen von 
Männern geführt werden müsse, die mehr als rein juristisch-formale 
Berufsbildung genossen haben, und dass ein Strafrecht zu schaffen sei, 


1) Aschuffenburg, Das Verbrechen und seine Bekämpfung. Heidelberg 
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das sowohl die sozialen als auch die im Menschen selbst wirksamen 
körperlich-geistigen Ursachen des Verbrechens gebührend berücksichtigt. 

So natürlich und selbstverständlich diese Anschauung auch erscheint, 
so wenig ist sie Gemeingut der heutigen Juristen. Zu einem älteren 
Strafrichter sagte ich vor kurzem: „Es ist eigentlich unhaltbar, dass so 
viele Juristen so geringe Kenntnisse von den geistigen und körperlichen 
Eigenschaften jener Individuen haben, vor welchen sie die Gesellschaft 
schützen sollen!‘ Der Herr antwortete: „Das brauchen wir auch nicht. 
Wir sind Strafrichter und wollen keine Ärzte sein.“ 

Die Antwort ist kennzeichnend. Richtig ist sie insofern voll- 
kommen, als der heutige Richter tatsächlich keiner eingehenden 
Kenntnisse in der Psychologie des Verbrechens und des Verbrechers | 
bedarf. Der Zusatz: „Wir sind Strafrichter und wollen keine Ärzte 
sein“ zeigt aber gleichzeitig, dass ein Teil der Juristen durchgreifenden 
Reformideen unzugänglich ist. Die orthodoxen Sühnetheoretiker ver- 
mügen sich garnicht vorzustellen, dass gegenüber dem Verbrecher andere 
Gesichtspunkte in Betracht kommen könnten als diejenigen, die für das 
zurzeit bestehende Strafrecht massgebend sind. 

Leider ist, soweit ich es zu übersehen vermag, ihre Zahl noch 
ausserordentlich gross. Daher sind die Erfolge der Reformbewegung 
bis jetzt ziemlich geringfügig. Vielleicht trägt hierzu auch die Gleich- 
giltigkeit des grossen Publikums bei. Die Fragen der Strafrechtsreform 
begegnen, so leidenschaftlich sie manchmal auch in den Kreisen der 
Fachleute behandelt werden, ausserhab dieser Kreise nur mässigem Inter- 
esse. Und doch sind sie so wichtig, dass alle Gebildeten an ihnen teil- 
nehmen sollten. Erst wenn der gebildete Teil des Volkes einmütig 
fordert, dass fortan nicht nur die einzeinen Symptome des Verbrechens 
formaljuristisch behandelt werden, sondern dass auch die äusseren und 
inneren Ursachen volle Berücksichtigung finden, wird man ein befriedigen- 
des Rechtsschutzsystem schaften. 

Vorliegende Schrift soll einen bescheidenen Beitrag zur Verbreitung 
der auf naturwissenschaftlicher Grundlage aufgebauten Reformideen unter 
den Laien bilden. Wenn ich hoffe, auch unter Juristen, Strafanstalts- 
beamten und Medizinern Leser zu finden, so geschieht dies, weil unter 
ihnen manche den zu erörternden Problemen bisher noch nicht näher 
getreten sind. Vielleicht heissen diese vor dem Studium der ein- 
schlägigen rein wissenschaftlichen Werke vorliegende im leichten Gewand 
einhergehende Einführung willkommen. 

Es kann eingewendet werden, dass schon das jetzt geltende Straf- 
recht dem Richter erlaube, auf die äusseren und inneren Ursachen des 
Verbrechens Rücksicht zu nehmen. Gewiss, wir haben die „mildernden 
Umstände“, die Strafverschärfung beim Rückfall, das weitgehende richter- 
liche Ermessen bei Festsetzung der Strafhöhe usw. Zweifellos ermög- 
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lichen diese Bestimmungen dem Richter, den im übrigen so starren 
Formalismus des heutigen Strafrechts in einzelnen Fällen zu mildern 
bezw. zu ergänzen. Aber sie genügen keineswegs, ünd ihre richtige 
Handhabung setzt Kenntnisse voraus, die sich wohl mancher dem prakti- 
schen Leben nicht entfremdete Jurist ım Laufe der Zeit erwerben kann. 
die er aber von Berufs wegen nicht zu besitzen braucht. 

Ich bin darauf gefasst, dass mir von einem Teil der juristischen 
Leser diese Schrift als unbefugte Einmischung in fremdes Gebiet ge- 
deutet wird. Es liegt mir jedoch fern, auf dem Gebiet abstrakter juristi- 
scher Begriffswissenschaft eine massgebende Ansicht äussern zu wollen. 
Ganz zu vermeiden waren juristische Erörterungen allerdings nicht. 

. Etwaige sachliche Irrtümer, die sich hierbei eingeschlichen haben, möge 
der juristisch gebildete Leser entschuldigen. Im übrigen besteht kein 
Zweifel, dass mit Hilfe der Rechtsgelehrsamkeit allein das Problem der 
wirksamen Bekämpfung des Verbrechens nicht zu lösen ist, dass viel- 
mehr die Naturwissenschaften in erster Linie an der Lösung mitzuwirken 
haben. Wir Anhänger der Strafrechtsreform wollen an die Stelle der 
bisherigen rein juristischen Behandlung des Verbrechens eine auf natur- 
wissenschaftlicher Grundlage aufgebaute Kriminalpolitik setzen. Die 
juristischen Teilnehmer unserer Bestrebungen können daher die Mitarbeit 
naturwissenschaftlich gebildeter Männer, insbesondere der Ärzte, nicht 
entbehren. 

Wenn ich in den folgenden Ausführungen persönlich spreche, will 
ich nicht immer zum Ausdruck bringen, dass das Vorgetragene von mir 
stamme. Die persönliche Form ist vielmehr im allgemeinen deshalb 
gewählt, weil sie bequem ist und die Lebhaftigkeit der Darstellung er- 
höht. Bei Anwendung der Fürwörter „wir“ und „uns“ dachte ich an 
die vielen, die eine Umwälzung der Strafrechtspflege für notwendig 
halten. 

Zwischen „Verbrechen“ und „Vergehen“ ist in der vorliegenden 
Schrift nicht im Sinne des geltenden Strafgesetzbuchs unterschieden. 
Demnach soll der Ausdruck „Verbrecher“ nicht etwa nur solche Per- 
sonen bezeichnen, deren Handlung nach $ 1 StGB. „mit dem Tode, mit 
Zuchthaus oder mit Festungshaft von mehr als fünf Jahren“ bedroht 
ist, sondern die Verletzer der Rechtsordnung schlechthin. 

Wegen der vorkommenden Wiederholungen und der an einigen 
Stellen hervortretenden Breite bitte ich die sachkundigen Leser um Ent- 
schuldigung. Diese Eigentümlichkeiten der Darstellung schienen mir mit 
Rücksicht auf solche Leser, die erst für die neuen Anschauungen ge- 
wonnen werden sollen, unvermeidlich. 
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Über die äusseren und inneren Ursachen des Verbrechens. 


In mir wird die Erinnerung an einen mir persönlich bekannten 
Unglücklichen wach, der noch vor wenigen Jahren einem sozial sehr hoch 
stehenden Stande angehörte. Nach einem Zechgelage liess er sich ein 
Sittlichkeitsverbrechen zu schulden kommen. Er wurde ertappt, aus 
seinem Stande entfernt und zu längerer Zuchthausstrafe verurteilt. 

Für denjenigen, dem es genügt, dass der einschlägige Paragraph 
des Strafgesetzbuchs seine Anwendung gefunden hat, ist der mitgeteilte 
Fall völlig erledigt. Die Leser möge er jedoch noch zu einigen Be- 
trachtungen anregen. 

Wie leider so oft, hatte der Alkohol wieder einmal seine traurige 
Rolle als agent provocateur gespielt, und zwar bei einem Menschen, der 
eine sorgfältige Erziehung genossen hatte. Der Verbrecher war zwar 
bei Begehung der Tat nach dem Gutachten der Sachverständigen nicht 
in einem Zustande gewesen, der seine „freie Willensbestimmung“ aus- 
schloss. Aber der von ihm bekundete Mangel an Widerstandskrait gegen 
den sich geltend machenden Geschlechtstrieb war sicher hauptsächlich 
durch den vorausgegangenen Alkoholgenuss bedingt. Selbstverständlich 
plaidiere ich nicht dafür, dass er desshalb hätte straffrei bleiben müssen. 
Das sei ferne! Ich weise nur darauf hin, dass, wie alles Geschehen, so 
auch die Untat jenes Unglücklichen ihre Ursachen hatte. Der Alikohol- 
genuss war wohl nicht die einzige. Gewiss waren auch solche wirksam, 
die in der Eigenart des Unseligen lagen. Wir werden uns später mit 
den persönlichen Eigenschaften der Verbrecher beschäftigen müssen. 
Zunächst möchte ich noch die Beziehungen zwischen Alkohol und Ver- 
brechen im allgemeinen etwas näher beleuchten. 

Wir alle sind Menschen mit menschlichen Trieben und Begierden. 
Wer kann von sich behaupten, dass er noch niemals in Lagen gewesen 
ist, in welchen sich diese mit gewaltiger Macht geltend machten und 
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Befriedigung erheischten? Und wenn wir ihnen widerstehen, so ge- 
schieht es, weil die in unserem Bewusstsein vorhandenen sittlichen Vor- 
stellungen und Gefühle mächtiger sind als die rohen Begierden. Sobald 
aber letztere die Übermacht gewinnen, erliegen wir. Der Alkohol nun 
übt eine lähmende Wirkung auf das Gehirn, den Träger des geistigen 
Lebens, aus. Er bewirkt, dass uns nicht mehr unser ganzer Besitzstand 
an erworbenen Vorstellungen und Gefühlen zur Verfügung steht. Ein 
geringer Grad dieser Alkoholwirkung wird allerdings nicht als schädlich 
empfunden. Wir benehmen uns ungezwungener und befinden uns in 
rosigerer Stimmung, wenn durch ihn die hemmenden und kritischen 
Vorstellungen des unversehrten Bewusstseins zum Teil ausser Funktion 
treten. Mit fortschreitender, durch weitere Alkoholzufuhr hervorge- 
rufener Lähmung des Gehirns schwinden jedoch diese Vorstellungen 
immer melır. Daraus folgt allerdings nicht, dass jedes Individuum im 
Rausch bei gegebener Gelegenheit zum Verbrecher werden muss. Gewiss 
können sehr viele Menschen selbst im Zustand hochgradigster Betrunken- 
heit dem Anreiz zu verbotenen bezw. unsittlichen Handlungen wider- 
stehen. Ebenso gewiss aber ist es, dass bei zahlreichen Individuen, die 
für gewöhnlich sich im Zaun halten, der reichliche Alkoholgenuss den 
Affekten und egoistischen Trieben das Übergewicht über das kritische 
Erwägen verschafft. Deshalb sollen diese Individuen nicht etwa straf- 
frei Verbrechen begehen dürfen. Aber es ist zu verlangen, dass Ge 
setzgeber und Richter die Bedeutung der alkoholischen Getränke für 
die Kriminalität vollauf würdigen. 

Dr. Hoppe hat in seinem sehr lesenswerten Buch: „Alkohol und 
Kriminalität“ (Wiesbaden 1906, J. F. Bergmann) ein ungeheuer grosses 
statistisches Material über die Beziehungen zwischen Alkohol und Ver- 
brechen zusammengetragen. Es würde viel zu weit führen, wenn ich 
näher darauf eingehen wollte. Nur das sei bemerkt, dass in manchen 
Ländern bis zu 50 und mehr Prozent aller Straftaten von betrunkenen 
Individuen begangen werden. Welchen Anteil die Trunksucht an der 
Kriminalität hat, geht auch aus der vielfach und allerorts festgestellten 
Tatsache hervor, dass die meisten Verbrechen, namentlich Gewalttaten, 
in der Zeit vom Samstag zum Montag begangen werden. 

Der Anteil der Trunksucht am Verbrechen ist noch bedeutend 
grösser, wenn man nicht nur die im Rausch begangenen Straftaten, 
sondern auch die mittelbaren Beziehungen übermässigen Alkoholgenusses 
zur Kriminalität in Erwägung zieht. Der Säufer erleidet im Laufe der 
Zeit nicht nur eine Einbusse an seiner körperlichen Gesundheit, sondern 
auch an seiner geistigen Persönlichkeit. Sein sittliches Fühlen nimmt 
an Stärke ab, und er bedarf nicht erst des eigentlichen Rausches, um 
bei gegebener (ielegenheit vom Pfad des Rechts abzuweichen. Durch 
Vernachlässigung seines Berufs verarmt er und schafft so für sich und 
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seine Angehörigen einen Notstand, der seinerseits wiederum als Gelegen- 
heitsursache des Verbrechens wirkt. Sein Familienleben wird zerstört, 
die Erziehung der Kinder vernachlässigt. Das Schlimmste aber ist, dass 
er seine Entartung auf die Nachkommenschaft überträgt. Es ist seit 
langem bekannt, dass die in der Trunkenheit erzeugten Kinder vielfach 
körperlich und geistig minderwertig sind. Aber nicht nur die Trunken- 
heit im Moment der Begattung hat minderwertige Nachkommenschaft 
zur Folge, sondern in höherem Grade der chronische Alkoholismus über- 
haupt. Die Kinder trunksüchtiger Eltern zeigen mannigfaltige körper- 
liche und geistige Abnormitäten, durch die ihnen der Kampf ums Dasein 
erschwert und häufig unmöglich gemacht wird. Erwägt man ferner die 
schlechte Erziehung, die solchen Individuen gewöhnlich zuteil wird, und 
die traurige wirtschaftliche Lage, in die sie der Alkoholismus der Eltern 
bringt, so brauchen wir uns wahrlich nicht zu wundern, dass sie in 
erschreckend hoher Zahl dem Verbrechen anheimfallen. Aus den hierauf 
bezüglichen statistischen Angaben in dem oben genannten Werke Hoppes 
ist zu ersehen, dass nach den Zusammenstellungen mancher Autoren 
unter Verbrechern, Prostituierten und Zöglingen von Zwangserziehungs- 
anstalten die Hälfte bis zu zwei Dritteln (und noch darüber hinaus) 
trunksüchtige Eltern hatten. 

Die mitgeteilten Tatsachen über die Beziehungen der Trunksucht 
zum Verbrechen genügen für sich allein, uns zum Nachdenken über die 
Unzulänglichkeit des heutigen Strafrechts anzuregen. Wir haben aber 
noch mehr Gründe hierzu. 

Es wurde schon erwähnt, dass die Abkömmlinge von Alkoholikern 
wegen ihrer körperlichen und geistigen Minderwertigkeit, wegen des 
häufig bei ihnen vorhandenen Notstandes und wegen ihrer mangelhaften 
Erziehung bis zu einem gewissen Grade für die Verbrecherlaufbahn dis- 
poniert seien. Aber auch abgesehen von den Beziehungen zum Alkohol 
ist die Abstammung der Verbrecher von Bedeutung für die Erkenntnis 
ihres Wesens. Ein sehr grosser Teil stammt von verbrecherischen Eltern, 
so z. B. in Württemberg (nach von Sichart) 43,7°/o. Zur Erklärung 
dieser Tatsache braucht man nicht anzunehmen, dass der Trieb zu 
gesetzwidrigen Handlungen oder der Mangel an moralischem Fühlen ver- 
erbt werde. Der Einfluss der lasterhaften Umgebung und das Fehlen 
einer ordentlichen Erziehung können ja gar nicht ohne schädliche Ein- 
wirkung auf das in der Entwicklung begriffene Gehirn bleiben! Hinzu 
kommt, dass mit der Verbrechereigenschaft der Eltern vielfach noch 
Alkoholismus, sowie geistige und körperliche Abnormitäten vergesell- 
schaftet sind, die ihrerseits wiederum entsprechende Entartungszustände 
der Nachkummenschaft zur Folge haben. Selbstverständlich sind auch 
die Kinder aus nicht verbrecherischen degenerierten Familien viel- 
fach körperlich und geistig minderwertig. Auch diese fallen leichter 
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dem Verbrechen anheim als die geistig und körperlich Vollgesunden, 
wenn auch naturgemäss nicht so leicht wie solche, deren Eltern ver- 
brecherisch waren. 


Die vorstehenden Ausführungen haben nicht etwa den Zweck, die 
Gesetzesübertreter zu entschuldigen. Sie sollen vielmehr den Leser auf 
die folgenden Kapitel vorbereiten und dazu beitragen, ihm das Ver- 
ständnis für die der vorliegenden Arbeit zugrundeliegende naturwissen- 
schaftliche Anschauung vom Wesen des Verbrechens zu erschliessen. 
Sie mögen ihn zu jenem Standpunkt geleiten, von welchem man alie 
Erscheinungsformen des Verbrechertums zu erklären sucht, um auf 
Grund der so gewonnen Erkenntnis nicht Rache für die Schuld, sondern 
die für die Gesellschaft besten Massregeln gegen dieStörer der Rechts- 
ordnung zu fordern. 

Die Analyse der Persönlichkeit der Verbrecher ist zweifellos für 
manchen Einzelfall von grösster Bedeutung. Und deshalb müssen die 
zukünftigen Richter und Strafanstaltsbeamten imstande sein, eine solche 
Analyse vorzunehmen. Irrtümlich aber wäre die Annahme, dass die 
Verbrecher durch eine nur ihnen eigentümliche Häufung körperlicher 
und geistiger Sondereigenschaften eine von den übrigen Menschen streng 
geschiedene Klasse bildeten. Dass dies bei den Gelegenheitsverbrechern 
nicht zutrifft, leuchtet ohne weiteres ein. Aber auch für die Gewohn- 
heitsverbrecher hätte die Annahme keine Berechtigung. 

Lässt sich demnach auch nicht die Klasse der Verbrecher als eine 
wohlcharakterisierte Unterart von homo sapiens beschreiben, so lohnt 
es sich doch, gewisse persönliche Eigenschaften verbrecherischer Menschen, 
die sich bei diesen häufiger als im Durchschnitt bei anderen finden, 
näher anzusehen. 


Wie oben erörtert wurde, ist man zur Erklärung der Tatsache, 
dass ein grosser Teil der Verbrecher von verbrecherischen Eltern stammt, 
nicht zu der Annahme vererbter Neigung zu gesetzwidrigen Handlungen 
gezwungen. Andererseits spricht aber auch nichts gegen die Ver- 
mutung, dass in manchen Fällen die Erblichkeit bei den kriminellen 
Neigungen eines Individuums eine Rolle spiele. Wenn wir bedenken. 
dass erfahrungsgemäss geistige Eigenschaften, z. B. besondere Fähig- 
keiten und Talente, oft auf die Nachkommen übergehen, so brauchen 
wir die Möglichkeit der Vererbung verbrecherischer Eigenschaften nicht 
abzulehnen. 


Im übrigen ist die angeschnittene Frage nicht von so grosser Be- 
deutung. Wichtiger ist die Tatsache, dass bei einem grossen Teil ver- 
brecherischer Individuen die kriminellen Neigungen schon in frühester 
Jugend hervortreten, und zwar nicht nur bei Abkömmlingen von Ver- 
brechern, sondern auch bei solehen, die von lediglich geistig abnormen 
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bezw. trunksüchtigen Eltern stammen, zuweilen auch bei Kindern ganz 
gesunder und rechtlicher Eltern. 

Eine vielen Verbrechern gemeinsame Eigenschaft ist ihr intellektueller 
Tiefstand. Dass die Bildung bei ihnen vernachlässigt ist, ist angesichts 
der Abstammung der meisten zu erwarten. Aber nicht nur geringeres 
Wissen zeigen viele Verbrecher als Unbescholtene aus gleicher Volks- 
klasse, sondern auch eine geringere Bildungsfähigkeit. Darüber sind 
alle Sachverständigen einig. Bemerkenswert sind mehrere hierauf be- 
zügliche Äusserungen Bärs!). „Selbst in Ländern mit äusserst streng 
durchgeführter allgemeiner Schulpflicht findet sich eine auffallende Un- 
wissenheit bei den Verbrechern.“ An anderer Stelle: „Aus dieser Be- 
einträchtigung der geistigen Denkfähigkeit erklärt sich jener verhängnis- 
volle Zug in dem Wesen der Verbrecherindividualität, der so häufig bei 
dieser gefunden wird, d. i. die Willensschwäche, ihre Halt- und Charakter- 
losigkeit“. Kirn?) geht sogar so weit, zu erklären: „Jedenfalls steht 
soviel fest: Der Durchschnitt der Gewohnheitsverbrecher steht unter 
dem mittleren geistigen Niveau der Menschheit im allgemeinen“. Wenn 
man erwägt, dass ein sehr grosser, wenn nicht der grösste Teil der 
Gewohnheitsverbrecher von trunksüchtigen bezw. geistig und körperlich 
minderwertigen, bezw. verbrecherischen Eltern stammt und eine mangel- 
hafte Erziehung genossen hat, so erscheint ihr geistiger Tiefstand bei- 
nahe selbstverständlich. 

Auch auf die körperlichen Eigenschaften der Gewohnheitsverbrecher 
müssen wir kurz eingehen. Vorher betone ich, dass ich durch die 
Gegenüberstellung der sogenannten körperlichen und geistigen Eigen- 
schaften keine Scheidewand zwischen beiden errichten will. Nach natur- 
wissenschaftlicher Auffassung beruhen auch die geistigen Eigenschaften 
auf körperlichen Vorgängen. Sie sind Lebensäusserungen des Gehirns, 
also eines Körperorgans, und demnach von den körperlichen nicht grund- 
sätzlich verschieden. Vielfach finden sich neben gewissen geistigen Eigen- 
schaften bestimmte körperliche Merkmale, die zum Teil als Begleit- 
erscheinungen aufzufassen sind, zum Teil in ursächlichem Verhältnis zu 
den ersteren stehen. So ist es z. B. bekannt, dass Geisteskrankheiten 
manchmal von körperlich erkennbaren Symptomen begleitet sind, z. B. 
von Missbildungen des Schädels, Veränderungen des Gehirns, ungleicher 
Gestaltung des Körperbaus, Entwicklungshemmungen an den Geschlechts- 
teilen, angewachsenen Ohrläppchen usw. Wir wissen, dass auch solche 
geistige Eigenschaften, die im Bereich des Normalen liegen, durch ent- 
sprechende körperliche Merkmale zum Ausdruck kommen. Charakter, 


!) Bär, Der Verbrecher in anthropologischer Beziehung. Leipzig 1893. 
G. Thieme, 
2) Kirn, Geistesstörung und Verbrechen. Festschrift von Illenau. 
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Stand und Beruf drücken der körperlichen Erscheinung ihre unverkenn- 
baren Spuren auf. 

Es hat sich nun herausgestellt, dass ähnliche körperliche Merkmale, 
wie sie bei gewissen Geisteskranken vorhanden sind, auch bei Gewohn- 
heitsverbrechern nicht selten vorkommen. Unter diesen Merkmalen soll 
insbesondere die durch starke Entwicklung des Gesichtsskeletts und 
fliehende Stirn charakterisierte Verbildung des Schädels häufig sein. 
Die Vorstellung von einer derartigen „verbrecherischen“ Schädelform ist 
selbst vielen Laien geläufig, Romanschriftsteller und Maler statten die 
von ihnen darzustellenden Verbrecher vielfach mit einer solchen Ge- 
sichtsbildung aus. 

Der bekannte italienische Forscher Lombroso hat behauptet, 
dass etwa der dritte Teil aller Gewonnheitsverbrecher körperliche Merk- 
male als angeborene Ausdruckszeichen einer geistigen Beschaffenheit 
aufweise, durch die ihr Träger mit Notwendigkeit zum Verbrecher werde. 
Nach Lombroso bildet demnach ein Teil der Verbrecher einen eigenen 
anthropologischen Typus des Menschengeschlechts. . 

Wenn man unbefangen prüft, was für und gegen die Lombrososche 
Lehre vorgebracht ist, so gewinnt man allerdings nicht den Eindruck, 
dass es eine durch körperliche Merkmale von der übrigen Menschheit 
geschiedene Klasse der Verbrecher gebe. Durch die Nachprüfungen, 
die namhafte Forscher an einem grossen Material von Sträflingen vor- 
genommen haben, hat sich nur ergeben, dass körperliche Veränderungen 
{sogenannte Entartungszeichen) der bei Geisteskranken beobachteten Art 
bei Verbrechern häufiger vorkommen als bei Unbescholtenen. Es darf 
aber nicht verkannt werden, dass manche Menschen „verbrecherische“ 
Körpermerkmale aufweisen, die nie mit den Strafgesetzen in Konflikt 
kommen, und dass andererseits manche abgefeimte Verbrecher sich in 
keiner Weise sichtbar anatomisch von rechtlichen Menschen unter- 
scheiden. Es bestelit eben kein gesetzmässiges Verhältnis zwischen ver- 
brecherischer Geistesbeschaffenheit und sichtbarer körperlicher Erschei- 
nung, ebensowenig wie ein solches zwischen Geisteskrankheit und 
Entartungszeichen besteht. 

Mit der Feststellung dieser Tatsache ist aber noch nicht die 
Möglichkeit widerlegt, dass es Menschen gibt, die durch ihre Ver- 
anlagung mit Notwendigkeit auf die Verbrecherlaufbahn gedrängt werden. 
Bevor wir uns weiter mit dieser Frage beschäftigen, wollen wir eine 
andere prüfen, nämlich die, ob es einen „freien Willen“ gibt. 

Wir wissen, dass alles geistige Geschehen an das Gehirn gebunden 
ist. Einige der wichtigsten Beweise hierfür sind folgende. Entwick- 
lungshemmungen und Missbildungen des Gehirns haben mehr oder minder 
ausgeprägte geistige Schwäche zur Folge. Verletzungen, Kompressionen 
und Erkrankungen des Gehirns beeinträchtigen die geistige Tätigkeit. 


Bei Erkrankungen oder Verletzungen bestimmter Teile des Gehirns fallen 
bestimmte Teile der geistigen Tätigkeit aus, z. B. bei einem Defekt der 
3. linken Stirnwindung das Sprachvermögen trotz unversehrten Bewusst- 
seins und vollständiger Funktionsfähigkeit der beim Sprechakt tätigen 
Muskeln und sonstigen Organe. — Innerhalb der Tierreihe nimmt mit 
steigender Intelligenz die Entwicklung des Grosshirns zu. Auch unter 
den Menschen zeigen die Vertreter der höheren Rassen eine vollkom- 
menere und windungsreichere Gehirnoberfläche als die der niederen. 
Innerhalb derselben Rasse zeichnen sich die intelligentesten Individuen 
durch reichliche Formentwicklung des Gehirns vor den übrigen aus. — 
Die Furchen und Windungen der Gehirnoberfläche des Neugeborenen sind 
noch unvollkommen entwickelt. Erst nach dem 20. Lebensjahre ist die 
mit fortschreitender Intelligenz zunehmende Differenzierung beendet. — 
Findet aus irgend einem Grunde keine genügende Blutzufuhr zum Ge- 
hirn statt, so erlischt das Bewusstsein. (Ohnmacht!) 


Nach der sogenannten monistischen Weltanschauung ist die Geistes- 
tätigkeit das Ergebnis von materiellen Vorgängen im Gehirn. Die Seele 
ist demnach lediglich die Summe der Lebensäusserungen des Gehirns. 


Nach der dualistischen Auffassung dagegen ist die Seele ein selb- 
ständiges immaterielles Wesen, welchem das Gehirn nur als Vermitte- 
lungs- und Ausdrucksorgan dient. 


Weiche der beiden Anschauungen mehr Wahrscheinlichkeit für sich 
hat, soll bier unerörtert bleiben. Zu prüfen bleibt jedoch, wie sich die 
Anhänger der einen oder der anderen zu der Frage der Willensfreiheit 
zu stellen haben. 


Dass nach der monistischen Weltanschauung der Wille von der 
Gehirnkonstitution abhängig ist, liegt auf der Hand. 


Wie aber steht es mit den Dualisten ? 


Nach ihrer Auffassung ist zwar das Geliirn nur Ausdrucks- bezw. 
Vermittelungsorgan der Seele. Die oben mitgeteilten Tatsachen führen 
jedoch zu dem unabweisbaren Schluss, dass die Beschaffenheit des 
Vermittelungsorgans in den innigsten Bezieliungen zum Seelenleben 
steht. Es kann nicht bestritten werden, dass die während unserer 
irdischen Existenz zu beobachtenden Äusserungen der Seele von der 
Organisation des als Äusserungsorgan dienenden Gehirns abhängig sind. 


. Zu diesen Äusserungen der Seele gehört auch das Wollen. Folg- 
lich ist auch der Wille von der Gehirnbeschaffenheit abhängig. 


Aber auch wenn man von den Beziehungen der Seele zum Gehirn 
absieht und den Willen lediglich als Ausfluss der immateriellen Seele 
betrachtet, kann man ihn nicht absolut frei nennen. Denn er wäre in 
diesem Falle mitsamt der immateriellen Seele von Gott erschaffen. Da 


Zu: 9 = 


aber ein allmächtiger Schöpfer doch alles nach wohlerwogenem Plan 
lenkt, hätte er mit Vorbedacht die Seele und mit ihr den Willen des 
Menschen so geschaffen, wie sie sind. Namhafte Kirchenlebrer haben 
aus derartigen Erwägungen die Freiheit des Willens verneint. 


Ein „unabhängiger“ Wille wäre von allem übrigen geistigen Ge- 
schehen losgelüst. Er hätte weder zum Gehirn noch zur Seele Be- 
ziehungen. Er wäre also ein ursachs- und wesenloses Etwas, ein 
Phantom. 


Wir wissen aber, mögen wir Monisten oder überzeugte Dualisten 
sein, dass von der Loslösung des Willens von der übrigen geistigen 
Tätigkeit keine Rede sein kann. Die Psychologie lehrt, dass die Willens- 
tätigkeit Ergebnis von Vorstellungen, und dass der Wille selbst weiter 
nichts ist als ein zu Handlungen führendes, im Bewusstsein als gegen- 
wärtig empfundenes (Ziel-) Vorstellen. Es steht ferner fest, dass die 
Bildung aller Vorstellungen ohne vorausgegangene sinnliche Wahrneh- 
mungen unmöglich ist und das Funktionieren der Sinneswerkzeuge, der 
mit ihnen verbundenen Sinneszentren der Hirnrinde und der diese 
Zentren ‚miteinander verbindenden anatomisch nachweisbaren Assozia- 
tionsbahnen zur Voraussetzung hat. Ist also das Wollen — Vorstellen, 
so steht es wie dieses im innigsten Zusammenhang mit dem Gehirn. 


Wie verträgt sich ferner mit der Fiktion des unabhängigen Willens 
die Tatsache, dass durch Erkrankungen des Gehirns nicht nur die geistige 
Tätigkeit im allgemeinen leidet, sondern auch namentlich die Willens- 
tätigkeit? Wenn nach $ 51 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich 
durch einen Zustand von „krankhafter Störung der Geistestätigkeit“ die 
„freie Willensbestimmung ausgeschlossen“ sein kann, so hat der Ge- 
setzgeber doch offenbar angenommen, dass der Wille des Geistes- 
gestörten von der krankhaft veränderten Gehirnbeschaffenheit abhängig 
ist. Tritt nun etwa die Abhängigkeit der Willenstätigkeit von der Ge- 
hirnorganisation erst ein, nachdem letztere krank geworden ist? Diese 
Annahme wäre doch einfach absurd! Wenn der $51 StGB. unter Um- 
ständen die Abhängigkeit der Willenstätigkeit von dem kranken Gehirn 
anerkennt, muss er folgerichtig ein solches Abhängigkeitsverhältnis auch 
bei einem gesunden Gehirn gelten lassen. Wenn der Ausschluss der 
„freien Willensbestimmung* des Geistesgestörten seinen Grund in der 
Gehirnorganisation desselben hat, so sind wir zu der Annahme gezwungen, 
dass es beim (reistesgesunden auch der Zustand des Gehirns ist, nämlich 
der gesunde, der die „freie Willensbestimmung“ zur Folge hat. Daraus 
folgt wiederum, dass der Ausdruck „freie Willensbestimmung“ zur 
Charakterisierung der Willenstätigkeit des Geistesgesunden sich nicht 
eignet. Denn wenn der Wille des Geistesgesunden infolge der ge 
sunden Gehirnbeschaffenheit so ist, wie er ist, ist er streng genommen 
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nicht mehr frei, sondern abhängig von der (dieses Mal gesunden) Ge- 
hirnbeschaffenheit. Wäre er wirklich frei, so wäre er ursachslos. 

Der Unterschied zwischen der Willensbestimmung des Geistes- 
gesunden und der des Geistesgestörten besteht demnach nicht darin, 
dass die erstere frei, die letztere unfrei ist, sondern darin, dass letztere 
krankhaft entstandenen Motiven entspringt bezw. sich in krankhaft ab- 
normer Richtung betätigt. 

Der in $ 51 StGB. enthaltene Begriff der „freien Willensbestim- 
mung“ ist demnach sehr anfechtbar, und zwar um so mehr, als die 
ärztlichen Sachverständigen, die in erster Linie über das Vorhanden- 
sein der für die Anwendung des $ 51 erforderlichen Voraussetzungen 
zu urteilen haben, ausnahmslos einen unabhängigen Willen nicht an- 
erkennen. 

Zu der Frage der Abhängigkeit der Willenstätigkeit vom Gehirn 
vermag gewiss mancher Leser aus eigener Erfahrung Stellung zu nehmen, 
wenn er sich eines gelegentlich überstandenen Rausches erinnern will. 
Er wird zugeben müssen, dass in diesem Zustand nicht nur sein Können, 
sondern auch sein Wollen — nun sagen wir: verändert war. Wie wäre 
dies aber möglich, wenn nicht das Gehirn einen massgebenden Einfluss 
auf die Willensbestimmung hätte? Der Alkohol, eine chemische Ver- 
bindung, kann doch wohl nur auf die Materie, in dem angenommenen Fall 
also auf das Gehirn, einwirken, nicht aber auf eine immaterielle Seele. 

Aus allem ergibt sich, dass ein absolut freier ursachsloser Wille 
nicht besteht! 

Viele weisen diesen Standpunkt lediglich deshalb mit Empörung 
zurück, weil sie sich nicht bemühen, ihn zu verstehen. Sie suchen die 
Leugner der Willensfreiheit dadurch ad absurdum zu führen, dass sie 
deren Standpunkt als einen solchen hinstellen, von welchem aus man 
sich alle Handlungen nach mechanischem Verlauf abspielend zu denken habe. 

Nun, derartig törichte Vorstellungen vom Wesen unserer Willens- 
handlungen haben wir Verneiner des ursachslosen Willens nicht. Zweifel- 
los können wir vor dem Handeln die Motive abwägen. Die Entschei- 
dung ist von persönlichen Neigungen, von Nützlichkeits- usw. Erwägungen 
abhängig, d. h. von Vorstellungen und Gefühlen, deren Art und Ablauf 
von der Beschaffenheit des Gehirns bedingt wird, mag letzteres Quelle 
der Vorstellungen oder nur Werkzeug der Seele sein. Wenn wir geistig 
gesund sind und normales sittliches Fühlen haben, so regelt sich unsere 
Willensbestimmung nach richtigen Vorstellungen über das Nützliche und 
Schädliche, Erlaubte und Verbotene, Ehrenhafte und Ehrlose. Dies ge- 
schieht, weil unser Gehirn gesund veranlagt und durch gute Erziehung 
beeinflusst worden ist, nicht aber infolge eines vom übrigen geistigen 
Leben losgelösten, sowohl von der Gehirnorganisation als auch vom Welt- 
schöpfer unabhängigen und somit ursachslosen Willens. 
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In den Motiven zum Entwurf eines Strafgesetzbuches für den 
Norddeutschen Bund heisst es, dass „der gereifte und geistig gesunde 
Mensch ausreichende Willenskraft habe, um die Antriebe zu strafbaren 
Handlungen niederzuhalten und dem allgemeinen Rechtsbewusstsein 
gemäss zu handeln“. In dieser allgemeinen Fassung ist der Satz nicht 
richtig. Denn die Erfahrung lehrt, dass eben nicht jeder „gereifte und 
geistig gesunde“ Mensch immer diese Willenskraft hat. Hat er sie aber, 
so liegt es daran, dass der Zustand seines Gehirns ein derartiger ist, 
dass auf die durch Gehirnvorgänge dargestellten Antriebe zu strafbaren 
Handlungen andere Gehirnvorgänge folgen, die über die ersteren das 
Übergewicht haben und das Wollen bestimmen. Beim Verbrecher 
dagegen ist die Gehirnbeschaffenheit zur Zeit der Tat eine solche, dass 
die bösen Triebe das Übergewicht haben. 

Übrigens ist zu betonen, dass die unser Handeln 
bedingende Gehirnbeschaffenheit nicht ausschliesslich 
durch angeborene Anlage verursacht wird, sondern auch 
durch mannigfaltigeäussereFaktoren. Erziehung, Unter- 
richt, Erfahrung, Lebensschicksaleusw. drücken dem Gehirn 
ihreSpuren aufund vermögen seine Beschaffenheit zu ver- 
ändern. Die Wirkung dieser Faktoren ist allerdings je nach der Ver- 
anlagung des Gehirns verschieden. Jede einzelne Handlung des Menschen 
ist als die von dem jeweiligen Gehirnzustand abhängige Reaktion auf 
äussere und innere Reize anzusehen. Wenden wir diese Definition auf 
die Straftaten an, so können wir sie mit Aschaffenburg!) tezeiclnen 
als „das Ergebnis komplizierter Vorgänge, die von der Organisation 
und Entwicklung des Geliirns, von der Intelligenz und den Erfahrungen, 
von der gemütlichen Erregbarkeit einerseits, von äusseren Umständen 
andererseits abhängig sind“. 

Bevor ich meine Ausführungen über das Problem der Willens- 
freiheit beschliesse, möchte ich nochmals vor jenen oberflächlichen 
Romanphilosophen warnen, die ein Vergnügen darin finden, die Ver- 
neinung des absolut freien Willens mit der Anerkennung eines auto- 
matenhalten Bedingtseins der geistigen Tätigkeit zu identifizieren. Diese 
Herren führen einen Kampf gegen Anschauungen, die nur in ihrer Ein- 
bildung existieren und von keinem ernsten Forscher vertreten werden. 
In schr trefiender Weise äussert sich hierzu Sommer?) mit folgenden 
Worten: „So ist doch klar, dass dieses Wollen, wenn es einmal da ist, 
im höchsten Grade auf den ganzen Ablauf der geistigen Prozesse und 
der nervösen Vorgänge einwirkt. Der Wille ist also im Sinne des 
aktiven Determinismus, wie ich diese Auffassung bezeichnen will, eine 


!) Aschaffenburg, a. a. O. 8. 19. 
2) Sommer, Kriminalpsychologie. Leipzig 1904. J. A. Barth, 8. 323. 
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von den Kräften, die den Ablauf des Geschehens im einzelnen und in 
der Gesamtheit der Menschen bestimmen. Er ist zwar einerseits das 
Produkt einer Reihe von psychophysiologischen (d. h. in der Gehirnsub- 
stanz sich abspielenden, d. Verf.) Vorgängen, aber zugleich als resul- 
tierende Kraft etwas aktives, welches seinerseits weiterwirkt und das 
psychophysische Geschehen beeinflusst“. 

In dem zitierten Satz ist der Ausdruck, „Determinismus“ gebraucht. 
Der Leser wird ihm in den folgenden Ausführungen noch öfter begegnen. 
Was er bedeutet, ist in dem Zitat deutlich ausgedrückt. 


Es fehlt nicht an Leuten, welche die Anerkennung des Determinis- 
mus für gleichbedeutend halten mit dem Zusammenbruch der Grund- 
lagen des Strafrechts. Wie irrtümlich diese Ansicht ist, soll in der vor- 
liegenden Schrift gezeigt werden. Dass sie auf Verkennung von Tat- 
sachen beruht, geht schon daraus hervor, dass äussere Faktoren, wie 
z. B. Erziehung und Erfahrung, — also auch die Kenntnis der 
Strafbarkeit einer Handlung — sich als Spuren in das Gehirn 
eindrücken, die das Handeln beeinflussen. 

Lassen wir nun einmal unsere Blicke auf die vorausgegangenen 
Darlegungen zurückschweifen! Wir haben gesehen, dass viele Verbrecher 
von geistig und körperlich abnormen, trunksüchtigen, verbrecherischen 
Eltern abstammen; dass bei einem Teil von ihnen schon in frühester 
Jugend kriminelle Neigungen hervortreten; dass sie selbst vielfach 
körperlich und geistig minderwertig sind; dass sie zum grossen Teil 
intellektuell auf einer tieferen Stufe stehen als der Durchschnitt der Un- 
bescholtenen aus der gleichen Volksklasse. Schliesslich haben wir uns 
vor Augen gehalten, dass alles geistige Geschehen von der Gehirnorgani- 
sation abhängt, dass sich hiernach die Art der Reaktion auf äussere 
Reize bestimmt. 


Wenn wir alles dieses gebührend würdigen, können wir nicht um- 
hin, wenigstens die Wahrscheinlichkeit zuzugeben, dass es „geborene 
Verbrecher“ gibt, d. h. Individuen, welche infolge ihrer Veranlagung 
der Verbrecherlaufbahn nicht entrinnen können. 


Aber wohlverstanden! Wir dürfen nie vergessen, dass wir keine 
sicheren Anhaltspunkte haben, um im konkreten Fall einen Menschen 
als „geborenen Verbrecher“ zu bezeichnen, bevor er unzweideutige Be- 
weise seiner verbrecherischen Eigenart gegeben hat. Damit entfällt 
gänzlich die Befürchtung, dass das Eindringen des Determinismus in die 
Rechtspflege für unbescholtene Inäividuen die Gefahr berge, wegen gewisser 
körperlicher und geistiger Eigentümlichkeiten als „Verbrecher“ ange- 
sehen und prophylaktisch eingesperrt zu werden. Die prophylaktische 
Internierung Unbescholtener wird auch in Zukunft, wie heute, nur aus- 
gesprochen Geisteskranke treffen. 
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Allerdings sollen !unter dem zukünftigen Strafrecht diejenigen, 
die sich durch die Tat als unverbesserliche Verbrecher erwiesen haben, 
dauernd unschädlich gemacht werden. 

Es ist viel darüber gestritten worden, ob die verbrecherich ver- 
anlagten Individuen als Kranke zu betrachten seien oder nicht. Die 
Entscheidung in dieser Frage hängt von der Auffassung des Begriffs 
Krankheit ab. Wenn man daran festhält, dass das geistige Geschehen 
von der Gehirnorganisation bedingt wird, so ergibt sich, dass letztere 
beim echten Verbrecher anders sein muss als beim Unbescholtenen, 
Und wenn man ferner erwägt, dass diese Abweichung ihrem Träger im 
grossen und ganzen nur Nachteile bringt — denn die Berufsverbrecher 
führen doch ein jämmerliches Dasein, sowohl in den Strafanstalten, als 
auch während der für gewöhnlich nur kurzen und durch polizeiliche 
Verfolgungen getrübten Freiheit —, so liegt der Gedanke nicht so fern, 
dass es sich um im gewissen Sinn kranke Individuen handele. Wenn 
man dagegen in den Vordergrund rückt, dass die Handlungen der Kri- 
minellen, „unter der Voraussetzung ihrer Nichtentdeckung eine Förde 
rung oder Befriedigung des Individuums gegen das Interesse oder den 
Willen der Gesamtheit“ (Sommer) bedeuten, so ist man nicht geneigt, 
an das Vorhandensein eines krankhaften Zustandes zu glauben. 

Im übrigen dürfte nicht zu bezweifeln sein, dass für die „Krank- 
heit“ des Verbrechers, welcher nicht im herkömmlichen klinischen Sinn 
geisteskrank ist, die Strafe die beste Behandlung darstellt. 

Wenn man somit auch für die Praxis solche Individuen, die ledig- 
lich Verbrecher sind, von den Geisteskranken wohl zu unterscheiden 
hat, so tut man doch wohl daran, die Tatsachen zu beachten, die für 
eine recht nahe Wesensverwandtschaft zwischen Verbrechertum 
und Geisteskrankheit sprechen. Es kommt vor, dass von den Abkömm- 
lingen einer Verbrecherfamilie die einen geisteskrank, die anderen ver- 
brecherisch werden. Ebenso beobachtet man, dass von den Kindern 
trunksüchtiger oder geistig abnormer Eltern ein Teil nur verbrecherisch, 
ein anderer Teil geisteskrank wird. „Beides, Verbrechen und geistige 
Störung, sind zwei Pflanzen, die aus demselben Boden ihre Nahrung 
saugen, aus dem Boden körperlicher und geistiger Degeneration.“ 
(Aschaffenburg) 

Oben wurde gesagt, dass jede menschliche Handlung als die von 
dem jeweiligen Gehirnzustand abhängige Reaktion auf äussere und 
innere Reize anzusehen sei. Welcher Art die äusseren Reize sind, will 
ich nicht weitschweifig erörtern. Dass die wirtschaftliche Lage Anlässe 
zu Verbrechen schafft, leuchtet ein. Es ist z. B. statistisch nachge- 
wiesen, dass in Zeiten wirtschaftlichen Niedergangs und steigender 
Lebensmittelpreise die Zahl der Eigentumsverbrechen zunimmt. Auch 
zwischen Jahreszeit und gewissen Verbrechen besteht ein gesetzmässiger 
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Zusammenhang. So werden z. B. (nach Aschaffenburg) die meisten 
Unzuchtsverbrechen in Deutschland im Juli begangen. 

So lohnend es vielleicht noch sein würde, die gesetzmässigen Be- 
ziehungen zwischen verschiedenen äusseren bezw. sozialen und indivi- 
duellen Faktoren, wie Nationalität, Volkssitten, Rasse, Religion, Stand, 
Beruf, Lebensalter, Geschlecht usw. einerseits und der Kriminalität 
andererseits zu erörtern, so will ich mich doch bescheiden. Die bis- 
herigen Darlegungen scheinen mir zur Vorbereitung auf die folgenden 
Kapitel zu genügen. 
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2. Kapitel. 
Über Schuld und Sühne. 


Aus den bisherigen Darlegungen folgt neben vielem anderen zu- 
nächst, dass wir unsere Begriffe von Schuld und Sühne einer Prüfung 
zu unterziehen haben. 

Was bleibt schliesslich von Schuld übrig, wenn wir uns bemühen, 
in die tiefsten sozialen und individuellen Ursachen jeder Straftat einzu- 
dringen, und uns erinnern, dass alles menschliche Tun in letzter Linie 
von der nicht frei erwählten Gehirnbeschaffenheit abhängig ist? 

Nun, wird man vielleicht entgegen, dann möge der Begriff „Schuld* 
die Betätigung jener Gehirnbeschaffenheit bezeichnen, die zum Ver- 
brechen führt, gleichviel ob sie frei erwählt ist oder nicht. Gut, in dem 
Sinne soll das Wort gelten. Wir sollten uns dessen aber immer bewusst 
bleiben. Dann werden wir uns allmählich auch daran gewöhnen, die 
„Sühne“ nicht als Rache oder Vergeltung zu betrachten, sondern als 
die im Interesse der Gesellschaft notwendige Reaktion auf einen be- 
gangenen Rechtsbruch. 

Jedoch die landläufigen Begriffe von Schuld und Sühne sind andere, 
und gegen ihre Herrschaft in der Strafrechtspflege sind die folgenden 
Ausführungen gerichtet. 

Zunächst sind wir überhaupt nicht imstande, Schuld und Sühne 
richtig gegeneinander abzuwägen. Wäre dies möglich, so würde die 
Rechtsprechung verschiedener Länder und Zeiten nicht so auffallende 
Unterschiede zeigen, und die richterlichen Entscheidungen würden nicht 
so häufig, wie es in Wirklichkeit der Fall ist, mit dem Rechtsbewusst- 
sein des Volks im Widerspruch stehen. Die Abmessung der Schuld 
unterliegt eben dem subjektiven Fühlen. Die Richter sind Menschen. 
Sie stehen bei der Rechtsprechung unter den Einflüssen der Landes- 
sitten, der Rechtsanschauung ihrer Umgebung, ihres eigenen Charakters 
und ilırer Erziehung. Das sull selbstverständlich kein Vorwurf sein. 
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Denn es handelt sich um etwas Unvermeidbares, so lange die Strafab- 
messung sich nach der Höhe der Schuld richtet. Im Grunde bedeutet 
nämlich die Höhe der Schuld nichts anderes als die Stärke der Unlust- 
gefühle, die wir angesichts der der Schuld zugrunde liegenden Handlung 
empfinden. Und die Stärke der Unlustgefühle ist eben von den ge- 
nannten Faktoren abhängig. Das subjektive Element wird erst dann 
aus der Rechtsprechung nach Möglichkeit ausgeschaltet werden können, 
wenn nicht mehr der Schuldgrad, sondern die eher objektiv und auf 
biologischer Grundlage bestimmbare psychophysische Individualität des 
Verbrechers in erster Linie die Indikationen für die gegen ihn anzu- 
wendenden Massnahmen gibt. Um die Gesellschaft vor Rechtsbrechern 
zu schützen, müssen wir vor allem zu bestimmen suchen, wie gefährlich 
ihre Persönlichkeit ist. Hiernach hat sich die Entscheidung zu richten. 
Wir sollten den Täter einer die Rechtsordnung verletzenden Handlung 
behandeln, nicht die Tat; ebenso wie ein gewissenhafter Arzt den Kranken 
und nicht nur das einzelne Krankheitssymptom behandelt. 


Ich weiss wohl, dass auch im heute geltenden Strafgesetzbuch An- 
sätze zur Rücksichtnahme auf die Persönlichkeit rechtbrechender In- 
dividuen vorhanden sind. (Vergl. S. 3.) Aber nicht in ausreichendem 
Masse! In zahlreichen Fällen sind unsere Richter zurzeit gezwungen, 
obne Rücksichtnahme auf die Person des Täters die für den begangenen 
Rechtsbruch festgesetzte Sühne zu verhängen. Infolgedessen müssen sie 
leider nur allzuhäufig einen harmlosen Rechtsverletzer, der in einem 
Augenblick des Leichtsinns oder der Verwirrung fehlte, mit derselben 
Strafe belegen wie den unverbesserlichen gefährlichen Verbrecher, ob- 
wohl sie wissen, dass vielleicht das Lebensglück des ersteren hierdurch 
für immer vernichtet wird, während der letztere nach Absıtzen der ihm 
ziemlich gleichgiltigen Strafe sicher bald wieder die Rechtssicherheit 
gefährdet! 


So lange man der Vergeltungsidee die zurzeit von ihr eingenom- 
mene Stellung in der Strafrechtspflege lässt, so lange man also haupt- 
sächlich die unter Anklage gestellte Handlung dem richterlichen Ver- 
fahren zugrunde legt und die Persönlichkeit des Täters erst in zweiter 
Linie berücksichtigt, wird man einerseits die Gesellschaft vor gefähr- 
lichen Verbrechern nicht genügend schützen und andererseits manche 
im Grunde harmlose Menschen dem Untergang entgegenführen. 


Da erscheint doch ein Strafrecht besser, welches den einmal 
Strauchelnden nicht sofort um der „vergeltenden Gerechtigkeit“ willen 
der Schande preisgibt, sondern sich zunächst mit dem Zwang zur 
Schadenersatzleistung begnügt, welches andererseits aber den Unver- 
besserlichen, der sich der Rechtsordnung nicht fügen will, nach mehreren 
vergeblichen Besserungsversuchen rücksichtslos für immer aus der Ge- 
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sellschaft ausscheidet. Ein solches System aber ist nur unter starker 
Einschränkung der überlieferten Schuld- und Sühneidee möglich. 

Selbstverständlich ist nicht daran zu denken, dass die Strafen fort- 
fallen sollen. Ein geordnetes Staatswesen kann auf die allgemeine vor- 
beugende Wirkung der Abschreckung vermittelst Strafen nicht verzichten. 
Die Menschen werden sich vermutlich niemals so weit entwickeln, dass 
sie lediglich durch sittliche Erziehung zum rechtlichen Lebenswandel 
befühigt werden. Viele Menschen, die zwar moralische Begriffe haben, 
aber nicht mit genügend starken Lust- bezw. Unlustgefüblen verbinden 
können, bedürfen, wenn sie in Versuchung geführt werden, erst einer 
durch die Furcht vor der Strafe dargestellten stärkeren Hemmung, um 
vor einem Verbrechen bewahrt zu bleiben. Die Strafandrohungen ge- 
hören überdies zu den Mitteln, durch welche die sittlichen Begriffe im 
Gehirn des Menschen gebildet und befestigt werden. Denn die Tatsache, 
dass gewisse Handlungen mit Strafe hedroht sind, trägt dazu bei, die 
Vorstellung des mit diesen Handlungen verbundenen Unrechts zu ver- 
tiefen. 

Wenn wir somit auch die Strafen nicht entbehren können, so 
sollen wir sie doch nicht als Vergeltungsmassregel betrachten. Das We- 
sentliche der Strafe sollen wir nicht darin erblicken, dass dem Reclıts- 
verletzer für das Übele, das er anderen zugefügt hat, nun wieder Übeles 
in entsprechendem Masse geschieht. Denn erst unter Einschränkung 
des überlieferten Sühnebegriffs wird es möglich sein, den Strafvollzug 
so zu gestalten, dass er die Besserung der besserungsfähigen Rechtsver- 
letzer nicht verhindert. Ich werde später zu zeigen versuchen, dass 
ein derartiger Strafvollzug möglich ist, ohne die Abschreckungswirkung 
der Strafe zu beeinträchtigen. 

Es ist mir nicht unbekannt, dass manche scharfsinnige Juristen 
der Vergeltungsidee eine wesentliche Bedeutung bei der Bekämpfung des 
Verbrechens zuerkennen. Auch liegt der Einwand nahe, dass das natür- 
liche Gefühl des Volks Genugtuung und Rache für eine begangene Untat 
verlange. 

Hierauf sei von vornherein bemerkt, dass das Rechtsschutzsystem, 
dessen Grundzüge in den folgenden Kapiteln entwickelt werden sollen, 
dem natürlichen Gefühl des Volks in mancher Beziehung mehr gerecht 
werden würde als das zurzeit bestehende Strafrecht. Im übrigen ist 
über das Verlangen nach Rache folgendes zu sagen. Die Rache ist im 
Grunde nichts anderes als die Abwehrreaktion auf einen Angriff. Man 
sieht diese Reaktion auch bei den Tieren. Sie dient dem Zweck der 
Selbsterhaltung und ist somit in gewissem Sinne nützlich. In jedem hoch 
organisierten Stautswesen ist jedoch die Befugnis des einzelnen zur Aus- 
übung dieser Abwehrfunktion sehr beschränkt. Mit Recht stellt sich 
der Staat auf den Standpunkt, dass ihr Zweck besser erfüllt wird, wenn 
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er sie dem einzelnen abnimmt und selbst ausübt. Deshalb darf ich z. B. 
dem Dieb, den ich beim Plündern meines Obstgartens erwische, keines- 
wegs eine Portion Prügel verabreichen. Das natürliche Verlangen nach 
Rache wird also schon zurzeit sehr eingedämmt. Ich brauche wohl nicht 
daran zu erinnern, dass die Richter nicht selten Strafen verhängen, die 
dem Rachegefühl des Volks durchaus nicht genügen. Sie lassen in 
solchen Fällen das „natürliche Gefühl“ der Masse ausser acht, weil sie 
auf Grund ihrer geläuterten Rechtsanschauung durch ihren Spruch dem 
Gesetz genügend Achtung zu verschaffen glauben. Warum sollen wir 
nun nicht einen Schritt weiter gehen und bei den Abwehrmassregeln 
gegen das Verbrechen die Vergeltungsidee noch mehr einschränken, wenn 
wir hierdurch in den Stand gesetzt werden, die Abwehrmassregeln er- 
folgreicher zu gestalten? 

Es gibt Menschen, die der Vergeltungsidee einen besonderen sitt- 
lichen Wert zuerkennen. In bändereichen Romanen und in Dramen 
wird sie im Sinne eines der höchsten Gebote des Sittengesetzes behandelt. 
Vielfach zu Unrecht, wie mir scheint. Ich vermag die Idee, dass jede 
„Schuld“ ihre „Sühne“ finden müsse, keineswegs so besonders erhaben 
zu finden. Die christliche Sittenlehre habe ich hierbei zur Seite, Sollte 
es nicht auch wirklich einen höheren Stand der Sittlichkeit, und der 
Kultur bedeuten, wenn man sich des Rechtsbrechers erwehrt, ohne „Ver- 
geltung“ im hergebrachten Sinne an ihm zu üben? 

Und schliesslich, wenn das Verbrechen tatsächlich das Ergebnis 
der minderwertigen Persönlichkeit und des sozialen Milieus ist, ist dann 
der Verbrecher nicht mehr des Mitleids als des Zorns wert? 

Ich bin auf die Entgegnungen gefasst, die vielleicht ein Teil der 
Leser in Bereitschaft hat. Man wird fragen, ob mich nicht statt des 
Mitleids ein unbändiger Zorn erfasst, wenn ich z. B. sehe, dass ein 
roher Messerheld einen harmlosen Menschen ohne Grund niedersticht, 
und ob ich nicht versucht werde, dem Patron gründlich eins auszu- 
wischen ? 

Ich gebe gern zu, dass das Unlustgefühl, welches die rohe Tat ın 
mir wachrufen würde, sich zunächst nur in Form des Zorns geltend 
machte. Möglicherweise würde auch die von mir aus erfolgende Ab- 
wehrreaktion in einem Schlag gegen den Messerhelden bestehen. Zweifel- 
los aber wäre dies eine Überschreitung meiner Befugnisse. Denn der 
Staat übernimmt die Abwehrmassregeln gegen den Verbrecher. Und 
ebenso wie es der Staat nicht für angemessen hält, den Messerhelden 
ohne weiteres niederstechen zu lassen, würde auch ich bei ruhiger Über- 
legung mich für eine andere Behandlung des Täters entscheiden. Die 
Stärke der persönlichen Gefühle, die wir gegenüber gewissen Gescheh- 
nissen in uns wahrnehmen, darf für die im Interesse der Gesamtheit 
erforderliche sachliche Bewertung der Geschehnisse nicht massgebend sein. 
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Nicht ganz ohne Interesse erscheint die Frage, ob bei der deter- 
ministischen Auffassung vom Wesen des Verbrechens die Eigenschafts- 
worte noch am Platze sind, mit welchen wir die Handlungen und den 
Charakter gewisser rechtbrechender Individuen bezeichnen, z. B. Worte 
wie: ehrlos, gemein, niederträchtig usw. Ich glaube, dass dieselben nie- 
mals aus dem Sprachgebrauch schwinden werden, selbst wenn die Volks- 
anschauungen über das Wesen des Verbrechens sich gemäss den neuen 
Ideen geändert haben werden. Denn verhbrecherische Handlungen er- 
regen unter allen Umständen, auch bei den strengsten Deterministen, 
Unlustgefühle, welche den Gebrauch entsprechender Bezeichnungen zu 
ihrer Charakterisierung bedingen. Obwohl wir wissen, dass z. B. die 
Gesinnung des Wucherers von der Organisation seines Gehirns abhängig 
ist, nennen wir sie ehrlos, weil sie eben vom normalen Ehrbegriff ab- 
weicht. Wir haben keine zwingende Veranlassung, den Unlustgefühlen, 
welche die Betätigung der Gehirnbeschaffenheit eines selbstsüchtigen 
Rechtsverletzers in uns erweckt, mit anderen Worten Ausdruck zu ver- 
leihen, als diejenigen tun, die an der Fiktion eines ursachslosen Willens 
festhalten. Trotzdem aber zwingt uns unsere deterministische Auffassung, 
nachdem unsere erste Gemütserregung über eine Untat verklungen ist, 
des Verbrechers mehr mit Mitleid als mit Zorn zu gedenken, und zwar 
um so mehr, je deutlicher zu erkennen ist, wie schr angeborene Anlage 
und die Einflüsse der Umgebung, der Erziehung, ungünstiger äusserer 
Umstände usw. zum Zustandekommen der Untat beigetragen haben. 

In Gedanken höre ich den Leser fragen, wie es denn unter diesen 
Umständen mit der Verantwortlichkeit der Rechtsverletzer steht. Wenn 
den Verbrecher keine „Schuld“ im überlieferten Sinne trifft, so müsste 
man ihn doch eigentlich unbehelligt lassen! j 

Hierauf wäre zu antworten: Allerdings haben wir von der „Schuld“ 
des Verbrechers eine von der landläufigen abweichende Autlassung, und 
darum betrachten wir die Reaktion des Staats auf Rechtsverletzungen 
auch nicht als Vergeltungsmassregel. Aber eben deshalb glauben wir, für 
ein Rechtsschutzsystem eintreten zu müssen, welches grössere Erfulge 
haben wird als das heutige, im wesentlichen nur die organisierte Rache 
darstellende Strafrecht. Wir Anhänger des Determinismus sind weit 
davon entfernt, die Verbrecher unbehelligt lassen zu wollen. Wir fordern 
sogar für manche derselben, die wir als sozial unbrauchbar erkannt 
haben, eine in gewisser Beziehung rücksichtslosere Behandlung, als nach 
dem zurzeit geltenden Strafrecht mäglich ist. Um dies zu verstehen, 
muss man sich allerdings von dem Wahn frei machen, dass das Fest- 
halten am überlieferten Schuldbegriff Voraussetzung für das strafende 
Eingreifen des Staates sei. Ebenso wie der Staat zweifellos das Recht 
hat, gegen gemeingefährliche Geisteskranke auch gegen deren Willen 
einzuschreiten, obwohl diese olıne „Schuld“ sind, darf er im Interesse 
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der Gesellschaft die Rechtsverletzer bestrafen, ohne dass er gezwungen 
ist, den überlieferten Schuldbegriff aufrecht zu erhalten. Wenn er es 
für nützlich hält, darf er die unverbesserlichen Verbrecher aus der Ge- 
sellschaft aussondern und gegen die anderen Massregeln verhängen, von 
welchen er sich eine vorbeugende und erziehliche Wirkung verspricht. 

Wenn vielleicht jemand einwenden wollte, dass wir bei unserer 
deterministischen Auflassung eine vorbeugende und erziehliche Wirkung 
von den Strafen nicht erwarten können, da ja nach unserem Dafürhalten 
alle Handlungen vor allem von der jeweiligen nicht frei erwählten Be- 
schaffenheit des Gehirns abhängig seien, so müsste ich ihn daran er- 
innern, dass die Gehirnbeschatfenheit wiederum durch die Erfahrung 
beeinflusst wird. Erst die dem Gehirn einverleibte Kenntnis der Tat- 
sache, dass gewisse Handlungen bestraft werden, bedingt bei manchen 
eine zu rechtlichem Leben befähigende Gehirnbeschaffenheit. 

Die Frage nach der Verantwortlichkeit erledigt sich aus dem Vor- 
stehenden von selbst. Die Rücksicht auf das Interesse der Gesellschaft 
zwingt uns trotz unseres deterministischen Standpunkts, den Verbrecher 
als verantwortlich zu betrachten. Wir wollen ihn nicht wegen seiner 
„Schuld“ „bestrafen“, sondern wegen der von ihm betätigten Gehirn- 
beschaffenheit die uns angeınessen erscheinenden Massnahmen gegen ihn 
ergreifen. Er selbst fühlt sich ja auch verantwortlich, wenn er nicht 
geisteskrank ist. Und wenn auch zur Zeit der Tat sein Gehirn nicht 
so beschaffen war, dass die Verantwortlichkeitsgefühle die Oberhand 
gewannen, so hindert uns dies nicht im geringsten, ihn für seine Tat ver- 
antwortlich zu machen. 

Vielleicht fragt der eine oder der andere der Leser, warum wir 
Deterministen solchen Wert auf unsere Auffassung vom Wesen des Ver- 
brechens legen, wenn wir schliesslich doch hinsichtlich der Verantwort- 
lichkeit zu demselben Ergebnis kommen wie die Anhänger der Schuld- 
und Sühnetheorie, 

Weil, so lautet die Entgegnung, die deterministische Auffassung 
die Grundlage für alle Reformen auf dem Gebiet der Strafrechtspflege 
bildet. Ich werde zu zeigen versuchen, dass erst auf Grund unseres 
naturwissenschaftlichen Standpunkts eine Behandlung des Verbrechertums 
möglich ist, welche die Individualität der einzelnen Verbrecher berück- 
sichtigt und die Gesellschaft besser als das heutige Strafrecht vor den 
Verletzern der Rechtsordnung schützt. 


3. Kapitel. 


Über die zukünftige Stellung und Berufsausbildung der 
Richter und höheren Strafanstaltsbeamten. 


Der erste Artikel der Statuten der „Internationalen kriminalisti- 
schen Vereinigung“ lautet: „Die I. K. V. vertritt die Ansicht, dass 
sowohl das Verbrechen als auch die Mittel zu seiner Bekämpfung nicht 
nur vom juristischen, sondern ebenso auch vom anthropologischen wie 
soziologischen Standpunkt aus betrachtet werden müssen. Sie stellt sich 
zur Aufgabe die wissenschaftliche Erforschung des Verbrechens, seiner 
Ursachen und der Mittel zu seiner Bekämpfung.“ 

Die Richtigkeit der in dem ersten der angeführten Sätze enthal- 
tenen Ansicht wird kein Einsichtvoller bestreiten. Nun, dann ist auch 
die Forderung begründet, dass die Behandlung und wissenschaftliche 
Erforschung des Verbrechertums eine einheitliche Aufgabe darstelle, 
und dass diejenigen, welchen diese Aufgabe in erster Linie zufallen 
sollte, die Richter und die höheren Beamten der Strafanstalten, eine 
einheitliche und gemeinsame Ausbildung geniessen. Kurz, es ist zu ver- 
langen, dass die Genannten zu einer und derselben Beamtenkategorie 
gehören. Ibren Beruf können wir mit Recht dem des Arztes an die 
Seite stellen. Mögen die Verbrecher auch nicht Kranke im gebräuch- 
lichen Sinne sein, so sind sie doch sicher von der Norm abweichend. 
Sie sind, wie Bleuler sagt, „Leute, welche durch Defekte in der Bil- 
dung altruistischer Begriffe oder in der Gefühlsbetonung derselben, 
durch Mangel an genügenden Hemmungen, durch übergrosse Stärke von 
Affekten oder Trieben und ähnliche Abnormitäten verhindert sind, sich 
innert der von unserer sozialen Ordnung geforderten Schranken zu 
halten. Diese Abnormität ist die Äusserung einer abnormen Gehirn 
organisation, welche ihrerseits bedingt wird durch eine von vornherein 
defekte Keimanlage und äussere Einflüsse. Die letzteren müssen, um 
den eigentlichen Verbrecher zu erzeugen, wirklich die Hirnkonstitution 
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selbst treffen, nicht nur nach Art einer schlechten Erziehung auf die 
Begriffsbildung wirken. Wer infolge schlechter Erziehung stiehlt, in 
der Meinung, es sei richtig, dass er sich auf diese Weise ernähre, ist 
psychologisch kein Verbrecher !)*. 

Mögen wir es nun mit den eigentlichen Verbrechern im Sinne 
Bleulers zu tun haben oder mit solchen, auf deren Begrifisbildung 
äussere Einflüsse nach Art einer schlechten Erziehung eingewirkt haben ?), 
jedenfalls unterscheidet sich das geistige Verhalten der Verletzer der 
Rechtsordnung von demjenigen der rechtlich Lebenden. Es erscheint 
daher nicht ungerechtfertigt, den Beruf der Richter und Strafanstalts- 
beamten mit demjenigen des Arztes zu vergleichen. Nun wäre es 
doch gewiss absurd, wenn ein Arzt grundsätzlich und unter allen 
Umständen nur die Diagnose stellen und die Behandlung bestimmen 
wollte, dagegen die Ausführung der letzteren immer anderen überliesse, 
ohne sich um Wirkung und Erfolg zu kümmern. Ebenso unrichtig 
erscheint es mir, dass unter den Männern, welchen der Kampf gegen 
das Verbrechen obliegt, die einen immer nur als Richter die begangene 
Untat unter die Rechtsformel bringen, die weitere Behandlung des 
Übeltäters aber anderen übertragen, noch dazu solchen, deren Vorbil- 
dung von der ihrigen verschieden ist. Nach meiner Auffassung sollten 
die Tätigkeit des Richters und diejenige des höheren Strafanstalts- 
beamten lediglich zwei in ihrem innersten Wesen nicht voneinander 
verschiedene Zweige eines und desselben Berufes darstellen. Ich halte 
es für durchaus notwendig, dass der Richter der Zukunft auch Erfah- 
rungen als Anstaltsbeamter hat, dass er das Wesen und die Wirkung 
der von ihm verbängten „Strafe“ kennt und über die kriminal-biologi- 
schen Kenntnisse verfügt, die er sich nur durch dienstliche Tätigkeit 
in der Anstalt erwerben kann. Für ebenso notwendig halte ich es, 
dass die höheren Beamten der Strafanstalten den Dienstzweig des Rich- 
ters kennen. Die richterliche Tätigkeit, die neben der Persönlichkeit 
der Rechtsverletzer besonders die äusseren Ursachen und die begleitenden 
Umstände des Verbrechens, die Beweisführung usw. zum Gegenstande 
hat, gewährt die unumgängliche Ergänzung der Kenntnisse, deren der 
höhere Anstaltsbeamte zur erspriesslichen Ausfüllung seines Berufes 
bedarf. 

Ohne Zweifel sind die heutigen Anstaltsbeamten in der grossen 
Mehrheit höchst ehrenwerte Männer, deren Vorbildung völlig für die 
Anforderungen genügt, die heute an sie gestellt werden. Solange die 
Reaktion auf das Verbrechen hauptsächlich in der vergeltenden Sühne 


1) Der geborene Verbrecher. Eine kritische Studie von Dr. Bleuler. München 
1396. J. F. Lehmann. 

?) Hierbei ist zu beachten, dass die „Begriffsbildung“ doch auch mit der Ge- 
hirnkonstitution im Zusammenhang steht. Der Verf, 
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besteht, genügen Beamte, die für eine ordnungsgemässe Vollstreckung 
der Sühne zu sorgen imstande sind. 

Das Rechtsschutzsystem der Zukunft dagegen erfordert nicht Juristen 
als Diener der „vergeltenden Gerechtigkeit“ auf der einen Seite und 
Strafanstaltsbeamte als Vollzieher der „Sühne“ auf der anderen, sondern 
Männer, welchen die gemeinsame Aufgabe obliegt, die Verletzer der 
Rechtsordnung in geeignete Behandlung zu nehmen. Diese Aufgabe ist 
ihrem Wesen nach einheitlich, wenn sie auch in zwei Teile zerfällt, 
in den Dienstzweig des Richters und den des Strafanstaltsbeamten. 
Deshalb ist für die Vertreter der beiden Dienstzweige eine gemeinsame 
Vorbildung zu fordern. Diese Ausbildung soll nicht nur eine juristische 
sein, sondern alle die Wissenschaften einschliessen, die man unter der 
Bezeichnung Kriminalbiologie zusammenfassen kann, nebst ihren Hilfs- 
wissenschaften. 

Dass bei dem Universitätsstudium der zukünftigen „Rechtsschutz- 
beamten“ die Rechtswissenschaften einen breiten Raum einzunehmen 
hätten, ist selbstrerständlich. Trotzdem müsste verlangt werden, dass 
die Studierenden sich mit den sozialen Ursachen des Verbrechens, sowie 
mit den Grundzügen der menschlichen Entwicklungsgeschichte, der 
Anatomie, der Physiologie, der Psychologie und der Pathologie, insbe 
sondere der Pathologie des Gehirns bezw. der Psychiatrie, vertraut 
machten. 

„Aber wo soll das hinaus?“ höre ich in Gedanken den Leser fragen. 
„Wozu in aller Weit bedarf der Jurist der Anatomie, der Physiologie 
und gar der Entwicklungsgeschichte? Psychologie und einen Einblick 
in die Psychiatrie will ich allenfalls zugestehen !* 

Nun, wenn schon der heutige Jurist, wie von zahlreichen kom- 
petenten Leuten anerkannt wird, psychologischer und psychiatrischer 
Kenntnisse bedarf, dann werden der Richter und der Strafanstalts- 
beamte der Zukunft ihrer erst recht nicht entraten können. Diese 
Kenntnisse werden um so erspriesslicher sein, je eingehender sie sind. 
Nun besteht kein Zweifel, dass die Psychologie, welche zum Verständnis 
der Verbrechernatur erforderlich ist, in der Hauptsache nichts anderes 
ist als Gehirnphysiologie. Möglichst eindringende Kenntnis der Ge 
hirnphysiologie vermag aber nur der zu gewinnen, welcher die 
wesentlichsten Begriffe der gesamten l’hysiologie erfasst hat. Hierzu 
sind wiederum anatomische Kenntnisse unerlässlich. Wer ohne ana- 
tomische und physiologische Vorkenntnisse Psychologie treiben will, 
hat keinen sicheren Boden unter den Füssen und ist auf Schritt und 
Tritt den verhängnisvollsten Täuschungen ausgesetzt. Dies gilt in noch 
höherem Grade von der Psychiatrie. Denn die Geisteskrankheiten sind 
Störungen der Gehirntätigkeit. Für einen Teil derselben kennen wir 
sogar die zugrundeliegenden Veränderungen der Gehirnsubstanz sehr 


genau. Jedenfalls steht fest, dass anatomische und physiologische 
Kenntnisse zum richtigen Verständnis der Geisteskrankheiten nicht zu 
entbehren sind, desgleichen nicht die wesentlichsten allgemeinen Grund- 
begriffie vom Wesen der Krankheit überhaupt, von der Pathologie. 

Auch die Entwicklungsgeschichte wird vom zukünftigen „Rechts- 
schutzbeamten“ nicht ganz vernachlässigt werden dürfen. Das Ver- 
trautsein mit den wichtigsten Tatsachen aus der Entwicklungsgeschichte 
des Menschen, der menschlichen Embryologie, sowie aus der Entwick- 
lungsgeschichte der Stämme und Arten, der Phylogenie, gewährt nicht 
nur eine tiefere Einsicht in die bisher genannten Wissenszweige, sondern 
trägt auch an und für sich zu der Fähigkeit bei, logisch zu denken, 
und bewahrt vor dem gerade in der Rechtspflege so oft hervortretenden 
übermässigen Formalismus. Vor allem aber befähigen entwicklungs- 
geschichtlichte Kenntnisse dazu, die Beziehungen zwischen dem Ver- 
brechen und mannigfaltigen äusseren Faktoren richtig zu würdigen. Sie 
gewähren im Verein mit der Psychologie und der Psychiatrie die tiefere 
Erkenntnis des Zusammenhangs zwischen sozialer und wirtschaftlicher 
Lage, Beruf, Alkoholismus, Prostitution, Volkssitten, Rasse, Religion usw. 
einerseits und dem Zustandekommen verbrecherischer Gehirnbeschaffen- 
heit andererseits. 

Der „Rechtsheflissene“* der Zukunft wird seine Studienzeit aller- 
dings gehörig ausnützen müssen. Im übrigen sind die Anforderungen 
doch nicht so weitgehend, wie der Leser vielleicht zunächst annimmt. 
Man bedenke, dass die genannten Wissenschaften nur einen kleinen 
Bruchteil dessen darstellen, was sich der Mediziner während seines 
Studiums anzueignen hat. Überdies werden selbstverständlich vom Rechts- 
beflissenen nicht so detaillierte Kenntnisse in den genannten Disziplinen 
zu verlangen sein wie vom Mediziner. In der Anatomie, in der allge- 
meinen Physiologie und in der Futwicklungsgeschichte genügen die 
wesentlichsten Elemente. Ein vertieftes Wissen wird in der Physio- 
logie des Gehirns, der Psychologie, sowie in der Pathologie des Ge- 
hirns, der Psychiatrie, zu fordern sein. Dabei wird der Studie- 
rende die formalen Rechtswissenschaften nicht zu vernachlässigen 
brauchen. Er wird den Anforderungen derselben um so eher nach- 
kommen können, als bei der zukünftigen soziologisch-anthropologischen 
Richtung im Kampf gegen das Verbrechen gewiss ein Teil der juri- 
stisch-formalen Gegenstände, der heute noch als unerlässlich gilt, fort- 
fallen wird. 

Überhaupt darf man bei ganzer Betrachtung der vorliegenden 
Frage nicht ausschliesslich von der Erwägung ausgehen, ob und wieweit 
der „Jurist“ sich ausser der Rechtswissenschaft andere Wissenszweige 
zu eigen machen soll. Falls die anthropologisch-soziologische Auffassung 
vom Wesen des Verbrechens zur vollständigen Anerkennung kommen 
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wird, wird es überhaupt keine „Juristen“ im heutigen Sinne mehr geben, 
sondern praktische Kriminalbiologen. Die Strafrechtswissenschaft wird 
dann notwendigerweise die mehrfach angeführten biologischen Disziplinen 
zu ihren integrierenden Bestandteilen rechnen, deren Kenntnis für den 
„Rechtsschutzbeamten“ ebenso unerlässlich sein wird wie heute für den 
Arzt. Man wird dann gar nicht mehr das Gefühl haben, einzelne 
Zweige der Medizin in den Dienst einer anderen Wissenschaft zu 
stellen. Die Kenntnis dieser Wissenszweige wird dann vielmehr für die 
praktische Betätigung im Strafrecht eine ebenso selbstverständliche 
Voraussetzung sein wie für die Ausübung der Heilkunde. 

Nach Beendigung des Universitätsstudiams würde der Anwärter 
für den Beruf des höheren „Rechtsschutzbeamten“ abwechselnd etliche 
Jahre bei den Gerichten und in den Strafanstalten zu beschäftigen sein. 
Bei der endgiltigen Anstellung wäre tunlichst darauf Rücksicht zu 
nehmen, für welchen der beiden Dienstzweige er sich am besten eignet. 

Wenn unsere Kultur einst so weit fortgeschritten sein wird, dass 
rechtskundige Kriminalbiologen als Strafrichter walten, wird sich die 
Frage aufdrängen, ob die Richter zur Entscheidung zivilrechtlicher 
Streitfragen auch aller der Kenntnisse bedürfen, die sie nach der in 
dieser Schrift vertretenen Auffassung bei der Beurteilung von Ver- 
brechen nicht entbehren können. Sollen dann etwa die Richter für 
Zivilsachen eine Beamtenkategorie für sich bilden? 

Die Antwort wird selbstverständlich verneinend lauten. Denn 
wenn auch in zivilrechtlichen Streitfragen nicht immer die Kenntnisse 
in Betracht kommen, die wir vom zukünftigen Strafrichter verlangen, so ist 
eine Trennung doch nicht angemessen. Zweifellos bilden jene Kenntnisse 
für den Zivilrichter kein Hindernis, sondern kommen auch ihm häufig 
zu statten. Andererseits ist es selbstverständlich, dass der Strafrichter 
über umfassende und abgeschlossene Rechtskenntnisse verfügen muss. 
Beide Gebiete haben so mannigfaltige Berührungspunkte, dass eine 
Scheidung zwischen den Vertretern des einen und des anderen ein 
Unding wäre. 


4. Kapitel. 


Über die Strafen des zukünftigen Systems im allgemeinen. 


Ein junger Mann aus unbescholtener Familie und von guter Er- 
ziekung, der bisher ein einwandireies Leben geführt hat, lässt sich in 
einem Augenblick des Leichtsinns einen Diebstahl zu schulden kommen. 

Nach dem Standpunkte der strengen Sühnetheoretiker gebührt dem 
Unseligen, obwohl sein Vater den Schaden voll ersetzt, auf jeden Fall 
Gefängnisstrafe, damit der „Gerechtigkeit“ Genüge geschehe. Die bitterste 
Reue kann ihn nicht retten, denn der „Rechtsbruch“ verlangt nun ein- 
mal seine „Sühne“. 

Wie aber gestaltet sich in leider so überaus vielen Fällen das 
weitere Schicksal des Unglücklichen, den die Strenge des Gesetzes schon 
nach der ersten Verfehlung dem Gefängnis überweist? Man frage die 
Kriminalisten! Die Genossen hinter den Kerkermauern verhöhnen ihn, 
wenn er Reue an den Tag legt, und beeinträchtigen hierdurch die Stärke 
seiner sittlichen Gefühle. Nach der Entlassung haftet ibm der Makel 
unauslöschlich an und gefährdet überall seine wirtschaftliche und soziale 
Existenz. Ist es zu verwundern, wenn er infolge der vielen Demütigungen, 
die er erleiden muss, und des Misstrauens, das ihm allenthalben entgegen- 
gebracht wird, bald wieder den moralischen Halt verliert und rückfällig 
wird? Hat sich aber zum zweiten Male das Tor des Gefängnisses hinter 
ihm geschlossen, so ist sein Schicksal in der Regel besiegelt. Er sinkt 
von Stufe zu Stufe und gesellt sich schliesslich zu den Stammgästen 
der Strafanstalten. Und das alles des „Rechts“ wegen! Weil der erste 
Rechtsbruch so schwere Sühne verlangt hat! Um dieser Sühne willen 
wird der Rechtsverletzer geradezu gezwungen, seinem ersten Fehltritt 
weitere folgen zu lassen! 

Es ist mir wohl bekannt, dass nicht etwa alle Stammgäste unserer 
Gefängnisse und Zuchthäuser deshalb auf die schiefe Bahn geraten sind, 
weil schon ihr erster Fehltritt sie hinter Schloss und Riegel brachte. 
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Gerade wir Deterministen wissen dies am besten. Aber es ist auch un- 
bestreitbar, dass viele nicht der Verbrecherlaufbahn anheimgefallen 
wären, wenn man ihnen Milde gezeigt hätte, als sie zum ersten Male 
strauchelten. 

Nun, wenn wir hiervon überzeugt sind, sollten wir auch die Folge- 
rungen ziehen. Der junge Mann in unserem Beispiel würde also unter 
dem Strafrecht der Zukunft nicht mit Gefängnis zu bestrafen sein. Er 
wäre zum Ersatz des gestohlenen Guts, zu einer Geldstrafe und zur 
Leistung der Friedensbürgschaft auf die Dauer von 5 Jahren zu 
verurteilen. Durch die Friedensbürgschaft verpflichtet er sich, während 
der festgesetzten Frist sich rechtlich zu verhalten. Bricht er sein Ver- 
sprechen, so ist ihm nachträglich unbeschadet der etwa schon geleisteten 
Geldbusse eine angemessene Freiheitsstrafe aufzuerlegen. 

Die von den Sühnetheoretikern so oft mit Pathos angeführte 
„Achtung vor Gesetz und Recht“ kann man nicht besser betätigen als 
dadurch, dass man dem zum ersten Male Strauchelnden möglichst wieder 
auf den rechten Weg hilft. Hierzu ist es aber erforderlich, ihn, wenn 
irgend angängig, vor dem Gefängnis zu bewahren. Wer da weiss, dass 
man durch Milde zahlreiche Menschen vom Fortschreiten auf der Bahn 
des Verbrechens abhalten kann, handelt doktrinär, wenn er mit Rück- 
sicht auf das „beleidigte Recht“ und ähnliche Begriffe unter allen Um- 
ständen die ganze Strenge des Gesetzes fordert. 

Wer zur abschreckenden und erziehlichen Wirkung auf die Allge- 
meinheit bei einem Diebstahl Gefängnisstrafe für unentbehrlich hält, 
unterschätzt den erziehlichen Einfluss der vorgeschlagenen Massregeln. 
Letztere dürften sogar in mancher Beziehung noch eindringlicher wirken 
als kurze Gefängnisstrafen, die überdies dem Verurteilten oft unermess- 
lichen, in keinem angemessenen Verhältnis zu dem von ihm verübten 
Unrecht stehenden Schaden zufügen. Ersatzpflicht und Geldstrafe machen 
dem Betroffenen und anderen klar, dass unrecht’ Gut nicht gedeiht, 
namentlich wenn der Verurteilte beim Fehlen ausreichender Mittel 
gezwungen wird, den Betrag ratenweise zu entrichten. 

Im übrigen überzeugen Tatsachen besser als alle Erwägungen. 
Tatsache ist, dass unter dem bisherigen Strafsystem, in welchem die 
Sühnetheorie herrscht, die Kriminalität von Jahr zu Jahr zunimmt, und 
dass namentlich die Zahl der jugendlichen Verbrecher immer grösser 
wird. Tatsache ist ferner, dass die Strafen unseres heutigen Systems 
in keiner Weise sich als Schutzmittel gegen Rückfall erwiesen haben. 
Angesichts dieser Tatsachen ist es schr bemerkenswert, dass, wie 
Aschaffenburg!) mitteilt, bei 18107 von 25304 Personen, welchen die 
„bedingte Begnadigung“ zuteil geworden war, die Strafvollstreckung sich 


1) Aschaffenburg, a. a. O. S. 228. 
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als unnötig erwies. Ist wirklich dem Rechtsgefühl dadurch Abbruch 
geschehen, dass so viele Menschen vor der entehrenden Strafe bewahrt. 
wurden? Wer diese Frage verneint, möge sich auch überzeugen lassen, 
dass statt der „bedingten Begnadigung“ die vorgeschlagene — übrigens 
in etwas anderer Form schon 1887 in England eingeführte — Friedens- 
bürgschaft das Bessere wäre. Wenn sich die vorläufige Aussetzung der 
Gefängnisstrafe unter gewissen Voraussetzungen als praktisch und nützlich 
für den Staat erwiesen hat, so mache man sie zur gesetzlichen Norm. Es 
ist ausserdem nicht einzusehen, warum man sie, wie bisher die bedingte 
Begnadigung, nur gegen Jugendliche und nicht auch gegen ältere Per- 
sonen, die zum ersten Male der Versuchung unterlagen, anwenden soll. 

Ich würde es allerdings nicht zweckmässig finden, wenn die 
„Friedensbürgschaft“ von jeder Strafe entbände. Deshalb wurden oben 
neben derselben eine Geldbusse und die Verurteilung zum Schadenersatz 
vorgeschlagen. Das Wesentliche bei der Friedensbürgschaft sollte nicht 
sein die durch Wohlverhalten zu erzielende Befreiung von jeder Strafe 
überhaupt, sondern die Möglichkeit, dem Gefängnis zu entgehen. 
Zweifellos ist die Aussicht, durch rechtliche Lebensführung den drohen- 
den Freiheitsverlust abzuwenden, ein viel wirksamerer Ansporn zum 
Guten als die Erinnerung an den Aufenthalt im Gefängnis und den 
hiermit verbundenen Schimpf. Im übrigen erscheint es mir jedoch wohl 
angebracht, dass der Staat auch gegen den erstmaligen Verletzer der 
Rechtsordnung Massregeln ergreift, die nicht als angenehm empfunden 
werden und andere wirksam abzuschrecken geeignet sind. Hierzu rechne 
ich vor allem die mit unerbittlicher Strenge durchzuführende Schaden- 
ersatzpflicht. 

Selbstverständlich ist nicht jeder, der zum ersten Male sich gegen 
die Gesetze vergeht, so milde zu behandeln wie der junge Mann in 
unserem Beispiel. Bestimmte Verbrecherkategorien sind von der Ver- 
günstigung der Friedensbürgschaft auszuschliessen, z. B. Mörder, Tot- 
schläger, gewisse Sittlichkeitsverbrecher, Hochverräter usw. In allen 
übrigen Fällen, in welchen überhaupt Freiheitsentziehung in Betracht 
kommt, entscheiden die Richter, ob diese einzutreten hat, oder ob die 
Leistung der Friedensbürgschaft zunächst genügt. Massgebend für die 
Entscheidung ist in erster Linie die Persönlichkeit des Verbrechers. 
Solche, die bei Begehung der Tat eine ganz besondere Rücksichts- und 
Gewissenlosigkeit gegen ihre Mitmenschen an den Tag gelegt haben, 
entgehen selbstverständlich der Strafanstalt nicht. 

Es kann die Frage entstehen, was unter Bruch der Friedens- 
bürgschaft zu verstehen ist. Meistens wird allerdings kein Zweifel ob- 
walten. Gilt aber z. B. die Friedenslhürgschaft als verletzt, wenn ein 
Dieb, dem die Freiheit vorläufig geschenkt ist, innerhalb der festgesetzten 
Frist eine fahrlässige Körperverletzung begeht ? 
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In einem solchen Fall werden die näheren Umstände zu erwägen 
sein. Der Begriff der Fahrlässigkeit ist weitgehend. Der Hausbesitzer 
z. B., der vergessen hat, bei Glatteis Sand zu streuen, und hierdurch 
den Beinbruch eines Vorübergehenden herbeiführt, bat nur eine ein- 
fache Fahrlässigkeit begangen. Derjenige Lenker eines Kraftwagens dagegen, 
der in souveräner Tlücksichtslosigkeit gegen Gesundheit und Leben seiner 
Mitinenschen mit Eilzugsgeschwindigkeit. auf der belebtenStrasse dahinjagt 
und infolgedessen einen Wanderer überfährt, handelt nicht nur fahrlässız, 
sondern direkt unsittlich. Diese Art der „Fahrlässigkeit“ würde als 
Verletzung der Friedensbürgschaft anzusehen sein, wie überhaupt jeies 
Delikt, das einer unsittlichen egoistischen Gesinnung entspringt. Dem- 
nach werden die Richter in jedem Fall, in dem ein zur Friedensbürg- 
schaft Verurteilter innerhalb der festgesetzten Frist wieder mit den 
Gesetzen in Kontlikt gerät, zu prüfen haben, ob die neue Tat eine ehrlose 
bezw. unsittliche Handlung darstellt oder nur eine solche, die der Staat 
aus Nützlichkeitserwägungen mit Strafe bedroht. Im ersteren Fall hat 
nunmehr die Überweisung in die Strafanstalt zu erfolgen. 

Die Zeit der Bürgschaftsfrist sollte stets auf mindestens 5 Jahre be- 
messen werden. Die Richter müssen jedoch auch in der Lage sein, 
längere Fristen festzusetzen. Kürzere Fristen wären von geringerem 
Wert. 

Wie steht es nun mit dem Verbrecher, der innerhalb der Bürg- 
schaftsfrist rechtlich bleibt, nach Ablauf derselben aber wieder gegen 
die Rechtsordnung verstösst? Ist es möglich und praktisch, dass er zum 
zweiten Male mit Geldstrafe und Friedensbürgschaft davonkommt? 

Letztere würde in solchen Fällen, soweit sie überhaupt in Frage 
kommen kann, nicht etwa grundsätzlich auszuschliessen sein, wenn sie 
bei ihnen naturgemäss auch viel seltener als gegen erstmalige Rechts- 
verletzer angewendet werden könnte. 


Wir fahren in unseren Ausblicken auf die zukünftige Bewertung 
der Verbrechen fort und gelien zu einem neuen Beispiel über. 

Auf der Anklagebank sitzt ein Mann, der schon 10mal wegen 
unzüchtiger Handlungen an Kindern vorbestraft ist. Da er sich stets 
mit unsittlichen Betastungen begnügt und körperliche Verletzungen 
seiner Opfer vermieden hat, ist er bis jetzt immer verhältnismässig 
gnädig davongekommen. So war es möglich, dass er, obwohl er erst 
40 Jahre zählt, wegen des gleichen Delikts so häufig verurteilt werden 
konnte. Auch dieses Mal wird der Unhold unter der Herrschaft des 
heutigen Strafrechts mit etlichen Jahren Freiheitsverlust seine Tat 
„sühnen“. Und was wird nach seiner Entlassung geschehen ? Die Frage 


- 53 — 


ist nicht schwer zu beantworten. Der Mann wird bei der ersten Ge- 
legenheit sein Verbrechen wiederholen. Vielleicht wird er erst wieder 
ertappt werden, nachdem ihm mehrere Kinder zum Opfer gefallen sind. 
Und dann wird er, wenn er nicht als geistesgestört begutachtet wird, 
von neuem für eine Reihe von Jahren sein Quartier im Zuchthaus 
nehmen. 

Unter dem Strafrecht der Zukunft wird man auch zunächst ein- 
mal den Versuch machen, einen solchen Menschen nach Ablauf der über 
ihn verhängten Strafzeit der Freiheit zurückzugeben. Sobald sich aber 
seine Unverbesserlichkeit herausgestellt haben wird, wird man nicht 
mehr erwägen, mit wieviel Jahren die „Schuld“ zu sühnen ist, die ihm 
zuletzt nachgewiesen wurde, sondern man wird vor allem die Verpflich- 
tung fühlen, die Gesellschaft wirksam vor einem so gefährlichen Indi- 
viduum zu schützen. Man wird erkennen, dass man es mit einem 
Menschen zu tun hat, aus dessen psychopbysischer Konstitution sich 
seine Delikte mit Naturnotwendigkeit ergeben. Deshalb wird man ihn 
nötigenfalls für immer hinter Schloss und Riegel unschädlich machen, 
auch wenn man seine psychophysische Konstitution nicht als krankhaft 
im klinischen Sinn bewertet. 


Ein Bursche von 20 und einigen Jahren ist bereits wegen Dieb- 
stahls, Bettelns, Vagabundierens, Widerstands gegen die Staatsgewalt usw. 
häufig bestraft worden. Er ist ein arbeitsscheuer Patron schlimmster 
Sorte. Wieder einmal steht er wegen Bettelns vor dem Richter. Wie 
wird das Urteil heute lauten? Nun, der junge Mann erhält eine kurze 
Haftstrafe, denn es handelt sich ja nur um die Sühne für das Betteln. 
Falls die Voraussetzung des $ 362, Abs. 2 des Str.-G.-B. zufällig nicht 
gegeben ist, kann er der Landespolizeibehörde, die ihn für zwei Jahre 
in ein Arbeitshaus stecken dürfte, nicht überwiesen werden. Vielleicht 
trifft ihn dieses Schicksal über kurz oder lang doch. Allein, gewonnen 
ist hiermit gegenüber einem Menschen von seinen Qualitäten nicht viel. 
Er weiss, dass er nach Ablauf der zwei Jahre entlassen werden muss. 
Und dann wird er sein altes Lotterleben wieder anfangen. Vielleicht 
wird er etwas vorsichtiger sein, aber eines Tages wandert er doch wieder 
ins Gefängnis. Gar manches Aktenbündel über ihn und seine Untaten 
wird noch beschrieben werden. Und derartiger Individuen gibt es leider 
gar so viele. Eine Armee von Beamten könnte entbehrt werden, wenn 
sie nicht immer von neuem abgeurteilt werden müssten. 

Wir werden allerdings auch in Zukunft ähnliche Mitglieder der 
menschlichen Gesellschaft haben, selbst wenn es gelingen sollte, durch 
weitgehende soziale Fürsorge, Einführung der Friedensbürgschaft usw. 
ihre Zahl erheblich herabzusetzen. Aber wir werden sie hindern, sich 
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so in gesellschaftsfeindlicher Weise zu betätigen wie heute. Hierzu ist 
vor allem erforderlich, dass nach dem Vorschlag ARnep lin: das 
heutige Strafmass abgeschafft wird. 

Wenn heute der Richter letzter Instanz gesprochen hat, so ist der 
Fall so gut wie erledigt. Mag der Richter infolge irrtümlicher Bewer- 
tung der Straftat die Strafe innerhalb der ihm durch das Gesetz ge- 
zogenen Grenzen zu hoch oder zu niedrig bemessen haben, an dem 
Schicksal des Verurteilten ist nichts mehr zu ändern. Mögen die Siraf- 
anstaltsbeamten noch so sehr die Überzeugung gewinnen, dass für den 
ihnen übergebenen Verbrecher die höchste zulässige Strafe am Platze 
gewesen wäre, um die Gesellschaft noch länger vor ihm zu schützen, 
sie müssen ihn trotzdem pünktlich auf die Minute wieder auf die Mensch- 
heit loslassen. Desgleichen sind sie nicht anders als durch Anrufung 
der Gnade des Landesherrn imstande, einen Unglücklichen, dem eine 
sehr hohe Strafe zudiktiert war, vor dem festgesetzten Termin zu ent- 
lassen, selbst wenn sich herausstellen sollte, dass seine Tat eine wesent- 
lich mildere Beurteilung verdient hätte, und dass ein abermaliger Rechts- 
bruch von ihm nicht zu erwarten ist. 

Hierin kann kein Wandel geschaffen werden, so lange die Strafe, 
die Reaktion des Staats auf die geschehene Rechtsverletzung, im wesent- 
lichen Rache bedeutet, und die Strafrichter nichts anderes als Organi- 
satoren dieser Rache sind. 

Wenn aber innerhalb der massgebenden Kreise durchgehends die 
Auffassung sich Bahn gebrochen haben wird, dass der Strafe neben 
ihrer abschreckenden Wirkung die Bedeutung einer zweckmässigen Be- 
handlung des Verbrechers zukommt, dann wird es möglich sein, Krae- 
pelins hochbedeutsamen Vorschlag zu verwirklicen. Man braucht 
die Verletzer der Rechtsordnung nicht als Kranke zu betrachten. Jedoch 
schon die Tatsache, dass sie sich durch ihren Mangel an altruistischem 
Fühlen von den Rechtlichen unterscheiden, rechtfertigt die Forderung, 
dass ihre besondere Eigenart bei den gegen sie zu ergreifenden Mass- 
nahmen berücksicht werde. Es erscheint demnach, wie schon früher 
hervorgehoben wurde, erlaubt, die Bestrafung der Verbrecher in gewisser 
Beziehung mit der ärztlichen Behandlung Kranker zu vergleichen. Ein 
vernünftiger Arzt wird sich nun auch nicht darauf einlassen, bei 
Beginn der Krankheit deren Dauer genau vorauszusagen. Diese und 
die Behandlungsart hängen vom Verlauf des Leidens ab. Ebenso 
werden auch die zukünftigen Richter nicht von vornherein die Dauer 
der Behandlung bezw. Haftzeit des Verbrechers endgiltig festsetzen. 
Denn die Beurteilung seiner Persönlichkeit wird während der Vorunter- 
suchung und in der gerichtlichen Verhandlung nicht vollständig erledigt. 
Die Art des Verbrechens und die Ergebnisse der Voruntersuchung über 
Abstammung, Erziehung, Vorleben usw. des Angeklagten ermöglichen 
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häufig nur ein vorläufiges Urteil über seine soziale Gefährlichkeit. Die 
Dauer der Behandlung bezw. Strafzeit wird daher in Zu- 
kunft von der Entscheidung der Strafanstaltsbeamten 
abhängen müssen. 

Um jedoch Willkür auszuschliessen und andererseits den Straf- 
androhungen die vorbeugende und erziehliche Wirkung auf jeden Fall 
zu sichern, haben die zunächst entscheidenden Richter an der Hand der 
gesetzlichen Bestimmungen eine Minimal- sowie Maximaldauer der Straf- 
zeit festzusetzen. Auf Grund dieser Festsetzung sind die Strafanstalts- 
beamten verpflichtet, den ihnen übergebenen Gefangenen bis zum Ende 
der Minimalzeit zu behalten, und berechtigt, ihn erst nach Ablauf der 
Maximalzeit zu entlassen, wenn sie die Überzeugung gewinnen, dass die 
längere Haftzeit im Interesse der Gesellschaft notwendig ist. 

Wer etwa glaubt, dass trotz der vorgeschlagenen gesetzlichen Be- 
stimmungen über Minimal- und Maximaldauer der Strafzeit den An- 
staltsbeamten eine unerwünschte Machtbefugnis über das Schicksal der 
Gefangenen eingeräumt werde, möge erwägen, dass heute dem Richter 
diese ungeheure Machtbefugnis über das Schicksal des Rechtsbrechers 
zusteht. Dabei entscheiden die Richter lediglich auf Grund des Ergeb- 
nisses der Voruntersuchung und der Gerichtsverhandlung. Sie sind 
überdies bei weitem nicht so eingehend mit kriminal-biologischen Kennt- 
nissen ausgerüstet, wie sie in Zukunft von allen höheren „Rechtsschutz- 
beamten“, auch den in den Strafanstalten tätigen, nachzuweisen sind. 
Wenn die zukünftigen höheren Strafanstaltsbeamten mit den Richtern 
die gleiche Vorbildung geniessen sollen, so steht kein ernstes Bedenken 
dem Vorschlag entgegen, ihnen unter den angegebenen Einschränkungen 
die Entscheidung über die Dauer der Strafhaft zu überlassen. Vom 
Standpunkt desjenigen, für den Bestrafung mit Behandlung in gewisser 
Weise identisch ist, bedeutet die Verwirklichung dieses Vorschlages 
etwas Selbstverständliches. Die Beurteilung der Persönlichkeit des Ver- 
brechers geschieht während der Beobachtung in der Strafanstalt mit, 
grösserer Genauigkeit und Sicherheit als bei der Voruntersuchung und 
gerichtlichen Verhandlung. Überdies fallen bei der späteren Beurteilung 
diejenigen Momente fort, die geeignet: sind, die Sachlichkeit des ersten 
Urteils zu trüben. Ich verstehe darunter die zunächst sich geltend 
machende Empörung über eine Untat einerseits, sowie zu hohe Bewer- 
tung sogenannter mildernder Umstände andererseits. 

Am besten wird an Beispielen gezeigt werden, wie und unter 
welchen Voraussetzungen in Zukunft die Freiheitsstrafen zur Anwendung 
kommen sollen. Beginnen wir mit dem jungen Burschen, von dem wir 
zuletzt ausgegangen waren, und sehen zu, wie sich sein Lebensgang 
unter dem zukünftigen Strafrecht gestalten würde. Nehmen wir an, er 
sei zufällig bis zu seinem 20. Jahr vor Konflikten mit den Gesetzen 
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bewahrt worden. Da wird er eines Tages beim Betteln ertappt. Eine 
scharfe Verwarnung erscheint zunächst genügend. Bald darauf leistet 
er in der Trunkenheit einem Sicherheitsbeamten Widerstand. Jetzt 
trifft ihn eine für seine Verhältnisse hohe Geldstrafe, Zum dritten Male 
kommt er wegen eines geringfügigen Diebstalils vor den Richter. Ob- 
wohl er schon vorbestraft ist, wird noch einmal von einer Freiheits- 
strafe abgesehen. Er muss nunmehr Friedensbürgschaft auf 5 Jahre 
leisten. Noch ist er jetzt äusserlich in der Lage, sich seine Freiheit 
zu erhalten. Der nächsten Versuchung unterliegt er jedoch. Er begeht 
wieder einen kleinen Diebstahl. Wenn der Richter ihn jetzt zu der 
Mindeststrafe von einem Jahr, zu einer Maximalzeit von zwei Jahren 
verurteilt, so handelt er nicht in dem Glauben, hiermit die genau ent- 
sprechende Sühne gefunden zu haben, sondern aus folgenden Erwägungen: 
Der Bursche hat an den Tag gelegt, dass er durch die bisher gegen 
ihn ergriffenen Massregeln nicht zu einem rechtlichen Lebenswande] 
befähigt werden konnte. Er soll daher mindestens ein Jahr in der 
Strafanstalt bleiben, damit ihm und anderen klar wird, welche folgen- 
schwere Bedeutung der Bruch der Friedensbürgschaft hat. Wenn der 
Staat dem Rechtsbrecher, anstatt ihn direkt ins Gefängnis zu schicken. 
die Wohltat der Friedensbürgschaft zuteil werden lässt, so muss er im 
Interesse des Rechtsschutzes dafür sorgen, dass die Folgen einer Ver- 
letzung der Friedensbürgschaft wirklich zu fürchten sind. Ferner ist 
in dem angenommenen Fall für die hohe Minimalstrafe die Erwägung 
massgebend, dass es vielleicht noch gelingen könne, durch längere Einwir- 
kung den Burschen sozialer zu machen. Wir verfolgen nun seine weiteren 
Schicksale. Sein Verhalten in der Strafanstalt ist nicht derartig, dass 
seine Entlassung nach Ablauf der Minimalzeit geboten erscheint. Er 
wird also noch nicht in Freiheit gesetzt. Auch jetzt noch bleibt er 
faul und unbotmässig. Infolgedessen wird er erst nach Ablauf der Maxi- 
malzeit aus der Anstalt entlassen. Er weiss nun, dass er bei Begehung 
eines neuen Verbrechens nach dem Gesetz eine weit höhere Mini- 
mal- und Maximalstrafzeit zu erwarten hat. Für eine Weile hält er 
sich ordentlich. Auf die Dauer vermag er jedoch nicht, ohne Zwang 
ein arbeitsames, rechtliches Leben zu führen. Er verlässt die Stelle, 
an welcher er lohnende Beschäftigung gefunden hat, und treibt sich 
bettelnd auf der Landstrasse umher, bis ihn eines Tages die Polizei 
wieder fasst. Abermals steht er vor dem Richter. Sein Delikt bestelit 
dieses Mal nur in einfacher Bettelei, für welche nach dem heutigen 
Strafrecht eine geringe Sühne im Gestalt von einigen Tagen Hait am 
Platze wäre. Der Richter der Zukunft hat aber nicht nur die Aufirabe. 
die Sühne für die gerade unter Anklage gestellte Handlung festzusetzen. 
Er wird vielmehr zu erwägen haben, dass unser Mann trotz aller Ein- 
wirkungsversuche sich bis jetzt als wenig gewillt und wenig fälig 
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erwiesen hat, die Schranken der sozialen Ordnung zu achten und selb- 
ständig zu arbeiten. Die Bettelei, bei welcher er zuletzt gefasst wurde, 
ist für die Festsetzung der Strafe nur insofern von entscheidender Be- 
deutung, als sie angesichts des Vorlebens des Burschen ein 
sicheres Kennzeichen für seine gesellschaftsfeindliche Eigenart ist. Es 
gilt, die Gesellschaft wirksam vor ihm zu schützen, und deshalb wird 
ihm nunmehr eine Minimalstrafzeit von zwei Jahren, eine Maximalzeit 
von vier Jahren zudiktiert. Man sieht, dass bei diesen Vorschlägen 
von einer angemessenen „Sühne“ keine Rede mehr ist. Es handelt sich 
lediglich darum, ein sozial unbrauchbares und gefährliches Individnum 
in geeigneter Weise unterzubringen. — Wie bei seinem ersten Aufent- 
halt in der Strafanstalt benimmt er sich auch dieses Mal so, dass er 
nach Ablauf der Minimalzeit nicht entlassen werden kann. Mürbe ge- 
worden ändert er nun sein Verhalten, so dass die Anstaltsleitung nach 
Ablauf eines weiteren halben Jahres trotz einiger Bedenken sich ent- 
schliesst, ihn freizulassen. Nach einigen Monaten begeht er jedoch 
einen Strassenraub und versetzt hierbei seinem sich wehrenden Opfer einen 
Messerstich, der für letzteres ein wochenlanges Krankenlager zur Folge 
hat. Das Verbrechen wird entdeckt, und nun ist das Schicksal des 
Burschen besiegelt. Er hat gezeigt, dass er infolge seiner psychophysi- 
schen Konstitution ohne strengen äusseren Zwang unfähig zur Rück- 
sichtnahme gegen andere ist. Also hört auch jede sentimentale Rück- 
sicht gegen ihn auf. Die Minimalzeit wird nunmehr auf 10 Jahre fest- 
gesetzt, die Maximalzeit ist lebenslänglich, Falls er den Anstaltsbeamten 
nicht die Überzeugung beibringt, dass er tatsächlich sozialer geworden 
ist, wird er voraussichtlich die Freiheit nicht wiedersehen. 


Auf der Anklagebank sitzt ein junger Mann, der in einem Wirts- 
hausstreit, bei welchem er der Herausgeforderte war, einen Kameraden 
durch einen Messerstich verletzt hat. Zu welchem Urteil wird der Richter 
der Zukunft kommen? 

Da der aus ordentlicher Familie stammende Täter bisher nicht 
gegen die Gesetze verstossen hat, stets fleissig und ehrlich war, die 
unselige Tat unter der Einwirkung des Alkohols ausgeführt hat und 
aufrichtigste Reue an den Tag legt, so erscheint es sehr walırscheinlich, 
dass er in Zukunft sich besser im Zaun halten wird. Es genügt daher, 
dass er für 10 Jahre Friedensbürgschaft leistet, den Verletzten reich- 
lich entschädigt und ausserdem eine hohe Geldstrafe zahlt. 
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Wir wollen uns nochmals mit einem Messerhelden beschäftigen. 
Dieses Mal liegt der Fall jedoch anders. Ein roher, hbändelsüchtiger 
und arbeitsscheuer Patron hat im Wirtshaus aus Mutwillen einen Streit 
provoziert und einen harmlosen Gast, der sich die Belästigungen ver- 
bat, ohne weiteres niedergestochen. Der Verletzte hat mehrere Wochen 
das Bett hüten müssen. 

Der Täter ist wiederholt vorbestraft. Er stammt von verbrecheri- 
schen Eltern und zeigte schon in frühester Jugend kriminelle Neigungen. 
Obwohl der Staat für seine Erziehung in einer Anstalt sorgte, gelang 
es nicht, ihn zu einem nützlichen Mitglied der menschlichen Gesellschaft 
heranzubilden. Er ist jetzt 24 Jahre alt und hat schon zweimal wegen 
Vagabundierens, Bettelei und Diebstahls längere Zeit in der Strafanstalt 
verbracht. Seine Vorgeschichte in Verbindung mit seiner letzten Untat 
lässt keinen Zweifel, dass er im höchsten Grad antisozial ist. 

Der Unterschied zwischen ihm und dem jungen Burschen des vor- 
hergehenden Beispiels liegt klar auf der Hand. Dort haben wir den 
bisher unbescholtenen Menschen, der durch den vorausgegangenen Alko- 
holgenuss der klaren Besinnung beraubt eine ihm zugefügte Beleidigung 
durch einen Messerstich rächt, dann aber seine Tat aufrichtig bereut. 
Bei seinem Temperament ist es zwar nicht ganz ausgeschlossen, dass er 
unter ähnlichen äusseren Umständen sich im Affekt wiederum zu einer 
Gewalttat hinreissen lässt, wahrscheinlicher aber ist es, dass die Er- 
innerung an das unselige Ereignis, die ihm auferlegte hohe Geldstrafe 
und die Friedensbürgschaft genügend hemmend wirken, jedenfalls kräf- 
tiger, als eine verbüsste Freiheitsstrafe wirken würde. Bricht er die 
Friedensbürgschaft, so ist es immer noch Zeit, ihn der Strafanstalt zu 
überweisen, und zwar dann für recht lange. 

Auf der anderen Seite aber steht das Individuum, welches schon 
durch seine Abstammung für das Verbrechen prädestiniert erscheint und 
trotz der ihm gebotenen Fürsorgeerziehung mehrfach und ausreichend 
bewiesen hat, dass er nicht imstande ist, in der Freiheit ohne Ge- 
fährdung der Gesellschaft zu leben. Würde ihm angesichts der Erfolg- 
losigkeit des bisherigen langen Aufenthalts in der Strafanstalt ohnehin 
schon selbst wegen eines leichteren Vergehens eine vieljährige Strafzeit 
auferlegt werden müssen, so ist diese nunmehr ausserordentlich lang zu 
bemessen, da er gezeigt hat, dass ihm selbst das Leben seiner Mit- 
menschen gleichziltig ist. Eine Minimalzeit von 10 Jahren und lebens- 
längliche Maximalzeit dürften ihm aufzuerlegen sein. 


Zu der im Vorstehenden skizzierten auffallenden Verschiedenheit 
in der Bewertung zweier äusserlich gleichartiger Handlungen genügt der 
zwischen ihnen vorhandene juristisch formulierbare Unterschied nicht. 
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Diese Verschiedenheit ist nur vom anthropologischen und soziologischen 
Standpunkt möglich, nicht aber vom Standpunkt der strengen Sühne- 
theoretiker, die „ohne Ansehen der Person“ für jede einzelne Straftat 
die entsprechende Vergeltung fordern. 


‘ Ein Nahrungsmittelfälscher schlimmster Sorte erwartet sein Urteil. 
Wie wird es unter dem zukünftigen System ausfallen ? 

Hier handelt es sich nicht um einen Menschen, der bei gegebener 
Gelegenheit der Versuchung unterlag, sondern um ein Individuum, das 
lange Zeit hindurch mit kalter Berechnung Leben und Gesundheit seiner 
Mitmenschen aufs Spiel setzte, um höheren Gewinn zu erzielen. Wir 
wissen zwar, dass er hiermit nur die ihm eigentümliche Gehirnbeschaffen- 
heit betätigte, halten aber dafür, dass an ihm ein Exempel statuiert 
werde, das für die Zukunft ihm und anderen mit ähnlicher Veranlagung 
zur beredten Warnung diene. Daher wird zunächst eine sehr hohe 
Geldstrafe am Platze sein. Zwar werden in derartigen Fällen auch 
heute Geldstrafen verhängt. Aber ihre Höhe steht häufig durchaus 
nicht in angemessenem Verhältnis zu dem durch das unredliche Ge- 
bahren erzielten Gewinn. Unter dem neuen System sollen sie so hoch 
sein, dass sie für alle, die um des Gewinns willen die Rücksicht auf 
ihre Mitmenschen ausser acht zu lassen geneigt sind, ein ausserordent- 
liches Risiko bilden. Wer z. B. durch Verkauf minderwertiger Nahrungs- 
mittel im Verlauf einiger Jahre einen unrechtmässigen Gewinn von 
10000 Mk. erzielt, muss darauf gefasst sein, dass er im Fall der Ent- 
deckung ebensoviel und, wenn möglich, noch viel mehr als Strafe zu 
zahlen hat. Beträgt die Geldstrafe jedoch nur wenige tausend Mark, 
so sieht sie der von altruistischen Gefühlen Freie als Geschäftsunkosten. 
an. Heute sind in sehr vielen Fällen die über rücksichtslose Betrüger und 
dergl. verhängten Geldstrafen so lächerlich gering, dass sie nur als un- 
vermeidliche Auslagen betrachtet werden, aber nicht im geringsten ab- 
schrecken. Ich verweise in dieser Beziehung auf die Geldstrafen, die 
den jeden Ehrgefühls baren Kurpfuschern auferlegt werden und in der. 
Regel nicht entfernt die Höhe der von diesen Dunkelmännern aufge- 
wendeten Reklamekosten erreichen. 

Neben der Geldstrafe müsste den Nahrungsmittelfälscher selbst- 
verständlich auch eine lange Freiheitsstrafe treffen. Nicht wegen der 
Grösse der „Schuld“, sondern zur Erhöhung der abschreckenden Wir- 
kung! Von Gewährung der Friedensbürgschaft kann bei ihm keine Rede 
sein. Denn das Interesse der Allgemeinheit erfordert eine möglichst 
intensive Abschreckung. 

Es kommt selbstverständlich immer auf die Figentümlichkeiten 
des Falls an. So wird z. B. ein Händler, der sich nur gelegentlich 
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einmal zu einer Nahrungsmittelfälschung verleiten lässt, nicht so rigoros 
zu behandeln sein. Man wird sich bei ihm mit empfindlicher Geldstrafe, 
Ersatzleistung an die Geschädigten und Leistung der Friedensbürgschaft 
begnügen dürfen, falls keinem aus seiner Handlungsweise ein ernstlicher 
Schaden erwachsen ist. 


Nicht ohne Interesse erscheint eine kurze Erörterung der Frage, 
welche Strafe das zukünitige Strafrecht für denjenigen bestimmen wird, 
der kalten Blutes einen Menschen mit Überlegung tötet. Die Mehrzahl 
derartiger Mörder besteht ohne Zweifel aus Menschen, die bewiesen 
haben, dass sie rücksichtslos zur Stillung ihrer Begierden Menschenleben 
zu opfern bereit sind. Die Gesellschaft ist daher wohl berechtigt, sie 
auf eine Weise unschädlich zu machen, die für immer vollkommene 
Sicherheit vor ihnen gewährt und zugleich die geringsten Kosten ver- 
ursacht, 

Vom Standpunkt der Sühnetheoretiker ist die Todesstrafe jeden- 
falls durchaus angemessen. Aber auch wir Deterministen haben gegen 
sie keine wesentlichen Bedenken. Denn unsere Auffassung von der 
„Schuld“ der Mörder hindert uns nicht, die radikale Beseitigung so 
gefährlicher Individuen für wünschenswert zu halten. Wir vernichten 
ja auch schädliche Raubtiere, obwohl diese doch sicher frei von Schuld 
sind. Es sind allerdings Fälle denkbar, bei welchen vom rein determi“ 
nistischen Standpunkt die Todesstrafe entbehrlich ist. So kann es z. B. 
vorkommen, dass jemand aus glühendem Hass einen Gegner tötet, ohne 
dass er im übrigen als ein Feind der sozialen Ordnung anzusehen ist. 
Möglicherweise wird er nach Stillung seines Rachedursts ein brauchbares 
und ungefährliches Mitglied der Gesellschaft werden. Trotzdem wollen 
wir gegen die, welche auch für diesen die Todesstrafe fordern, keine 
Einwendungen erheben. Denn wir verkennen ja nicht die Notwendig- 
keit der Abschreckung. 

Etwas ganz anderes ist es, ob man mit Rücksicht auf die Mög- 
lichkeit von Justizirrtümern die Todesstrafe, die nach ihrer Vollstreckung 
nicht mehr aufgehoben werden kann, ablehnt. Die Erörterung dieses 
Gesichtspunktes gehört jedoch nicht in den Rahmen dieser kleinen Schrift. 


Vor seinen Richtern steht ein Soldat, der einen Vorgesetzten 
tätlich angegriffen hat. Die Untersuchung hat ergeben, dass er lange 
Zeit hindurch von dem Vorgesetzten schwer gereizt und wiederholt miss- 
handelt worden war. Er ist ein bisher unbescholtener Mann von gutem 
Charakter, eifrig und dienstwillig. Die Tat geschah, als ihn der Vor- 
gesetzte wieder einmal zu misshandeln im Begriff war. 
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Wie wird unter dem Strafrecht der Zukunft das Urteil lauten? 

Die Notwendigkeit wird gebieten, eine längere Freiheitsstrafe zu 
verhängen. 

Wer dies angesichts aller vorausgegangenen Ausführungen befremd- 
lich findet, möge sich wieder einmal erinnern, dass es sich beim Straf- 
recht der Zukunft nicht sowohl um die Sühne, als vielmehr um die im 
Interesse der Gesellschaft und des Staats notwendigen Massnahmen 
gegen die Verletzer der Gesetze handelt. Der Staat hat ein ganz ausser- 
ordentliches Interesse daran, dass die Zucht im Heer aufrecht erhalten 
wird, da sein Bestehen von ihr abhängt. Daher müssen Verletzungen 
der Disziplin unter allen Umständen sehr empfindlich bestraft werden. 
Nicht die Grösse der Schuld ist es, die für gewisse Vergehen eine be- 
sonders schwere Strafe erfordert, sondern die Stärke des Interesses, das 
wir an der Verhütung des Vergehens haben. Die „Schuld“ des Soldaten 
in dem angenommenen Fall mag verhältnismässig gering sein. Trotz- 
dem muss er im Staatsinteresse leiden. Die über ihn verhängte Strafe 
soll den andern eine eindringliche Warnung sein. 

Neben dem genannten Vergehen gibt es noch andere, die zwar 
nicht von moralischem Defekt zeugen, deren Verhütung jedoch eine für 
den Staat so gebieterische Notwendigkeit ist, dass empfindliche Frei- 
heitsstrafen für sie am Platz sind, z. B. gewisse politische Vergehen. Es 
wäre also falsch, wegen der durch die deterministische Auffassung be- 
dingten Ablehnung der überlieferten Schuld- und Sühnetheorie besondere 
Milde in solchen Fällen anzuwenden. Wenn wir auch gegen denjenigen, 
der sich zum ersten Male an fremdem Eigentum vergreift, milde sein 
dürfen, so ist diese Milde nicht erlaubt, wenn das Interesse des Staats 
auf dem Spiel stebt. Dann muss der Täter zur Abschreckung recht 
empfindlich bestraft werden, selbst wenn er moralisch viel höher steht 
als jener Dieb, der mit Geldstrafe und Leistung der Friedensbürgschaft 
davonkommt. 

Vorstehendes betone ich ausdrücklich, da nicht wenige fürchten, 
dass der Determinismus zu unangebrachter Milde führen müsse. Gerade 
weil die Deterministen den herkömmlichen Schuldbegriff nicht anerkennen, 
können sie das Interesse des Staats und der Gesellschaft gegen die Ver- 
letzer der Gesetze höher stellen als jene, die bei Festsetzung der Strafen 
immer ängstlich nach dem Grade der Schuld fragen. Aus demselben 
Grunde können sie allerdings auch gegen gewisse Verbrecher milder sein 
als jene. 

Ich bin am Ende des vorliegenden Kapitels angelangt. Selbstver- 
stöndlich konnte es nicht meine Aufgabe sein, über die zukünftige Be- 
handlung aller Verbrecherkategorien Andeutungen zu machen. Diese 
Aufgabe bleibt den juristisch gebildeten Anhängern der Strafrechtsreform 
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vorbehalten. Ich wollte nur an einigen aufs Geratewohl ausgewählten 
Beispielen zeigen, wie man sich vom anthropologischen und soziologischen 
Standpunkt den Kampf gegen das Verbrechen vorstellt. Einer der 
wesentlichsten Grundsätze des zukünftigen Systems wird darin bestehen, 
dass man einerseits Menschen, welche die Gesetze übertreten haben, 
so lange wie irgend möglich vor dem Gefängnis bewahrt, andererseits 
aber die Unverbesserlichen möglichst lange und nötigenfalls für Lebens- 
zeit aus der Gesellschaft aussondert. 


b. Kapitel. 
Über den zukünftigen Strafvollzug. 


Wenn wir auch bestrebt sein sollen, soweit es irgend mit dem 
Interesse der Gesamtheit vereinbar ist, die Freibeitsentziehung durch 
andere Strafübel zu ersetzen, so besteht doch kein Zweifel, dass 
ohne die Freiheitsstrafe die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung un- 
möglich wäre. 

Die Anhänger der Strafrechtsreform bekämpfen demnach auch 
nicht die Freiheitsstrafe an und für sich, sondern die Grundlage, auf 
der sie heute beruht, und die Art, in der sie heute vollstreckt wird. 

Es ist ein Unding, Dauer und Art der Freiheitsstrafe ohne Ansehen 
der Person nach der Schwere der überhaupt nicht messbaren Schuld 
bestimmen zu wollen. Entscheidend sollte vielmehr die Persönlichkeit 
des Verbrechers sein oder, wie der erfahrene Strafanstaltsdirektor 
von Sichart!) sagt, „seine Empfindlichkeit gegen Strafeinwirkung, die 
grössere oder geringere Wahrscheinlichkeit seines Rückfälligwerdens.“ 

Auf alle Fälle darf in Zukunft die Dauer der Strafhaft nie unter 
ein gewisses Mass heruntergehen. Die kurzzeitigen Freiheitsstrafen von 
einigen Tagen oder Wochen halte ich mit vielen anderen für bedenklich. 
Auch die Ausführungen von Sicharts in seiner in der Anmerkung an- 
geführten Schrift konnten mich nicht von der Zweckmässigkeit der kurz- 
zeitigen Freiheitsstrafen überzeugen. von Sichart zitiert folgende 
Sätze von Prof. Dr. Wach: „Allerdings kann die auf Tage oder Wochen 
bemessene Freiheitsstrafe nicht erziehen, nicht bessern und nur schwierig 
mit einem eindrucksvollen Arbeitszwang verbunden werden. Dennoch wird 
sie genügen, wenn sie ein ausreichendes Strafübel darstellt. Denn das zu 
sein ist das Wesen der Strafe.“ und setzt hinzu: „Und welcher anstän- 


!) Die Freiheitsstrafe im Anklagezustande und ihre Verteidigung. Von Straf- 
anstaltsdirektor von Sichart (Heidelberg, C. Winter 1904), 
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dige und elırenhafte Mann wird das Eingesperrtwerden wegen der damit 
verbundenen grösseren oder geringeren Schädigung an Ehre, Ansehen 
und gutem Namen nicht für ein sehr empfindliches Übel halten, 
das er sich für die Zukunft gern vom Leibe halten möchte. Leuten 
anderen Schlages, auf welche eine kurze Freiheitsstrafe nicht die gleiche 
Wirkung ausübt, soll dieselbe, wie wir an anderer Stelle sehen werden, 
durch entsprechende Schärtung je nach Gestalt ihrer Übertretung so 
fühlbar gemacht werden, dass der Zweck der Abschreckung nicht ver- 
fehlt wird“. 

Hierzu bemerke ich, dass für den „anständigen und ehren- 
haften Mann“ das entehrende Strafübel der Freiheitsstrafe überhaupt 
möglichst zu vermeiden ist. Für ilın genügen bei leichteren Vergehen 
Geldstrafen völlig, und bei einem gröberen Rechtsbruch verlangt es das 
Interesse der Gesamtheit, dass ihm zur ausreichenden abschreckenden 
Wirkung auf andere trotz seiner Anständigkeit und Ehrenhaftigkeit eine 
längere Freiheitsstrafe auferlegt werde. Im übrigen begeht naturgemäss 
ein „anständiger und ehrenhafter Mann“ im allgemeinen keine schweren 
Vergehen. 

Und die Leute anderen Schlages!? Für sie ist bei geringeren Ver- 
gehen eine hohe Geldstrafe häufig ein viel stärkeres Strafübel als eine 
kurze Gefängnisstrafe. Sie können, wie die Erfahrung gelehrt hat, auch 
durch noch so verschärfte kurzzeitige Freiheitsstrafen nicht sozialer 
gemacht werden. Es gilt, sie zu bessern, soweit dies möglich ist, und 
die Gesellschaft vor ihnen zu schützen. Beides ist aber durch kurz- 
zeitige Strafen nicht erreichbar. 

Der bekannte Vorkämpfer auf dem Gebiet der Strafrechtsreform, 
Prof. Dr. von Liszt, hat nachgewiesen, dass die kurzzeitige Freiheits- 
strafe in der deutschen Strafrechtspflege vorherrschend ist. Da nun 
die Zahl der Verbrechen bei uns erschreckend gross ist, so liegt der 
Schluss nahe, dass neben anderen Ursachen hierfür die Vorherr- 
schaft der kurzzeitigen Freiheitsstrafen verantwortlich zu machen sei. 
von Sichart zieht den Schluss nicht, sondern glaubt, durch die von 
ihm vorgeschlagene Verschärfung die kurzzeitigen Strafen wirksamer 
machen zu können. Als verschärfende Mittel empfiehlt er für besonders 
rohe Verbrecher bei Gefängnisstrafen unter sechs Wochen 1. Beschrän- 
kung der Kost auf Wasser und Brot an jedem dritten Tage, 2. Anwei- 
sung der Lagerstätte auf blossen Brettern an jedem dritten Tage. 

Dass hin und wieder einmal ein Mensch durch die Aussicht auf 
eine derartig verschärfte Gefüngnisstrafe sich von einem Verbrechen 
abhalten lasse, will ich nicht bestreiten. Ich bezweifele aber sehr, dass 
es gelingen werde, durch solche Mittel die kriminelle Physiognomie der 
Gegenwart durchgehends erfreulicher zu gestalten. Die Annahme, das 
das (Gros der körperlich und geistig minderwertigen Berufsverbrecher 
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sich durch die Furcht vor besonders unangenehmen Tagen im Gefängnis 
zum ordentlichen Leben bewegen lasse, widerspricht allen unseren 
Kenntnissen über das Wesen jener Unglücklichen. 

Ich würde die Beibehaltung der kurzzeitigen Strafen in der zu- 
künftigen Strafrechtspflege für recht bedenklich halten. Angesichts der 
Milde und Rücksicht, die, soweit angängig, gegen gewisse Rechtsver- 
letzer beobachtet werden soll, ist es notwendig, dass Freiheitsstrafen, 
wenn sie nicht zu umgehen sind, recht wirksam gestaltet werden. Das 
sind aber nur die langzeitigen mit energischem Arbeitszwang. . 

Es fehlt nicht an Gegnern der langzeitigen Freiheitsstrafen, die 
statt derselben die Deportation eingeführt wissen wollen. Gegen die 
Deportation bestehen jedoch sehr wichtige Bedenken, die von vonSichart!) 
in folgenden Worten geäussert werden: „Die zwangsweise Fortschaffung 
Verurteilter nach auswärtigen Besitzungen (des Reichs) entspricht weder 
der Gerechtigkeit, noch verbürgt eine solche Strafverhängung die Er- 
reichung des Besserungs- oder des Abschreckungszweckes. Selbst dem 
Sicherungszwecke, welcher bei Bestrafung rückfälliger Verbrecher ganz 
besonders ins Auge zu fassen ist, dient die Deportation nicht in gleich 
befriedigendem Masse wie der rationelle Vollzug der ordentlichen Frei- 
heitsstrafe in inländischen Gefängnissen. Überdies stehen der Depor- 
tation im allgemeinen moralische und kolonialpolitische Bedenken ernster 
Art und — was ganz besonders für Deutschland zutreffen dürfte — die 
allergrössten finanziellen Schwierigkeiten im Wege. Um wie vieles 
leichter als diese Hindernisse dürften die Hemmnisse zu beseitigen sein, 
auf welche die Beschwerden über mangelhafte und unzureichende Wirk- 
samkeit unserer herkömmlichen Freiheitsstrafe zurückzuführen sind. — 
Zum Überflusse soll hier nur noch auf das eng begrenzte Anwendungs- 
gebiet der Verschickungsstrafe, das neben der langen Strafdauer auch 
noch durch andere Rücksichten, wie Alter, Krankheit, Arbeitsunfähig- 
keit usf. eingeschränkt wird, ausdrücklich hingewiesen werden.“ 

Dass bei sorgfältiger Auswahl der zur Verschickung geeigneten 
Rechtsverletzer diese Strafe in gewissen Fällen annehmbar sein würde, 
dürfte nicht zu bezweifeln sein. Im übrigen muss ich mich der Stellung- 
nahme zu dem Problem enthalten, weil ich die für und wider die 
Deportation sprechenden Faktoren nicht genügend übersehe. Mit 
von Sichart bin ich der Meinung, dass es möglich ist, durch zweck- 
mässige Einrichtung des Strafvollzugs auch die langzeitigen Freiheits- 
strafen so zu gestalten, dass die geistige und körperliche Existenz der 
Sträfinge nicht so gefährdet wird, wie häufig angegeben wird. Aller- 
dings werden auch bei den besten Einrichtungen vieljährige Freiheits- 
strafen nicht spurlos fir die Betroffenen bleiben. Allein, darin liegt 


!) von Sichart, a. 2.0.8. 12. 
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kein Grund zu ihrer Verwerfung. Denn das Interesse der Gesellschaft 
steht über dem des einzelnen Individuums, vollends eines solchen, das 
die Rücksicht gegen seine Mitmenschen ausser acht gelassen hat. Die- 
selbe Auffassung, die uns Deterministen einerseits nötigt, den Rechts- 
verletzern nur so viel Übeles zuzufügen, wie zur wirksamen Gestaltung 
der Strafe und zum Schutz der Gesellschaft nötig ist, lässt uns anderer- 
seits auch manche individuelle Rücksichten vernachlässigen, die von den 
Schuld- und Sühnetheoretikern stets ängstlich erwogen werden. 


Als unabweisbare Folge der Anschauung, dass die Behandlung 
und wissenschaftliche Erforschung des Verbrechertums eine einheitliche 
Aufgabe darstelle, ergibt sich die Forderung, dass in Zukunft sämtliche 
Massnahmen gegen die Verletzer der Rechtsordnung nach einheitlichem 
Plan und einheitlichen Gesichtspunkten getroffen werden. Die oberste 
Leitung des gesamten Justiz- und Strafvollzugswesens im Reich wird 
daher in einer Hand vereinigt werden müssen. 

Daraus folgt aber nicht, dass der Strafvollzug schematisch gehand- 
habt werde. Man wird vielmehr möglichst zu individualisieren suchen. 

So wird man mehr als heute darauf bedacht sein, solche Gesetzes- 
übertreter, die keine ehrlose Gesinnung bewiesen haben, aber im Staats- 
interesse mit Freiheitsentziehung bestraft werden müssen, von den 
moralisch defekten Verbrechern zu sondern und in einer ihrem Stande 
und ihrem Bildungsgrade entsprechenden Weise zu beschäftigen. Bei 
derartigen Gefangenen, z. B. solchen, die wegen Pressvergehens, Zwei- 
kampfs usw. verurteilt werden, soll die Entziehung der Freiheit an sich 
genügende Strafe sein. 

Vielleicht begegnet mir der Einwand, dass eine Auffassung, die 
alles menschliche Handeln auf die jeweilige Gehirnbeschaffenheit zurück- 
führt, jenseits von gut und böse stehe und daher mit der Scheidung 
der Ehrlosen von den Ehrenhaften unvereinbar sei. Der Einwand wäre 
jedoch unberechtigt. Denn, wenn wir auch wissen, dass sowohl der 
Ehrlose als auch der Ehrenhafte infolge seiner Gehirnbeschaffenheit so 
ist, wie er ist, dürfen wir mit Recht fordern, dass der Ehrenhafte anders 
behandelt werde als der Ehrlose. Wir trennen auch in Krankenhäusern 
ekelerregende Krauke von den andern, obwohl die ersteren nicht 
„schuldig“ sind. 

Nach welchen Merkmalen soll man nun den ehrlosen Gesetzes- 
übertreter von dem ehrenhaften unterscheiden? Die Straftat selbst bietet 
hierzu nieht immer eine sichere Handhabe. Auch ist vom allgemeinen 
moralischen Standpunkt manches sehr unsittlich, was innerhalb be- 
stimmter Kreise als ehrenhaft gilt. Ich erinnere an die so ausserordent- 
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lich verschiedene Bewertung des Duells. Es kommt auch vor, dass 
jemand ein sogenanntes gemeines, heute mit Zuchthaus bedrohtes Ver- 
brechen aus edlen Beweggründen begeht. Wenn jemand einen ihm auf- 
genötigten Eid falsch schwört, weil er durch Bekennen der Wahrheit 
eine ihm nahestehende Person ins Verderben bringen würde, kann man 
ihn nicht schlechtweg als ehrlos bezeichnen. 
von Sichart will daher die Festungshaft als custodia honesta zur 
„Schonung des Ehrgefühls gewisser Verbrecherkategorien und nicht zu 
gunsten einzelner Deliktsarten“ angewendet wissen. 
Bei dieser Formulierung besteht aber die Gefahr, dass die Festungs- 
haft nur über Personen der sogenannten besseren Stände verhängt 
wird. Auch die von von Sichart angeführte Formulierung älterer 
süddeutscher Strafgesetzbücher, die dem Richter die Verhängung der 
Festungshaft vorschreibt, „sofern ihm solches nach sorgfältiger Erwägung 
der Umstände des Verbrechens, sowie der Bildungsstufe und der bürger- 
lichen Verhältnisse des Übertreters begründet erscheine“, bedarf noch 
der Verbesserung. Richtig erscheint mir an ihr, dass auch die „Um- 
stände des Verbrechens“ Berücksichtigung finden. Weniger glücklich 
sind jedoch die Worte: „Bildungsstufe und der bürgerlichen Verhältnisse 
des Übeltäters“. Bei ausschliesslicher Betonung derselben käme es auch 
dahin, dass die custodia honesta nur den Personen besseren Standes 
vorbehalten bliebe. Es ist aber nicht einzusehen, warum sie nicht auch 
dem Mann aus dem Volke zugute kommen soll, falls er wegen eines 
nicht ehrloser Gesinnung entspringenden Vergehens mit Freiheitsstrafe 
belegt werden muss, Ich würde daher statt der Worte: „der Bildungs- 
stufe und der bürgerlichen Verhältnisse“ setzen: „der gesamten per- 
sönlichen Verhältnisse“ und im übrigen die angeführte Formulierung 
des älteren süddeutschen Strafgesetzbuchs beibehalten. 

Man wird beim zukünftigen System stets beide Faktoren, sowohl 
die Art und die Umstände des Verbrechens, als auch die Person des 
Übertreters zur Entscheidung der Frage heranziehen, ob die custodia 
honesta anzuwenden ist oder nicht. Für sich allein darf weder der 
eine noch der andere Faktor massgebend sein. Daher wird der zukünf- 
tige Richter unter Umständen auch den Duellanten der gewöhnlichen 
Strafanstalt überweisen, wenn derselbe nachweislich in frivoler Weise 
und unter Beiseitesetzung der Sittengebote den Zweikampf veranlasst hat. 

Die für gewisse Delikte, z. B. Meineid, Totschlag u. a. zu ver- 
hängende Freiheitsstrafe wird unter allen Umständen in der gewöhn- 
lichen Strafanstalt zu vollstrecken sein, selbst wenn der Täter nicht aus 
unedlen Beweggründen gehandelt hat. In solchen Fällen verlangt das 
Interesse der Gesellschaft von der Strafe eine derartig abschreckende 
Wirkung, dass die Rücksicht auf das Individuum zurücktreten muss. 
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Unser auf den zukünftigen Strafvollzug gerichtetes Interesse gilt 
hauptsächlich den Einrichtungen jener Strafanstalten, welche unseren 
heutigen Gefängnissen und Zuchthäusern entsprechen werden. Mit ihnen 
wollen wir uns jetzt beschäftigen. 

Man wird selbstverständlich dafür Sorge tragen, dass die zum 
ersten Male mit Freiheitsentziehung Bestraften, die Neulinge des Ver- 
brechens, von den Rückfälligen getrennt bleiben. Da aber unter den 
Rückfälligen auch noch manche sind, die nicht als Verlorene betrachtet 
werden dürfen, so empfiehlt es sich, unter ihnen nochmals eine Schei- 
dung vorzunehmen. 

Auch die Gefangenen einer Abteilung (oder einer Anstalt, falls 
man für die verschiedenen Klassen besondere Anstalten bauen sollte) 
bieten hinsichtlich ihres Charakters und ihrer sittlichen Beschaffenheit 
noch manche Verschiedenheiten, die ernste Beachtung verdienen. Es 
wird zu den wichtigsten Aufgaben der zukünftigen biologisch gebildeten 
Anstaltsbeamten gehören, den Verkehr der Sträflinge untereinander genau 
zu überwachen und nach Möglichkeit den Einfluss schlechterer Elemente 
auf die moralisch höher Stehenden auszuschalten. Zu diesem Zweck 
sind Einrichtungen erforderlich, die es gestatten, dass die Gefangenen 
nur unter Aufsicht zusammen weilen. Jeder soll daher seine eigene 
Zelle haben, in der er schläft, sich ankleidet, sein Essen verzehrt und 
die nicht mit Arbeit oder sonstigen gemeinsamen Veranstaltungen aus- 
gefüllten Stunden zubringt. Hierdurch wird es auch möglich, einen Ge- 
fangenen für kürzere oder längere Zeit vollständig zu isolieren, wenn es 
in seinem oder anderer Interesse notwendig ist. 

Da wir Deterministen zur Sicherung der Gesellschaft unter Um- 
ständen auch für solche Verbrecher eine sehr lange bezw. lebenslängliche 
Haft verlangen, die nach dem Schuld- und Sühnesystem eher die Frei- 
heit wieder sehen würden, so erscheint es billig, dass wir den Aufent- 
halt in den Strafhäusern nicht unangenehmer gestaltet wissen wollen, 
als notwendig ist, um ihm den Charakter eines zu fürchtenden Übels 
zu sichern. Dieser Standpunkt ergibt sich auch besonders aus den Dar- 
legungen der beiden ersten Kapitel. 

Man leite in diesem Sinne vor allem die Anstaltsdisziplin. Während 
man heute das Dasein der Gefangenen grau in grau gestaltet und die 
Verletzer der Hausordnung mit harten Strafen belegt, veranlasse man 
die Sträflinge in Zukunft dadurch zu musterhaftem Verhalten, dass man 
ihnen bei guter Führung kleine Annehmlichkeiten und Erleichterungen 
gewährt, die den Unbotmässigen versagt bleiben. Strafen wie Dunkel- 
arrest, Entziehung des Betts usw. spare man für den äussersten Notfall. 
In leichteren Fällen genüge die Entzichung gewisser Vergünstigungen, 
z. B. der freien Verfügung über die nicht der Arbeit gewidmeten Tages- 
stunden, des gelegentlichen schriftlichen und mündlichen Verkehrs mit 
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den Angehörigen, der Beleuchtung der Zelle bei Dunkelheit, des Ge- 
nusses der Lektüre usw. Den Sträflingen dagegen, die sich längere 
Zeit hindurch gut geführt und besonders fleissig gearbeitet haben, 
erleichtere man ihr Los. Sie mögen sich von ihrem „Überverdienst“ 
(8. 52) einige Kleinigkeiten zur Ausschmückung ihrer Zelle, etwa Blumen, 
Bilder und dergl., Butter, Wurst, Tabak und Zigarren kaufen. Es ist 
bekannt, wie gierig Gefangene nach den genannten Genussmitteln sind und 
mit welcher List sie sich dieselben zuweilen gegen das Verbot zu ver- 
schaffen wissen. Man gebe ihnen daher Gelegenheit, sie durch Wohl- 
verhalten und namentlich durch tüchtige, ihrem Können entsprechende 
Arbeitsieistungen zu erwerben. Besonders die Aussicht auf Tabak und 
Zigarren für Fleiss und Wohlverhalten, sowie der bei Trägheit und 
schlechter Führung drohende Verlust dieser Genussmittel sind sehr wirk- 
same Erziehungsfaktoren. Schon aus ökonomischen Gründen ist darauf 
Bedacht zu nehmen, dass die Sträflinge fleissig arbeiten. Nichts aber 
stellt für sie einen mächtigeren Antrieb zur Arbeit dar als die Aus- 
sicht auf gewisse harmlose Lebensgenüsse. Ein Gefangener dagegen, 
der keine Hoffnung auf eine noch so kleine Lebensfreude hat, wird. 
schliesslich auch gleichgiltig gegen solche Disziplinarstrafen, die ihm das 
armselige Dasein auf einige Tage oder Wochen noch elender gestalten. 
Letztere sollten daher immer erst dann angewendet werden, wenn alle 
anderen Mittel erschöpft sind. Zumeist wird man damit auskommen, 
dass man stufenweise für Wohlverhalten gewisse Annehmlichkeiten ge- 
währt bezw. stufenweise bei mangelhafter Führung versagt. Überdies 
ist die Aussicht auf Entlassung nach Ablauf der Minimalzeit (S. 35) ein 
nicht zu unterschätzendes Erziehungsmittel, da sie selbstverständlich nur 
den Leuten mit guter Führung winkt. 


Der Arbeitszwang soll in den zukünftigen Strafanstalten recht in- 
tensiv sein. Die Gefangenen, welche die geforderte Arbeit verrichten, 
sind daher so zu ernähren, dass ihre körperliche Leistungsfähigkeit 
erhalten bleibt. Leute, die lediglich aus Trägheit ıhr Arbeitspensum 
nicht bewältigen, erhalten Kostabzüge. 

Für die Ernährung kranker und schwächlicher Sträflinge ist, wie 
auch schon heute, die Anwendung besonderer Kostformen vorzusehen. 
Dass kranke Gefangene sorgfältiger ärztlicher Behandlung teilhaftig 
werden, und dass überhaupt bei sämtlichen Einrichtungen die Forde- 
‚ungen der Hygiene zur Geltung kommen müssen, versteht sich von 
selbst. Dies gilt auch von der Körperpflege der Gefangenen. Im 
Sommer und im Winter ist für ausreichende Bewegung und für regel- 
mässige Waschungen und Bäder zu sorgen. 
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Über die Gefangenenarbeit finde ich bei von Sichart!) folgende 
bemerkenswerte Ausführungen: „Der Gerechtigkeit, wie der Zweck- 
mässigkeit dürfte es entsprechen, die Gefängnisgefangenen wie den Zücht- 
ling für arbeitspflichtig zu erklären, der Gefängnisverwaltung dagegen 
die Pflicht aufzuerlegen, bei der Zuweisung von Arbeit nicht bloss, wie 
beim Zuchthausgefangenen, seine Gesundheitsverhältnisse wie das Mass 
seiner Kräfte, sondern auch seine Fähigkeiten, seine Kenntnisse, seinen 
bisherigen Beruf, sein ehrliches Fortkommen nach der Entlassung nach 
Möglichkeit zu berücksichtigen und ins Auge zu fassen.“ 

„Ein solches Verfahren entspricht dem Strafzwecke, bestehend in 
Verhinderung des Rückfalls durch Anstreben bürgerlicher Besserung.‘ 

„Wo solche Hoffnung durch die Persönlichkeit des Verurteilten 
ausgeschlossen ist, und diesem gegenüber lediglich der Sicherungszweck 
in Betracht kommt, genügt der Staat seiner Pflicht, wenn er seine Sorge 
darauf richtet, dass durch die Beschäftigung des Gefangenen die Sicher- 
heit nicht gefährdet wird, dass der Arbeitende den Strafzwang auch bei 
der Arbeit zu kosten bekommt, und dass die Arbeit ein möglichst grosses 
‚Erträgnis im Interesse der Steuerzahler abwerfe.“ 

Mutatis mutandis lassen sich die angeführten Gesichtspunkte auch 
für das zukünftige System aufstellen. Man wird daher nach Kräften 
dafür sorgen, dass die noch nicht als unverbesserlich zu betrachenden 
Sträflinge in einer Weise beschäftigt werden, wie es von Sichart 
heute für die Insassen der Gefängnisse verlangt. Die Unterscheidung 
zwischen Gefängnis und Zuchthaus dürfte allerdings in Zukunft fort- 
fallen. Wir werden dann nur zwischen Gefangenen in custodia honesta 
und den Bewohnern der sogenannten Strafanstalten unterscheiden. Die 
letzteren sollen sich, wie oben (S. 48) vorgeschlagen wurde, in drei 
Stufen gliedern. Für die der dritten Stufe, derjenigen der Unverbesser- 
lichen, zugehörenden Gefangenen wird hinsichtlich der Beschäftigung 
das gelten, was von Sichart in seinem an letzter Stelle zitierten Satz 
ausführt. 

Es wird nicht immer leicht sein, jedem Sträfling eine seinen Fähig- 
keiten, seinem bisherigen Beruf usw. entsprechende Arbeit zuzuweisen. 
Wenn unüberwindliche Hindernisse im Wege stehen, muss sich der Ge 
fangene in sein Schicksal fügen. Die Strafe ist und bleibt eben ein 
Übel und soll es ja auch sein. 

Wenn sich der Gefangene der gegen ihn beobachteten Rücksicht- 
nahme nicht würdig erweist, kann die Arbeit auch als Disziplinarmittel 
verwendet werden. von Sichart?) äussert sich hierzu folgendermassen; 
„Insofern aber in der Arbeit eine Äusserung der Persönlichkeit gelegen 
ist, so kann sich der in der Strafe liegende Zwang auch gegen jene 
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wenden, indem sie das Recht zu arbeiten nach verschiedenen Seiten 
hin beschränkt oder auch die Pflicht zu arbeiten mehr oder weniger 
verstärkt und verschärft. Auf solche Weise lässt sich nach Bedarf eine 
willkommene Differenzierung der Freiheitsstrafe herbeiführen, die sich 
sogar zur Schaffung verschiedener Strafarten steigern lässt.* 

Wenn erst einmal die Auffassung beseitigt sein wird, welche den 
Verbrecher lediglich als Bösewicht und die Strafe als Rache ansieht, 
wird es auch nicht mehr vorkommen, dass die grundsätzliche Aus- 
schliessung des Wettbewerbs der Gefangenenarbeit gefordert wird. Diese 
Forderung ist vom volkswirtschaftlichen und sittlichen Standpunkt ganz 
unhaltbar. Wollte man ihr nachgeben, so . müsste man entweder die 
Strällinge dem Müssiggang überlassen, oder man geriete, um sie zu be- 
schäftigen, auf das blödsinnige System des Kugelschleppens und der 
Tretmühle. Beide Auskunftsmittel sind, da sie abstumpfen oder zur 
Verzweiflung führen, verwerflich und unsittlich. Noch unsinniger 
erscheint die Ausschliessung der Konkurrenz der Sträflingsarbeit vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkt. Wenn die Arbeit der Gefangenen 
keinen Ertrag bietet, werden die Steuerzahler um so mehr belastet. 
Freilich sollen die Erzeugnisse der Anstaltsarbeit auch nicht durch all- 
zugrosses Unterbieten auf den Markt gebracht werden. Denn hierdurch 
würde sich der Staat zugunsten weniger, welche die billigen Erzeugnisse 
kaufen, schädigen, da er um so mehr für den Unterhalt der Gefangenen 
ausgeben muss, je unwirtschaftlicher diese arbeiten. 

Wiederholt ist der Vorschlag gemacht worden, die Gefangenen 
auch zu Arbeiten im Freien ausserhalb der Strafanstalten zu verwenden. 
Prinz Emil von Schönaich-Carolath äusserte sich hierzu vor 
einiger Zeit in einem in der „Tägl. Rundschau“ erschienenen Aufsatz 
mit folgenden warmherzigen Worten: „Hinaus mit den Gefangenen in 
Barackenlager, auf die Heide, zur Urbarmachung von Ödländereien. 
Auch für Frauen schafft Arbeit im Garten und Feld Genesung. Die 
Männer jedoch, die jugendlichen, kräftigen, gehören auf Werften und 
schwimmende Doks, zu Schiffzimmermannswerk, zur Erlernung von 
Deichbau, Strandschutz oder Baggerarbeiten. Im herben Ruch der 
Ackerscholle, im salzigen Seewinde liegen ungehobene Schätze an sitt- 
licher Genesung und läuternder, sühnender Kraft.“ 

Es wird allerdings nicht möglich sein, die in vorstehenden, mehr 
poetischen als streng sachlichen Worten ausgedrückten Wünsche jemals 
vollständig zu verwirklichen. — Die Hindernisse sind offenkundig, — 
Immerhin wird zu erwägen sein, ob man nicht da, wo es die örtlichen 
Verhältnisse gestatten, Versuche in der angedeuteten Richtung machen 
soll. Voraussetzung wird allerdings sein müssen, dass der Staat selbst 
Unternehmer der in Betracht kommenden Arbeiten ist ($. 53). 
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Es war schon oben (S. 48) von Einrichtungen die Rede, durch 
welche es ermöglicht werden soll, dass die Insassen der Strafanstalten 
nur bei der Arbeit und bei sonstigen gemeinsamen Veranstaltungen mit- 
einander verkehren und zwar unter Aufsicht. Man erwäge überdies, 
dass in Zukunft überhaupt für manche erstmalige Verfehlungen keine 
Freiheitsstrafe eintreten soll (S. 31). Infolgedessen ist von vornherein 
in den zukünftigen Strafanstalten die Zahl solcher Individuen, die wir 
besonders gern vor dem Zusammensein mit Unverbesserlichen bewahren 
möchten, kleiner als in den heutigen. Zudem wurde vorgeschlagen, die 
Gefangenen nach dem Grad ihrer sittlichen Beschaffenheit in drei 
Gruppen zu sondern und für jede Gruppe besondere Abteilungen oder 
Anstalten zu errichten. 

Aus all’ diesem erhellt, dass die zukünftigen Strafhäuser nicht in 
dem Grade Hochschulen des Lasters sein werden wie die heutigen, in 
welchen verhältnismässig harmlose Rechtsverletzer mit den Veteranen 
des Verbrechens zusammensitzen. Trotzdem wird man, wie schon her- 
vorgehoben wurde, auch in Zukunft darauf bedacht sein müssen, den 
Verkehr der Anstaltsinsassen stets streng zu überwachen. Bei der Zu- 
teilung der Sträflinge zu den einzelnen Arbeitszweigen und bei der 
Verteilung der Arbeitsplätze wird daher abgesehen von den schon ge- 
nannten Rücksichten auch möglichst dafür gesorgt werden müssen, dass 
ungeeignete Elemente nicht zusammenkommen. Das sicherste Mittel, 
um unerwünschten Verkehr der Gefangenen untereinander zu verhindern, 
wäre ja strenge Einzelhaft. Diese hat aber bekanntlich manchmal Nach- 
teile im Gefolge, die für die Gefangenen nicht geringer anzuschlagen 
sind als der Verkehr mit moralisch defekteren Genossen. Von der 
grundsätzlichen Einführung der Einzelhaftsystems ist daher abzusehen. 
Massgebend hierfür sind auch ökonomische Rücksichten, da ein Teil der 
Arbeitsbetriebe sich nur durch vereinigtes Zusammenwirken mehrerer 
gewinnbringend gestalten lässt. Den Anstaltsleitern muss es aber unbe 
nommen bleiben, in einzelnen Fällen Isolierhaft anzuordnen, wenn sie 
für einen Gefangenen oder im Interesse anderer nützlich oder not- 
wendig ist. 

Der Ertrag der Gefangenenarbeit fliesst selbstverständlich in die 
Staatskasse. Denjenigen Sträflingen jedoch, die das ihnen auferlegte 
und nach ihrem Können bemessene „Arbeitspensum“ vollständig be 
wältigen, wird ein kleiner Betrag als „Arbeitsverdienst“ gutgeschrieben. 
Gefangene, die durch besonderen Fleiss das Arbeitspensum überschreiten, 
erzielen „Überverdienst“, der ihnen bis zu einem gewissen Betrage zur 
Bestreitung kleiner Bedürfnisse noch während der Haftzeit ausgehändigt 
wird (S. 49). Dieser „Überverdienst“ ist vom „Arbeitsverdienst“ wohl 
zu unterscheiden, 
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Ich stimme vollständig von Sicharts Vorschlag zu, dass den 
Sträflingen, welche die Kosten des Strafvollzugs ganz oder teilweise selbst 
aus ihrem Vermögen tragen, „an dieser ihrer Schuld der Ertrag ihrer 
Arbeit, vorbehaltlich eines entsprechenden Abzuges für den mit der 
Beschäftigung verbundenen Aufwand in Abrechnung zu bringen“ ist. 
Während der Strafzeit ausgehändigt wird auch diesen nur der soge- 
nannte „Überverdienst“. 

Die zurzeit noch vielfach übliche Verdingung der Arbeitskräfte 
der Gefangenen an Unternehmer, die sogenannte entreprise, wird mit 
Recht von vielen Sachkennern verworfen. Im zukünftigen System darf 
sie schon deshalb keinen Platz finden, weil man sich durch sie der Mög- 
lichkeit berauben würde‘, in der früher angegebenen Weise*die Arbeit 
als Disziplinarmittel anzuwenden. 


Die Anforderungen, die an die zukünftigen höheren Strafanstalts- 
beamten gestellt werden müssen, sind sehr gross. Es leuchtet ein, dass 
diese Männer, wenn man ihre Zahl nicht ins Ungemessene vermehren 
will, sachverständiger Gehilfen bedürfen. Dem Leiter der Anstalt werden 
zunächst mehrere jüngere Kollegen, die ihm untergeben sind, zur Seite 
stehen. Das Verhältnis des Leiters zu den letzteren wird etwa dem- 
jenigen entsprechen, das zwischen dem Oberarzt eines Krankenhauses 
und seinen Assistenzärzten besteht. 

Den bisher genannten Beamten sind die Aufseher unterstellt. 
Selbstverständlich muss deren Zahl bedeutend höher sein als die der 
höheren Beamten. Der Aufseher verbringt seine ganzen Dienststunden 
mit der verhältnismässig kleinen Schar der seiner besonderen Obhut 
anvertrauten Gefangenen. 

Über die Bedeutung und die soziale Stellung der zukünftigen Auf- 
seher möchte ich mir noch einige Worte erlauben. Ich halte es nämlich 
für erforderlich, dass die Stellung dieser Männer gehoben wird. Zum 
Verständnis dieses Wunsches muss man allerdings vom heutigen Stand 
der Dinge absehen. Das jetzige Strafrecht geht ja von ganz anderen 
Voraussetzungen aus. Es sieht im Verbrecher lediglich das Individuum, 
an dem um der „vergeltenden Gerechtigkeit“ willen die Sühne vollzogen 
wird. Hierzu genügen, wie schon bemerkt wurde, Beamte, die äusser- 
liche Zucht aufrecht zu erhalten verstehen. Für die Deterministen da- 
gegen ist der Verbrecher im wesentlichen ein abnormer, eigentlich be- 
klagenswerter Mensch. Wir glauben, dass in der sachgemässen, mehr 
naturwissenschaftlichen als juristischen Behandlung des Verbrechertums 
einer der Kernpunkte des ganzen Kampfes gegen dasselbe liegt. 

Die richtige Behandlung ist aber nicht gewährleistet, wenn nur die 
höheren Beamten für ihren Beruf eingehend ausgebildet sind. Auch 
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diejenigen Beamten, die stündlich mit den Gefangenen verkehren, also 
die Aufseher, müssen gutes allgemeines Wissen und besondere Beruf; 
bildung besitzen. Die Zahl der höheren Beamten wird aus finanziellen 
Rücksichten beschränkt sein. Sie können daher nicht jeden einzelnen 
Sträfling wärend des ganzen Tags unter Augen haben. Hier wird der 
Dienst der Aufseher ergänzend eintreten. Sie sollen die Gefangenen 
sachverständig beobachten und ihren Vorgesetzten klare Berichte ab- 
statten. Sie haben ferner die Weisungen der Vorgesetzten über die 
Behandlung der Sträflinge im einzelnen auszuführen. Wenn alles dieses 
mit Takt und Umsicht so geschehen soll, dass jeder Schematismus ver 
mieden wird, so müssen die Aufseher zunächst über eine gute allgemeine 
Bildung verfügen. Denn nur unter dieser Voraussetzung sind sie der 
bereits genügend geschilderten deterministischen Auffassung vom Wesen 
des Verbrechens fähig, welche die beste Grundlage zu seiner Bekämp- 
fung bildet. Sie sollen ferner auch mit den Elementen des Fachwissens 
der höheren Anstaltsbeamten vertraut sein, da sie nur bei Erfüllung 
dieser Vorbedingung zuverlässige (ehilfen der letzteren sein können. 
Was nutzt es, wenn unter der Herrschaft der neuen Ideen nur die 
höheren Beamten die vorgeschlagene Berufsbildung erhalten, die Aufseher 
dagegen auf dem jetzigen Standpunkt stehen bleiben? Der Zustand 
würde ähnlich werden dem in einem Krankenhause, in welchem die 
Ärzte vorzüglich, das Pflegepersonal aber roh und unwissend wäre. Die 
richtige Behandlung des Verbrechertums ist eine so ausserordentlich 
wichtige Aufgabe, dass zu ihr nur die besten und gebildetsten Beamten 
gerade gut genug erscheinen. 


Eine gehobene soziale Stellung wäre die natürliche Folge der ver- 
mehrten Anforderungen. Die Aufseher an den zukünftigen Strafanstalten 
würden daher zu den mittleren Beamten gehören. Sie wären in be- 
sonderen Fachschulen auf ihren Beruf vorzubereiten. Für den Eintritt 
in diese Schulen wäre der Nachweis guter allgemeiner Bildung ertor- 
derlich. 


Bei der hier aufgerollten Frage handelt es sich einfach darum, 
ob man bei dem heutigen Schuld- und Sühnesystem bleiben wird oder 
nicht. Solange es besteht, hat man keinen Grund, an der Stellung der 
Strafanstaltsbeamten und an der Vorbereitung zu ihrem Beruf etwas 
zu ändern. Denn die heutigen erfüllen vollkommen die zurzeit ge 
stellten Anforderungen. Wenn aber die Umwälzung der Strafrechts- 
pflege auf naturwissenschaftlicher Grundlage zustandekommen sollte, 
wird man es für unmöglich halten, dass ungebildeten Personen die Aus- 
führung der Weisungen der höheren Beamten und die Mitwirkung bei 
der Beobachtung der Gefangenen übertragen werde. 

Ein Teil der Aufseher ist zur Leitung der Arbeitsbetriebe zu ver- 
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wenden. Von dem niederen Wachtdienst sind sie zu befreien. Dieser 
wird untergeordneten Beamten zufallen. 

Es wird sich empfehlen, einzelne rein verwaltungstechnische Dienst- 
zweige Beamten zu übertragen, die aus dem Stand der Aufseher hervor- 
gegangen sind, und sie mit voller Verantwortlichkeit zu betrauen. Auf 
diese Weise werden die höheren Beamten zugunsten ihres eigentlichen 
Berufs entlastet. 


Es gibt zahlreiche Begriffe, die nur mit Hilfe der Gemütsseite 
des geistigen Lebens voll erfasst und inhaltlich betätigt werden können, 
z. B. Liebe, Freundschaft, Sittlichkeit usw. Ein Mensch, welcher die 
Gebote der Nächstenliebe nur formal-begriffiich verstanden hat, ohne 
dass durch sie Gefühlssaiten bei ihm zum Schwingen gebracht werden, 
kann im besten Fall bei genügender Intelligenz Konflikten mit dem 
Strafgesetzbuch entgehen. Er ist aber in steter Gefahr, auch schon 
schwächeren Versuchungen zu selbstsüchtigen Handlungen zu unterliegen. 
Beim Berufsverbrecher ist das Gemütsleben in bezug auf die altruistischen 
Gefühle defekt. 

Hieraus folgt, dass man bei der Behandlung der Gefangenen das 
Gemüt nicht vernachlässigen darf, falls man nicht jede Hoffnung auf 
soziale Besserung aufgeben will. Ein Strafvollzug, der nur der Rache 
dient und jede kleinste Freude aus dem Dasein des Sträflings verbannt, 
stumpft das Gefühlsleben desselben ab. Ein solcher Strafvollzug ist 
gänzlich ausserstande, eine Vermehrung und Vertiefung altruistischer 
Gefühle, die Vorbedingung zu wirklicher Besserung, herbeizuführen. Die 
Vergeltungsstrafe als solche kann nur insofern einen Verbrecher sozialer 
machen, als sie ein zu fürchtendes Übel darstellt, welches zu vermeiden 
für ibn nützlicher ist als eine neue Rechtsverletzung. Wer aber ausser- 
dem von der Strafe noch eine weitere Wirkung erhoflt, muss das Ge- 
mütsleben des Sträflings in einer Weise zu beeinflussen suchen, die der 
Entstehung bezw. Verstärkung altruistischen Füblens förderlich ist. 

Von hervorragendem Einfluss auf das Gemüt ist die Religion. 
Alle Vorstellungen, die mit der Pflege des religiösen Lebens zusammen- 
hängen, sind von mannigfaltig abgestuften Gefühlen begleitet. Man wird 
also der Religion, insbesondere dem Christentum, die gebührende Mit- 
wirkung bei der Behandlung der Gefangenen einräumen. Das Amt des 
Anstaltsgeistlichen wird sehr wichtig sein. Da die Botschaft, die er 
verkündet, sich an die Gemütsseite des geistigen Geschehens wendet, 
darf er in vielen Fällen darauf rechnen, dass seine Worte williges Gehör 
finden. 

So sehr man demnach auch beim zukünftigen Strafvollzug die Be- 
deutung der priesterlichen Seelsorge zu würdigen wissen wird, soweit 
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wird man davon entfernt sein, sich mit dieser geistigen Einwirkung auf 
die Gefangenen zu begnügen. Die psychologisch und psychiatrisch aus- 
gebildeten leitenden Anstaltsbeamten werden unbeschadet der dem 
Geistlichen überlassenen Wirksamkeit in erster Linie, ebenso wie heute 
die Leiter der Irrenpflegeanstalten, für die psychische Behandlung der 
Sträflinge verantwortlich sein. 

Es ist Wert darauf zu legen, dass die Kirchen der Strafanstalten 
eine würdige, stimmungsvolle Einrichtung aufweisen und sich nicht 
wesentlich von anderen Kirchen unterscheiden. Dem Standpunkt mancher 
Sühnetheoretiker würde es allerdings mehr entsprechen, die „vergeltende 
Gerechtigkeit“ auch an jenem Ort walten zu lassen, an dem nur die 
Religion der verzeihenden Nächstenliebe zum Wort kommen sollte. 
Christus selbst aber würde die Zumutung weit von sich gewiesen haben, 
seine Lehre den „Sündern“ an einem Ort zu predigen, der sich durch 
sein Äusseres unvorteilhaft von der Andachtsstätte der „Gerechten“ 
unterschied. Gewiss, es ist berechtigt, dass der Verbrecher in der 
Strafhaft auf manche Lebensgenüsse des Freien verzichten muss. Aber 
den Unterschied zwischen seinem Dasein und dem des Freien auch auf 
die Gestaltung des Gottesdienstes zu übertragen, bedeutet pharisäische 
Selbstgerechtigkeit, die den Lehren des Christentums widerspricht. Auf 
welchem religiösen Standpunkt man auch stehen mag, man darf über- 
zeugt sein, dass die Lehre von der verzeihenden und erbarmenden Liebe 
Gottes, die unterschiedslos allen zuteil werde, die ihre Sünden bereuen, 
wohl geeignet ist, auf manchen Verbrecher einen günstigen Einfluss 
auszuüben. Muss er aber nicht an dieser Liebe zweifeln, wenn er sieht, 
dass er auch in dem Hause, in welchem sie gepredigt wird, wie ein 
Ausgestossener behandelt wird? — Für die Forderung, dass die An- 
staltskirche würdig ausgestattet sei, spricht auch die Rücksicht auf die 
Stimmung der Besucher. In einem kahlen nüchternen Raum kann die 
andachtsvolle Stimmung, die das Gemüt für die Worte des Priesters 
empfänglich macht, gar nicht oder nur schwer aufkommen. 

Wenn wir wissen, dass die Religion deshalb eine so grosse Macht 
ist, weil sie die als Gemüt bezeichnete Gruppe der geistigen Lebens 
äusserungen in Anspruch nimnt, so sollen wir den Schluss ziehen, dass es 
nützlich sei, auch durch andere Mittel auf das Gemüt der Sträflinge 
Einfluss zu gewinnen. Es gibt unter den letzteren manche, die der 
Religion so entfremdet sind, dass diese zunächst keine Gefühlssaiten bei 
ihnen in Schwingungen setzt. Aber auch diejenigen, bei welchen dieses 
nicht der Fall ist, bedürfen neben der Religion noch anderer Anregungen 
für iır Gemüt, wenn sie nicht dem sittlichen Stumpfsinn verfallen 
sollen. ; 

In welcher Weise soll nun die gedachte Einwirkung geschehen? 

Zunächst einmal durch die Form des Umgangs der Beamten mit 
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den Gefangenen. Unbeschadet der erforderlichen Strenge soll der Ver- 
kehrston mild und freundlich sein. Die Beamten sollen es nicht als 
ihre Aufgabe betrachten, schon durch die Art der Anrede den Sträfling 
fühlen zu lassen, dass an ihm die Rache der Gesellschaft vollstreckt 
wird. Wenn der Gefangene vom Priester die Botschaft der verzeihen- 
den Liebe vernimmt und im übrigen nur; mit rauhen Kommando- 
worten angeredet wird, so ist es leicht möglich, dass er den Gottes- 
dienst nur als leere Form betrachtet oder durch den Gegensatz zwischen 
den versöhnenden Worten des Geistlichen und der rauhen Wirklichkeit 
nur noch gesellschaftsfeindlicher wird. 

Von nicht zu unterschätzendem Einfluss auf das Gemüt ist die 
Lektüre. Die richtige Auswahl des Lesestoffs für jeden einzelnen Ge- 
fangenen wird eine wichtige Aufgabe der höheren Anstaltsbeamten bilden. 
Ihre Lösung gehört zur „Behandlung“. In den Büchersammlungen 
müssen zahlreiche Werke vorhanden sein, die für eines jeden Bildungs- 
stufe und Charakter eine Auswahl bieten. Man darf sich nicht mit 
Büchern mehr oder minder pastoralen Inhalts begnügen. Wer derartige 
wünscht, möge sie erhalten. Wer aber um belehrende und unterhaltende 
Schriften bittet, dem seien sie nicht vorenthalten. — Dass das Versagen 
der Lektüre auch als Disziplinarmittel angewendet werden kann, wurde 
schon erwähnt (S. 49). 

Neben der Lektüre werden Vorträge belehrender und unterhalten- 
der Art imstande sein, auf einen Teil der Gefangenen bessernd einzu- 
wirken. In jeder Strafanstalt ist ein Raum zur Verfügung zu stellen, 
in welchem hin und wieder derartige Vorträge für die Insassen gehalten 
werden. An geeigneten Rednern aus allen Berufsklassen, die bereit sind, 
durch Übernahme eines Vortrags an einer wichtigen sozialen Aufgabe 
mitzuwirken, wird es gewiss nicht fehlen. 

Die vorstehenden Andeutungen über die Möglichkeit der Beein- 
fiussung des Gemütslebens der Gefangenen mögen genügen. Weitere 
Einzelheiten wird die Zukunft lehren. Zunächst ist es erforderlich, die 
ganz unhaltbare Ansicht aufzugeben, dass die rauhe Vergeltung für 
sich allein imstande sein könne, den Verbrecher zu bessern. Falls 
der Leser einwendet, dass gegenüber gewissen Verbrechern jede Liebes- 
mühe vergeblich sei, so sei er daran erinnert, dass die Unverbesserlichen 
unter dem zukünftigen Strafrecht ihrem Schicksal ohnehin nicht entgehen 
werden. Man darf aber kein Mittel unversucht lassen, auch auf das 
verhärtetste Gemüt einen Einfluss zu gewinnen. 


Dem Kollegium der höheren Anstaltsbeamten werden in allen 
Fragen, die nicht rein verwaltungstechnischer Natur sind, Ärzte als 
Berater zur Seite stehen. Sie sollen nicht nur über die hygienischen 
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Verhältnisse der Anstalt wachen und die kranken Insassen behandeln, 
sondern ausnahmslos allen ihre volle Aufmerksamkeit zuwenden. Selbst- 
verständlich müssen die an den Strafanstalten tätigen Ärzte für ihren 
Beruf besonders ausgebildet sein und insbesondere über gründliches 
psychiatrisches Wissen verfügen. 

Verbrecherisches Handeln entspringt abnormem Fühlen, Denken 
und Wollen, mag es sich um Gewohnheitsverbrecher handeln, bei welchen 
dies immer der Fall ist, oder um Gelegenheitsverbrecher, bei welchen 
nur gelegentlich Begierden und Hemmungen nicht im richtigen Durch- 
schnittsverhältnis zu einander stehen. Diesem abnormen Verhalten liegen 
gewisse Gehirnvorgänge zugrunde. Es ist unwesentlich, ob man letztere 
als krankhaft auffasst oder nicht. Die Tatsache, dass sie sich von den- 
jenigen ordentlicher Menschen in gleicher Situation unterscheiden, genügt, 
um für die Beobachtung und Behandlung der Rechtsverletzer die Mit- 
wirkung des psychologisch und psychiatrisch geschulten Arztes zu fordern. 
Die richtige Behandlung ist von der richtigen Beurteilung der körperlich- 
geistigen Konstitution abhängig. Die zukünftigen Strafanstaltsleiter 
werden gerade deshalb, weil sie selbst eine mehr als oberflächliche 
psychiatrische Ausbildung genossen haben, die Mitarbeit des ärztlichen 
Sachverständigen zu schätzen wissen. 

Ohne die Zustimmung des Arztes dürfen gewisse Disziplinarstrafen, 
welche einen erheblichen ‚Einfluss auf das körperliche Befinden ausüben, 
z. B. Dunkelarrest, Kostschmälerung und dergl. nicht verhängt werden. 
Im übrigen wird die Tätigkeit des Arztes — abgesehen von der Be 
handlung der Erkrankten — rein gutachtlich sein. Sein Rat soll jedoch 
in allen wichtigeren Fragen gehört werden, besonders z. B. auch bei 
der Erwägung, ob ein Gefangener nach Ablauf der Minimalzeit zu ent- 
lassen ist oder nicht. 

Vielleicht wird einer oder der andere der Leser einwenden, dass 
der Aufenthalt in den heutigen Gefängnissen bei weitem weniger ange- 
nehm sei als in den hier geschilderten Strafanstalten, und dass es trotz- 
dem Individuen gebe, die zuweilen ein Delikt begehen, um für einige 
Zeit im Gefängnis „versorgt“ zu werden. Um so eher sei derartiges 
bei der Verwirklichung meiner Ideen zu erwarten. 

Falls dies Ihre Ansicht sein sollte, verehrter Leser, so lassen Sıe 
Verschiedenes ausser acht. Die Menschen, die zurzeit gelegentlich die 
Aufnahme ins Gefängnis absichtlich herbeiführen, gehören zumeist zu 
dem grossen Heer der unverbesserlichen Landstreicher. In der Regel 
suchen sie es so einzurichten, dass sie während der kalten Winter- 
monate des erstrebten Zufluchtsortes teilhaftig werden. Einigen gelingt 
dies bekanntlich manchmal nach Wunsch. Als gewiegte Kriminalisten 
lassen sie es auf eine Straftat, die ihnen auf allzulange Zeit Freiquartier 
gewähren würde, nicht ankommen. So sind sie denn beim Erwachen 
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des Frühlings wieder auf der Landstrasse. In Zukunft dagegen droht 
den Elementen, die hier in Betracht kommen, bei jeder neuen Rechts- 
verletzung eine immer länger werdende Minimal- und Maximalhaft und 
schliesslich sogar die lebenslängliche Maximalzeit. Ich glaube nicht, 
dass so leicht jemand wegen der erträglichen Seiten des vorgeschlagenen 
Systems absichtlich für lange Zeit und gegebenenfalls für das ganze 
Leben sich einsperren lassen wird. Denn die kurzen Strafen der Jetzt- 
zeit gibt es dann für die hier in Betracht kommenden Individuen nicht 
mehr. Sollte aber wirklich ein Mensch den Aufenthalt in den zukünf- 
tigen Strafanstalten der Freiheit vorziehen, so kann es doch nur ein 
durchaus minderwertiger sein, der draussen nichts Rechtes anzufangen 
weiss. Überdies muss er, um sich die angegebenen Erleichterungen zu 
sichern, bei der Arbeit in der Anstalt fleissig sein, also etwas Nützliches 
leisten. Es gibt ın der Tat Menschen, die unter dauernder strenger 
Aufsicht eine erspriessliche Tätigkeit entfalten, in der Freiheit jedoch 
nur Stromer sein können. Von Menschen, die ihre Überweisung in die 
Strafanstalt absichtlich herbeiführen, ist ein für die Gesellschaft nütz- 
licher Gebrauch der Freiheit nicht zu erwarten. Da ist es doch wirklich 
besser, dass sie als Gefangene ein arbeitsames Leben führen, als dass 
sie in der Freiheit vom Betteln und Stehlen leben. Sollte also die Be- 
fürchtung, dass jemand die Aufnahme in die Strafanstalt geradezu als 
Anreiz zur Begehung eines Delikts empfinden könne, wirklich auf ein- 
zelne zutreffen, so könnte es sich, wie ich nochmals betone, nur um 
solche Individuen handeln, die in ihrem eigenen und der Gesellschaft 
Interesse in der Anstalt am besten. aufgehoben sind. 


Vielleicht werden die Strafanstalten der Zukunft grössere Summen 
erfordern als die heutigen Gefängnisse und Zuchthäuser. Man wird 
aber hieran keinen Anstoss nehmen, da alle Ausgaben, die zur möglichst 
vollkommenen Einrichtung des Rechtsschutzsystems verwendet werden, 
dem Volk durch die hieraus entspringende Erhöhung der Rechtssicher- 
heit wieder zugutekommen. Die zukünftigen Straf- bezw. Detentions- 
anstalten sollen, wie ausgeführt wurde, nicht nur solchen Menschen zum 
zeitweiligen Aufenthalt dienen, die behufs Abschreckung mit Freiheits- 
entziehung bestraft werden. Vielmehr sollen in ihnen die sozial Ge- 
fährlichen und Unbrauchbaren für lange Zeit und unter Umständen 
sogar für die Dauer ihres Lebens unschädlich gemacht werden. Die 
Rechtssicherheit wird demnach schon allein deshalb erheblich grösser 
sein als heute, weil ein grosser Teil derjenigen Individuen dauernd 
hinter festen Mauern sitzen wird, der heutzutage nach Verbüssung 
kürzerer oder längerer Strafen immer wieder auf die Menschheit losge- 
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lassen wird. Ich wage zu behaupten, dass allein der hierdurch erzielte 
Schutz des Volksvermögens die Summen aufwiegen wird, um die viel- 
leicht die heutigen Ausgaben für die Unterhaltung der Gefängnisse und 
Zuchthäuser überschritten werden müssen. 

Es scheint allerdings, als ob ich die Aufwendungen nicht in Be- 
tracht zöge, die dem Staat durch die lange Unterbringung solcher In- 
dividuen erwachsen werden, die heute während ihrer nicht in der Haft 
verbrachten Lebenszeit selbst für ihren Unterhalt sorgen müssen. 

Aber gerade von diesen fristen ungeheuer viele in der Freiheit 
nicht etwa durch Arbeit, sondern als Bettler, Räuber, Diebe und Be- 
trüger, also auf Kosten ihrer Mitmenschen, ihr Leben, während sie in 
den Anstalten zur Arbeit gezwungen werden sollen. Überdies werden 
die Arbeitsleistungen unter der vorgeschlagenen humanen Behandlung 
und bei den für besonderen Fleiss auszusetzenden Belohnungen vor- 
aussichtlich grössere sein als in den jetzigen Strafhäusern. Wenn 
in den letzteren die erzielten Arbeitsgewinne noch sehr zu wünschen 
übrig lassen, so liegt das u. a. auch an der kurzen Dauer der zurzeit 
überwiegend verhängten Strafen. Es wird von allen Fachmännern zu- 
gegeben, dass die kurzzeitigen Freiheitsstrafen nur schwer mit wirk- 
samem Arbeitszwang zu verbinden sind. Zurzeit hat der Staat also 
die Kosten für eine sehr grosse Zahl von Verpflegungstagen aufzubringen, 
ohne an den Arbeitsleistungen der Gefangenen ein einigermassen ent- 
sprechendes Äquivalent zu finden. Unter dem vorgeschlagenen System 
dagegen, bei welchem, da die kurzzeitigen Strafen fortfallen sollen (S. 45), 
ein energischer Arbeitszwang möglich’ ist, wird der für den Tag und 
Gefangenen erzielte Arbeitsgewinn sicherlich nicht unerheblich grösser 
sein als jetzt. 

Es fehlt nicht an Leuten, welche sich von der Erteilung metho- 
dischen Unterrichts an die Gefangenen viel versprechen. Ich muss 
daher auch hierauf kurz eingehen. Nach meiner Ansicht wird in den 
für Erwachsene bestimmten zukünftigen Strafanstalten dem Unterricht 
keine grosse Bedeutung beigelegt werden. Die Schulpflicht ist schon 
zurzeit bei uns sehr streng durchgeführt. Es ist anzunehmen, dass in 
Zukunft das Schulwesen noch immer mehr verbessert werden wird. 
Man wird überdies Sorge tragen, dass allen verwahrlosten Kindern Für- 
sorgeerziehung zuteil wird. — Das geschieht bekanntlich auch schon 
jetzt bis zu einem gewissen Grade. — Man wird daher damit zu rechnen 
haben, dass fast alle in die zukünftigen Strafanstalten eingelieferten 
erwachsenen Gefangenen guten Elementarunterricht genossen haben. Es 
kann nun nicht Aufgabe des Strafvollzugs sein, diesen Unterricht zu 
ergänzen. Wenn ein grosser Teil der Verbrecher von dem in der Jugend 
genossenen Unterricht keinen genügenden Nutzen gehabt hat, so liegt 
das an der schon besprochenen mangelhaften intellektuellen Veran- 
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lagung. Daher würde auch die nochmalige Erteilung von Unterricht 
keine nennenswerten Erfolge zeitigen. Man wird sich daher damit be- 
gnügen, gelegentlich solche Gefangene in den Elementarkenntnissen zu 
unterrichten, die aus irgend welchen Gründen vorher eines ausreichen- 
den Unterrichts nicht teilbaftig geworden waren und genügende Befähi- 
gung an den Tag legen. 


Selbstverständlich sind für Weiber besondere Strafanstalten zu 
errichten. Die Aufseherposten in denselben sind mit weiblichen Beamten zu 
besetzen. Ob auch die Stellen der höheren Strafanstaltsbeamten an Frauen 
zu vergeben sind, ist eine Frage von geringerer Bedeutung. Meines Er- 
achtens dürften Frauen zwar nicht grundsätzlich auszuschliessen sein — 
die entsprechende Vorbildung selbstverständlich vorausgesetzt —, e8 
fragt sich aber, ob geeignete Bewerberinnen mit den für den schwierigen 
und verantwortungsvollen Beruf erforderlichen Charaktereigenschaften 
sich in genügender Zahl finden werden. 


6. Kapitel. 


Die zukünftige Behandlung geisteskranker und geistig 
minderwertiger Verbrecher. 


Nach $ 51 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich ist „eine 
strafbare Handlung nicht vorbanden, wenn der Täter zur Zeit der Hand- 
lung sich in einem Zustand von Bewusstlosigkeit oder krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit befand, durch welchen seine freie Willens- 
bestimmung ausgeschlossen war“. 

Ich verweise auf die früheren Ausführungen über das Wesen des 
Willens und die sogenannte Willensfreiheit.e. Nach diesen kann kein 
Zweifel darüber bestehen, dass unter dem auf biologischer Grund- 
lage aufgebauten Strafrecht der Zukunft der Ausschluss bezw. das Vor- 
handensein der „freien Willensbestimmung“ unmöglich das Kriterium 
für die verschiedene Bewertung gesetzwidriger Handlungen bilden kann. 
Für die im Interesse der Rechtssicherheit notwendige Behandlung der 
Rechtsverletzer wird dann lediglich die psychophysische Konstitution 
derselben ausschlaggebend sein. 

Die in den vorausgegangenen Kapiteln besprochenen strafenden 
Massnahmen werden nur gegen solche Rechtsbrecher zur Anwendung 
kommen, 

bei welchen zur Zeit der Tat nicht infolge krank- 
hafter Gehirnkonstitution die Fähigkeit ausgeschlossen 
war, sich auf Grund der Kenntnis vom Nützlichen und 
Schädlichen, Erlaubten und Verbotenen der Handlung für 
Begehen oder Unterlassen derselben zu entscheiden. 

In der vorstehenden Formulierung ist jedes Wort erwogen. Es komnit 
nicht nur auf die „Kenntnisvom Nützlichen und Schädlichen usw.“ an. Denn 
diese Kenntnis kann unter Umständen bei einem Geisteskranken vorhanden 
sein, der im übrigen durch seine Krankheit verhindert ist, nach der 


Kenntnis zu handeln. Massgebend ist vielmehr die Fähigkeit, sich 
gemäss der Kenntnis zu entscheiden. Ich habe aber absichtlich nicht 
einfach das Vorhandensein dieser Fähigkeit als Voraussetzung für 
strafende Massnahmen gefordert, sondern die Tatsache, dass die Fähig- 
keit „nicht infolge krankhafter Gehirnkonstitution ausgeschlossen“ 
ist. Nach deterministischer Auffassung muss nämlich unter Umständen 
auch einem geistesgesunden Verbrecher die in Rede stehende Entschei- 
dungsfähigkeit abgesprochen werden. Die Nichtanwendung der Strafe 
kann aber selbstverständlich nur dann in Betracht kommen, wenn 
krankhafte Gehirnbeschaffenheit (d. h, krankhafte im anerkannten 
klinischen Sinne) die Entscheidungsfähigkeit ausgeschlossen hat. Statt 
der „krankhaften Störung der Geistestätigkeit“ des heutigen $ 51 habe ich 
die Worte „krankhafte Gehirnkonstitution“ gewählt, um die naturwissen- 
schaftliche Anschauung vom Wesen des geistigen Geschehens zum Aus- 
druck zu bringen. 

Im Gegensatz zu den Rechtsverletzern, deren psychophysische Be- 
schaffenheit strafende Massnahmen bedingt, stehen jene, 

bei welchen zur Zeit der Tat infolgekrankhafter Ge- 
hirokonstitution (Geisteskrankheit) die Fähigkeit ausge- 
schlossen war, sich auf Grund der Kenntnis vom Nütz- 
lichen und Schädlichen, Erlaubten und Verbotenen der 
Handlung für Begehen oder Unterlassen derselben zu ent- 
scheiden. 

Ibre Behandlung wird weiter unten kurz besprochen werden. Dass 
unter „krankhbafter Gehirnkonstitution (Geisteskrankheit)‘ an dieser 
Stelle auch abnorme Zustände von ganz kurzer Dauer verstanden werden 
können, sei ausdrücklich zur Verhütung von Missverständnissen erwähnt. 

Zwischen beiden gibt es mannigfaltige Zwischenstufen. Gegen deren 
Anerkennung sträuben sich heute viele Juristen. Und zwar meines Er- 
achtens mit Recht, so lange ein so abstrakter philosophisch-juristischer 
Begriff wie die „freie Willensbestimmung“ für Sein oder Nichtsein einer 
strafbaren Handlung ausschlaggebend sein soll. Wir Deterministen lehnen 
zwar diesen Begriff als mit dem Wesen der Willenstätigkeit nicht ver- 
einbar ab. Ich vermag es aber zu verstehen, dass ein Anhänger des 
Begriffs dazu kommen kann, nur zwei Möglichkeiten, entweder das Vor- 
handensein oder das Ausgeschlossensein der „freien Willensbestimmung“, 
anzuerkennen. Derartige abstrakte Werte können in der Tat nur vor- 
handensein oder fehlen. Tertium non datur! 

Unter dem zukünftigen System dagegen, bei welchem der Zustand 
des Rechtsverletzers die über ihn zu verhängenden Massnahmen bestimmen 
wird, wird man der allgemein bekannten Tatsache Rechnung tragen, 
dass es Zustände gibt, bei welchen die oben gekennzeichnete Ent- 
scheidungsfähigkeit weder als vollständig vorhanden noch als vollständig 
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aufgehoben zu betrachten ist. Man kann die Menschen nicht in zwei 
scharf voneinander gesonderte Klassen, die der Geistesgesunden und die 
der Geisteskranken, einteilen. Die Geistestätigkeit des Geistesgesunden 
und die des Geisteskranken setzen sich aus den gleichen Komponenten 
zusammen. Von Geisteskrankheit sprechen wir, wenn die Komponenten 
selbst und ihre Beziehungen zu einander Abweichungen vom Durch- 
schnittsverhalten zeigen. Wie gross diese Abweichungen sein müssen, 
um im Zweifel die Diagnose „Geisteskrankheit“ zu rechtfertigen, steht 
nicht fest. Gesund und krank sind eben keine absoluten Begriffe, 
sondern Werturteile, bei deren Aufstellung in Ermangelung eines exakten 
Messapparats das subjektive Ermessen des Gutachters eine 
bedeutende Rolle spielt. Zwischen dem in der Volikraft geistigen 
Schaffens Stehenden und dem Paralytiker im Endstadium gibt es un- 
endlich viele Abstufungen des geistigen Geschehens. Niemand kann an- 
geben, wo die Grenzlinie verläuft, welche die grundsätzlich voneinander 
Geschiedenen- trennt. Denn diese Grenzlinie gibt es nicht. Daher sind 
Bestimmungen zu schaffen, welche auch denjenigen gerecht werden, die 
auf der Zone zwischen den zweifellos Gesunden und den zweifellos 
Kranken wandeln. v. Liszt will für sie die Bezeichnung „vermindert 
zurechnungsfähig“ eingeführt wissen. Mit Cramer, Kahl u. a. halte 
ich es für besser, sie „geistig minderwertig“ zu nennen. Die Zurech- 
nungsfähigkeit ist ein juristischer Begriff, während die sogenannte geistige 
Minderwertigkeit einen Zustand bezeichnet und die in Betracht kom- 
menden Individuen deutlicher charakterisiert. 


In einem ausgezeichneten Referat über die strafrechtliche Behand- 
lung der geistig Minderwertigen (Münchener medizinische Wochen- 
schrift 1904, Nr. 40 und 41) erläutert Professor Cramer (Göttingen) 
in klarer, auch für Nichtmediziner verständlicher Weise das Wesen der 
geistigen Minderwertigkeit. Da ich nicht imstande bin, eine bessere 
Schilderung zu geben, gestatte ich mir, aus der vortrefflichen Arbeit 
einige Stellen anzuführen. 


„Was nun speziell die geistig Minderwertigen betrifft, so müssen wir uns vor 
allem darüber klar sein, dass die geistige Minderwertigkeit sowohl in einer allge 
meinen Reduktion unserer geistigen Fähigkeiten bestehen kann als auch in einer 
speziellen Schwäche einzelner oder mehrerer Komponenten unserer geistigen Tätigkeit. 
Wir werden z. B. sehen, dass die geistige Minderwertigkeit bei einzelnen Individuen 
namentlich darin besteht, dass sie allgemein nicht die volle Intelligenz eines normal 
entwickelten Menschen erwerben infolge einer nur mangelhaften Entwicklung des 
Gehirns oder dass zwar die intellektuelle Fähigkeit im allgemeinen normal entwickeli 
ist, im übrigen aber jede Hemmung und Selbstzucht aus krankhafter Ursache feblt 
oder aber dass neben grossen intellektuellen Mängeln ein sehr intensives Gefübls, 
leben besteht, oder aber dass die Intelligenz nur in einzelnen Zügen hervorragend 
entwickelt ist, in anderen aber gänzlich zurückbleibt, oder aber dass einzelne künst- 
lerische Talente in weitgehendster Weise entwickelt sind, während im übrigen die 
intellektuelle und moralische Entwicklung ganz erheblich Not gelitten hat, und 
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schliesslich, dass für gewöhnlich kein Zustand geistiger Minderwertigkeit besteht, dass 
aber bei einzelnen Individuen unter besonderen Umständen eine geistige Minder- 
wertigkeit auftritt.“ 


Cramer weist sodann darauf hin, dass die Abgrenzung der gei- 
stigen Minderwertigkeit von der Gesundheit gewisse Schwierigkeiten haben 
wird, spricht aber gleichzeitig die Erwartung aus, dass wir „in der 
Kenntnis der Klinik dieser Grenzzustände noch weiter fortschreiten“, 
und fährt dann fort: 


„Auch möchte ich hier gleich von vornherein hinzufügen, dass es für den Mediziner 
nicht erlaubt ist, auf Grund eines einzigen Symptoms auf einen solchen Grenzzustand 
oder geistige Minderwertigkeit oder gar geminderte Zurechnungsfähigkeit zu schliessen. 
Es muss vielmehr der Nachweis geführt werden, dass der klinische Symptomen- 
komplex, der dem Grenzzustand, welcher zur geistigen Minderwertigkeit führt, eigen- 
tümlich ist, vorhanden ist. Wird dieser Gesichtspunkt bewahrt, dann wird es auch 
möglich sein, in der Praxis den immerhin etwas kautschukartigen Begriff der geistigen 
Minderwertigkeit und der geminderten Zurechnungsfähigkeit so einzuengen, dass 
grössere Nachteile und ein Missbrauch im allgemeinen vermieden werden. Die Grenze 
nach der Gesundheit hin lässt sich also ziehen.“ 


„Die Grenze nach der Geisteskrankheit hin ist für den Sachkundigen, wenn 
es auch nicht immer an’ Schwierigkeiten fehlen wird. im allgemeinen leichter zu 
ziehen. Denn sowie wir die klinischen Kennzeichen einer ausgesprochenen Geistes- 
krankheit nachweisen können, hört der Begriff der geistigen Minderwertigkeit auf.“ 


In seinen folgenden Ausführungen geht Cramer genauer auf die 
einzelnen Arten der geistigen Minderwertigkeit ein. Ich empfehle ins- 
besondere jedem Juristen die Lektüre des Originals. Für den Zweck 
meiner Arbeit erscheint die vollständige Wiedergabe nicht erforderlich. 
Nur die Darlegungen des Autors über eine bestimmte viel umstrittene Gruppe 
von geistig Minderwertigen will ich noch mit dem Hinzufügen anführen, 
dass ich mich der darin enthaltenen Ansicht ganz anschliesse. 

„Die letzte Gruppe der geistig Minderwertigen ist diejenige, welche uns in der 
strafrechtlichen Behandlung die grössten Schwierigkeiten macht. Diese Gruppe ist, 
wie ich bereits hervorhob, ausgezeichnet durch eine grosse moralische Depravation, 
den gänzlichen Mangel an Altruismus und die bei jeder Gelegenheit bervortretenden 
antisozialen Instinkte. Begreiflicherweise sind es aber nicht diese drei letzten Momente 
allein, welche die Klinik dieser Zustände ausmachen; sie würden für sich allein die 
Krankheit der geistigen Minderwertigkeit noch nicht erkennen lassen; zum Nachweis 
der geistigen Minderwertigkeit gehört in allen diesen Fällen der Nachweis der krank- 
haften Grundlage, die eine sehr verschiedenartige sein kann. In den meisten Fällen 
handelt es sich allerdings um krankhaft bedingte Intelligenzdefekte. Es handelt sich 
bei dieser Gruppe fast immer um einen dauernden Zustand.“ 


Soweit über das Wesen der geistig Minderwertigen! Strafrechtlich 
zu formulieren wären sie als Menschen 


beiwelchen zur Zeit der Tat infolge geistiger Minder- 
wertigkeit auf krankhafter Grundlage die Fähigkeit, sich 
auf Grund der Kenntnis vom Nützlichen und Schädlichen, 
Erlaubten und Verbotenen der Handlung für Begehen oder 
Grenzfragen des Nerven- und Seelenlebens. (Heft XLVI) 5 


Unterlassen derselben zu entscheiden, vermindert, aber 
nicht aufgehoben war. 

Wie wird sich nun die Rechtsordnung der Zukunft gegen sie ver- 
halten? 

Wie Cramer hervorhebt, widerstrebt dem Mediziner der Begriff 
einer strafrechtlichen Behandlung gegenüber diesen Individuen. „Die 
Behandlung allein würde seinem Verständnis genügen.“ 

Nun, die medizinische Anschauung allein kann für die Frage nicht 
massgebend sein. Es handelt sich nicht lediglich um die medizinische 
Behandlung der geistig minderwertigen Individuen, sondern auch um den 
Schutz der Rechtssicherheit. Von diesem Standpunkt kann man nicht 
umhin, die geistig Minderwertigen für straffähig zu erachten, d. b. ent- 
sprechende Massnahmen gegen sie für zulässig zu halten, wie sie die auf 
naturwissenschaftlicher Erkenntnis aufgebaute zukünftige Rechtsordnung 
für die gesunden Verbrecher vorschreibt. Voraussetzung für die Dia- 
gnose „geistige Minderwertigkeit“ ist ja die Annahme, dass der Begut- 
achtete noch über ein gewisses Unterscheidungs- und Entscheidungsver- 
mögen verfügt. (Falls beides ganz fehlt, so ist das betreffende Indivi- 
duum eben nicht mehr „geistig minderwertig“, sondern geisteskrank.) 
Es ist anzunehmen, dass die Kenntnis der Strafbarkeit gewisser Hand- 
lungen auf die Gehirnbeschaffenheit der geistig Minderwertigen noch 
so einwirken kann, dass sie gegebenenfalls einer Versuchung wider- 
stehen. Ebenso besteht auch die Möglichkeit, dass im Gehirn solcher 
geistig Minderwertiger, die schon einmal vor dem Richter standen, diese 
Erfahrung Spuren hinterlässt, die sie bei nächster Gelegenheit vom Ver- 
brechen zurückhalten. 

Wenn man nun auch die geistig Minderwertigen noch als straf- 
fähig betrachtet, so ist es doch nicht angängig, sie bei Verurteilung zu 
Freiheitsstrafe den Anstalten für gesunde Verbrecher zu überweisen. 
Vielmehr sind für sie besondere Anstalten zu errichten, welche den- 
jenigen für klinisch gesunde Verbrecher anzugliedern sind). Die oberste 
Leitung ist dem Direktor der Hauptanstalt zu übertragen. Dem Arzt 
muss jedoch ein durchaus massgebender Einfluss auf die Behandlung 
der Insassen eingeräumt werden. Man wird eben stets im Auge be- 
halten müssen, dass eine krankhafte Grundlage bestimmungsgemäss 
die Voraussetzung für die forensische Feststellung der „geistigen Minder- 
wertigkeit“ ist. — Die Gehirnbeschaffenheit des gewöhnlichen Verbrechers 
ist ja ohne Zweifel auch minderwertig, da sie ihn zu gesellschaftsfeind- 
lichem und unsittlicheın Tun führt. Zur Feststellung jener minder- 
wertigen Gehirnbeschaffenheit jedoch, die eine gesonderte strafrechtliche 
Behandlung zur Folge haben soll, gehört der Nachweis der krank- 


1) Nach dem Vorschlag Prof. Cramers und anderer. 
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haften Grundlage in medizinisch-klinischem Sinne. — Des- 
halb also soll der Arzt an der Leitung der Strafhäuser für geistig minder- 
wertige Verbrecher teilnehmen. Der Strafvollzug soll zwar so beschaffen 
sein, dass er ein zu fürchtendes Übel darstellt, — denn sonst wäre ja 
das Wesen der Strafe nicht gewahrt — er soll aber andererseits auch 
die Rücksichtnahme auf die „krankhafte Grundlage“ nicht vermissen 
lassen. Vor allem sind Einrichtungen zu treffen, die dem Arzt die 
möglichst individuelle Behandlung eines jeden einzelnen gestatten. Es 
muss z. B. noch mehr als in den gewöhnlichen Strafanstalten dafür ge- 
sorgt werden, dass die moralisch höher stehenden Gefangenen nicht mit 
sittlich verkommenen verkehren.. Die Aufzählung aller Momente, die für 
die Strafvollzugsbehandlung geistig minderwertiger Verbrecher noch in 
Betracht kommen, muss ich mir versagen. Erst die Zukunft wird die 
nötige Erfahrung über die weiteren Einzelheiten bringen. Dass die Arbeit, 
ebenso wie bei gesunden Gefangenen, auch bei der Behandlung der 
geistig minderwertigen eine grosse Rolle spielen wird, ist selbstver- 
ständlich. 

Die früher angeführten Vorschläge über die Dauer der Strafe, 
über Minimal- und Maximalzeit und die bei Festsetzung derselben 
zu beobachtenden Grundzätze ermöglichen es, die Länge der Strafzeit 
von der sozialen Gefährlichkeit abhängig zu machen und die Unver- 
besserlichen nötigenfalls für Lebenszeit zu internieren. Ebendieselben 
Bestimmungen sind nach meiner Ansicht auch für die geistig Minder- 
wertigen am Platz. Vom Standpunkt der Schuld- und Sühnetheoretiker 
müsste man allerdings den geistig Minderwertigen, da seine Entschei- 
dungsfähigkeit vermindert ist, unter allen Umständen milder bestrafen 
als den geistig Gesunden. Vom deterministischen Standpunkt erschei n 
es jedoch nützlicher, von der Bewertung des Schuldgrades abzusehen 
und das Interesse der Allgemeinheit in erster Linie zu berücksichtigen. 
Eine „mildere Bestrafung“ halte ich nur gegenüber solchen geistig 
Minderwertigen für angebracht, die sozial nicht gefährlich sind und nur 
ein leichtes Vergehen begangen haben. Nach den Darlegungen des 
4. Kapitels darf der zukünftige Richter in gewissen Fällen, in welchen 
keine besonders wichtigen Interessen gefährdet sind, namentlich bei erst- 
maligen Verfehlungen, auch gegen gesunde Rechtsverletzer Milde walten 
lassen. Um so mehr wird er dies in solchen Fällen gegenüber dem 
geistig Minderwertigen tun dürfen. Es steht sogar nichts der Einfüh- 
rung von Bestimmungen entgegen, die für die sozial ungefährlichen 
unter den geistig minderwertigen Rechtsverletzern, aber wohlver- 
standen nur für die ungefährlichen, besondere Milde gestatten 
und unter Umständen namentlich die Anwendung der Freiheitsstrafe 
selbst in den Fällen noch vermeidbar machen, in welchen sie gegen 
gesunde Rechtsbrecher ausgesprochen werden muss. 

5* 


Ba 


Von juristischer Seite ist die Befürchtung ausgesprochen worden, 
dass die Einführung des Begriffs der geistigen Minderwertigkeit (bezw. . 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit) eine unangemessene Nachsicht 
gegen manche Verbrecher zur Folge haben würde. Aus den vorstehen- 
den Ausführungen ist jedoch eine derartige Befürchtung wohl kaum ab- 
zuleiten. Im Gegenteil, die besonders gefährlichen unter den geistig 
minderwertigen Verbrechern erwartet nach den hier vertretenen An- 
schauungen unter Umständen längere Verwahrung als die geistig gesun- 
den. Bei manchen der letzteren kann man, selbst wenn sie schon wieder- 
holt bestraft sind, immer noch hoffen, dass sie vielleicht nicht wieder 
rückfällig werden, und demgemäss bei guter Führung die Entlassung 
nach Ablauf der Minimalzeit (S. 35) anordnen. Bei den geistig Minder- 
wertigen dagegen ist die krankhafte Grundlage meistens unheilbar. Und 
da auf ihr die soziale Gefährlichkeit, falls sie vorhanden ist, beruht, so 
kann vor Ablauf der Maximalzeit die Entlassung nicht erfolgen. 

In den seltenen Fällen, in welchen bei einem geistig minderwertigen 
Verbrecher während der Strafhaft Heilung der auf krankhafter Grund- 
lage entstandenen Minderwertigkeit eintritt — die Möglichkeit besteht 
z. B. bei gewissen Alkoholikern —, ist selbstverständlich die Entlassung 
zu verfügen. Unter der Voraussetzung allerdings, dass die Minimalzeit 
{S. 35) abgelaufen ist. Diese muss innegehalten werden. Denn wenn 
man auch zweckmässig mit der Freiheitsentziehung Behandlung ver- 
bindet, so ist doch nicht zu vergessen, dass es sich nicht nur um die 
Behandlung, sondern ausserdem auch um die Bestrafung eines noch für 
straffähig zu haltenden Individuums handelt. 

Hält man daran fest, dass die geistig Minderwertigen straflähig sind, 
so wird auch die Befürchtung bedeutungslos, dass die geistige Minder- 
wertigkeit in praxi zu oft diagnostiziert werde. Selbst wenn wirklich 
einmal ein Individuum, welches im wesentlichen nur moralisch defekt 
ist, irrtümlich als „geistig minderwertig“ begutachtet werden sollte, so 
wird nach den vorausgegangenen Darlegungen die Rechtssicherheit nicht 
leiden. Im übrigen dürfen wir hoffen, dass die kriminalpsychologische 
Wissenschaft in der Erkenntnis der Grenzzustände- immer weiter fort- 
schreiten wird. Bei der weitgehenden Mitwirkung der Anstaltsärzte 
am Strafvollzug (S. 58) ist ausserdem ein Irrtum in der Beurteilung 
nachträglich festzustellen. Selbstverständlich sind Bestimmungen einzu- 
führen, die in solchen Fällen eine Korrektur des Strafverfahrens ge- 
währleisten. 

Jedenfalls würden durch die Einführung des Begriffs der geistigen 
Minderwertigkeit in die Strafrechtspflege befriedigendere Zustände ge- 
schaflen werden, als heute bestehen. Wenn Cramer sagt, dass kaum 
Fälle bekannt seien, bei welchen durch das Fehlen eines Paragraphen, 
welcher die geminderte Zurechnungsfähigkeit vorsieht, ein wirkliches 
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Unrecht geschehen wäre, so hat er doch wohl nur an ein „Unrecht“ im for- 
malen juristischen Sinne gedacht. Die Äusserung des verdienten Psychi- 
aters kann aber leicht missverstanden werden. Sie erscheint mir um 
so bedenklicher, als sie in dem auch für Juristen bestimmten Leitfaden 
der gerichtlichen Psychiatrie niedergelegt ist und daher von den Gegnern 
der Strafrechtsreform in unerwünschter Weise ausgebeutet werden kann. 

Nach den heute geltenden Bestimmungen kann der ärztliche Sach- 
verständige, wenn er nicht die Fühlung mit den Forderungen des prak- 
tischen Lebens verlieren will, nicht umhin, bei der Mehrzahl der geistig 
Minderwertigen die Voraussetzungen des $ 51 St.-G.B. (S. 62) zu ver- 
neinen. Infolgedessen befinden sich, wie jeder Strafanstaltsarzt bestä- 
tigen wird, in den Gefängnissen und Zuchthäusern zahlreiche geistig 
minderwertige Menschen, für die das heutige Strafvollzugsverfahren noch 

‘weniger geeignet ist als für die gesunden. Es liegt auf der Hand, dass 
“gerade diese Individuen den schädigenden Einflüssen der ganz verkom- 
menen Haftgenossen leicht unterliegen. Ebenso ist auch der von ihnen 
ausgehende Einfluss auf die Mitgefangenen ungünstig. Ihre minder- 
wertige Gehirnbeschaffenheit bringt es überdies mit sich, dass sie häufig 
die Anstaltsdisziplin gefährden. Der schematische, uniforme Strafvoll- 
zug, wie er heute üblich ist, kann ihrer Eigenart nicht gerecht werden. 

Das alles mag kein „Unrecht“ sein. Es ist aber sehr bedauerlich. 
Mit vielen anderen halte ich das durch das heutige Strafrecht bedingte 
Zusammensperren gesunder und geistig minderwertiger Verbrecher für 
ein Übel, welches dem Zweck der Strafe hinderlich ist. Daher ist es 
bedenklich, wenn von psychiatrischer Seite irgend welche Zugeständnisse 
in dieser Beziehung gemacht werden. . 

Ich kann auch Cramers Ansicht nicht bedingungslos beipflichten, 
dass wir schon heute in der Lage seien, „den meisten dieser Fälle, 
welche dem Grenzgebiet zwischen geistiger Gesundheit und Krankheit 
angehören, wenigstens einigermassen gerecht zu werden“. Nach Cramer 
kann dies unter Annahme mildernder Umstände geschehen. Hierdurch 
können wir jedoch nur den sozial Ungefährlichen „einigermassen ge- 
recht werden“. Für die gefährlichen Elemente dagegen bedeutet die 
durch die „mildernden Umstände“, jenen der Schuldtheorie ent- 
sprungenen Begriff, berbeigeführte Verkürzung der Freiheitsstrafe keinen 
Nutzen, und für die Gesellschaft erst recht nicht. Für sehr viele 
geistig minderwertige Verbrecher ist gerade eine möglichst lange Ver- 
wahrung — allerdings mit individueller, ärztlich beeinflusster Be- 
handlung — das Zuträglichste. Erfreulicherweise bekennt sich auch 
Cramer an anderer Stelle zu dieser Ansicht. In dem oben erwähnten 
Referat äussert er sich: „Wenn ich auf meine eigene forensische Er- 
fahrung zurückgreifen darf, so habe ich beim Verlassen des Gerichts- 
saals wohl gelegentlich die Empfindung gehabt, dass, wenn überhaupt 
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bestraft werden soll, der betr. Angeklagte (gemeint ist ein geistig minder- 
wertiger. D. Verf.) nicht die genügende Strafe erhalten hat, und dass 
die Strafe den Verurteilten sicher nicht verändern, also vergeblich sein 
würde, und dass vor allem das Publikum nicht genügend vor ihm ge- 
schützt ist — seiten aber die Empfindung, dass die verhängte Strafe 
zu hart war.“ Und am Schluss seines Referats empfiehlt auch Cramer, 
für die geistig Minderwertigen besondere Strafanstalten, etwa im An- 
schluss an die für die gewöhnlichen Verbrecher zu errichten und in ihnen 
den Ärzten eine grössere Einwirkung auf die Behandlung zu gewähren. 
Aschaffenburg!) fasst seine Forderungen für die Bestrafung der 
geistig Minderwertigen in die Sätze zusammen: „Um wieviel ratsamer 
erscheint der Vorschlag, solche Individuen nicht quantitativ kürzer, 
sondern qualitativ anders zu bestrafen. Die gewünschte Änderung 
des Strafvollzuges würde sich der Eigenart jeder Person anzupassen 
haben, und je nach dieser bald mehr den therapeutischen, bald den 
erzieherischen Gesichtspunkt berücksichtigen, unter Umständen auch zur 
einfachen Ausscheidung aus der Gesellschaft führen müssen durch dauernde 
Unterbringung in einer geeigneten Anstalt.“ 


Die bisher angeführten Übelstände sind nicht die einzigen, die sich 
aus dem heutigen Mangel forensisch anerkannter Zwischenstufen ergeben. 
Dieser Mangel hat zurzeit nicht selten zur Folge, dass die Gutachten 
der psychiatrischen Sachverständigen über einen zweifelhaften Geistes- 
zustand auseinandergehen. Für sie kann es sich ja nicht darum handeln, 
ob die von ihnen nicht anerkannte „freie Willensbestimmung“ ausge 
schlossen ist oder nicht, sondern um ein Urteil darüber, in welchem 
Grade die der Willenshandlung zugrundeliegende Gehirnkonstitution des 
Angeklagten in krankhafter Weise von derjenigen der Gesunden (bezw. 
Normalen) zur Zeit der Tat abgewichen war. Falls der Grad der Ab- 
weichung ein gewisses Mass übersteigt, und die Tat als Folge der krank- 
haften Abweichung anzusehen ist, erachten sie die Voraussetzungen zur 
Anwendung des $ 51 als vorliegend. Da aber dieses Mass nicht fest- 
steht und überhaupt nicht in bestimmten Werten ausdrückbar ist, so 
ist es unvermeidlich, dass manchmal die Ansichten der Sachverständigen 
über das Vorhandensein der vom & 5i geforderten Gehirnbeschaffen- 
heit voneinander abweichen. Die Laien sind sehr geneigt, diese Tat- 
sache den Ärzten zum Vorwurf zu machen, obwohl sie dadurch be 
gründet ist, dass zwischen geistiger Gesundheit und Geisteskrankheit 
keine scharfe Grenze besteht. Unter diesen Umständen ist es nicht 
verwunderlich, dass hin und wieder Richter und Geschworene das Gut- 
achten des psychiatrischen Sachverständigen ignorieren und einen 
Menschen verurteilen, dem nach des letzteren Ansicht der Schutz des 
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$ 51 zuzubilligen wäre. Derartige über das Gutachten des Sachver- 
ständigen binweggehende Urteile kommen besonders dann zustande, wenn 
die Intelligenz des Angeklagten scheinbar nicht gestört, und sein allge- 
meines Verhalten geordnet ist. Die Laien vermögen sich schwer oder 
gar nicht vorzustellen, dass auch manche Geisteskranke sich geordnet 
benehmen und mit Überlegung handeln können. Der tiefere Grund aber 
dafür, dass die Laien bei der Beurteilung zweifelhafter Geisteszustände 
von Verbrechern dem psychiatrischen Sachverständigen zuweilen ihre 
Gefolgschaft versagen, liegt in den Mängeln des heutigen Strafrechts 
und entspringt Erwägungen, die nicht immer als unberechtigt abzuweisen 
sind. Die Anerkennung des Sachverständigenurteils hat manchmal zur 
Folge, dass ein gemeingefährliches Individuum, da „eine strafbare Hand- 
lung nicht vorhanden“ ist, unbehelligt gelassen wird. — Die Verwaltungs- 
bestimmungen über die Überweisung gemeingefährlicher Geisteskranker 
in die Irrenpflegeanstalten versagen nämlich nicht selten. — Da ist es 
begreiflich, dass Richter bezw. Geschworene vor den Konsequenzen zu- 
rückschrecken und entgegen dem Sachverständigen eine Entscheidung 
treffen, die den Angeklagten sicherer und schneller hinter Schloss und 
Riegel bringt als die manchmal ungenügenden administrativen Bestim- 
mungen über die Einlieferung Kranker in Pflegeanstalten. 

Die heute vorhandenen Schwierigkeiten würden schon durch Ein- 
führung der vorgeschlagenen Bestimmungen über die besondere straf- 
rechtliche Behandlung der „geistig Minderwertigen“ erheblich vermindert 
werden. Der grösste Teil derjenigen Rechtsverletzer, über deren foren- 
sische Zurechnungsfähigkeit die Psychiater nach der heutigen Lage der 
Dinge uneinig sind, würde den geistig Minderwertigen zuzuzählen sein. 
Das für die Laien so anstössige Schauspiel der über die Anwendbarkeit 
des $ 51 einander widersprechenden Gutachter würde nicht mehr zu 
beobachten sein. Würde schon somit eine Ursache fortfallen, die den 
Richter heute leicht veranlasst, seine Ansicht über die Zurechnungs- 
fähigkeit eines Angeklagten über die des Psychiaters zu stellen, so ist 
ferner noch in Betracht zu ziehen, dass der „geistig Minderwertige“ 
straffähig bleiben soll. Richter und Geschworene werden selbstverständ- 
lich viel leichter dafür zu gewinnen sein, dass ein Verbrecher wegen 
krankhaft minderwertiger Gehirnbeschaffenheit qualitativ anders bestraft 
werde, als dass er ganz unbehelligt bleibe. 

Nach dem, was oben über die Schwierigkeit der Abgrenzung 
krankhafter und gesunder Geisteszustände ausgeführt wurde, wird es 
auch bei der Aufstellung der drei vorgeschlagenen forensischen Stufen 
manchmal nicht leicht sein, genau die Grenze zwischen Gesundheit 
und geistiger Minderwertigkeit und Geisteskrankheit zu ziehen. Es liegt 
aber auf der Hand, dass nicht entfernt so viele zweifelhafte Fälle 
zur Verhandlung kommen werden wie vor den heutigen Gerichten, wo 
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es immer nur gilt, Sein oder Nichtsein einer strafbaren Handlung fest- 
zustellen. Überdies wird man unter einem Rechtsschutzsystem, bei 
welchem nicht die starre Rechtsformel, sondern stets in erster Linie 
die psychophysische Beschaffenheit der Rechtsverletzer für die gegen sie 
zu ergreifenden Massnahmen massgebend sein wird, leicht Bestimmungen 
finden, die bei etwaiger irrtümlicher Bewertung der Hirnfunktion bal- 
digst die entsprechenden Korrekturen herbeiführen. 

Letztere werden um so eher stattfinden können, als der zukünftige 
Richter auch über die als geisteskrank begutachteten Rechtsverletzer 
entscheiden wird. Der in konservativ-juristischen Anschauungen erzogene 
Leser mag freilich hierüber lächeln. Der heutige Strafrichter, der Or- 
ganisator der staatlichen Rache und Beschützer des „beleidigten Rechts® 
hat allerdings mit dem Geisteskranken nichts zu schaffen, da dessen 
Handlungen als nicht sühnbar für ihn überhaupt nicht vorhanden sind. 
Das zukünftige Rechtsschutzsystem aber wird davon ausgehen, dass 
die Handlungen sowohl des Geisteskranken, als auch des Gesunden 
Folge der jedem von beiden eigentümlichen Gehirnkonstitution sind. 
Und wenn es auch selbstverständlich nicht verkennen wird, dass die 
(rehirnkonstitution des Geisteskranken eine ganz andere Behandlung 
bedingt als die des nicht geisteskranken Verbrechers, so wird es doch 
für die im Interesse der Allgemeinheit erforderlichen Massregeln gegen 
gemeingefährliche geisteskranke Rechtsverletzer nicht erst einen 
von der Strafrechtspflege völlig getrennten Verwaltungsapparat in Tätig- 
keit treten lassen. Vom deterministischen Standpunkt, von welchem 
auch die Strafe im wesentlichen nur eine Zweckmässigkeitsmassregel 
ist, ist nicht einzusehen, warum nicht ein und dasselbe Beamten- 
kollegium, zumal da es psychiatrisch geschult sein soll (S. 26), sowohl 
gegen gesunde und geistig minderwertige, als auch gegen geistes- 
kranke Rechtsverletzer die der Individualität angepassten Massnahmen 
anordnen soll. Wenn die Erkenntnis sich Bahn gebrochen haben wird, 
dass wir mit der Bezeichnung eines Menschen als geisteskrank ihn nicht 
grundsätzlich aus der übrigen Menschheit ausscheiden, sondern lediglich 
ein Werturteil über seine Hirnfunktion aussprechen, wird man die Täter 
antisozialer Handlungen nicht mehr so scharf wie heute unterscheiden 
in „schuldige“, die dem Strafrichter als dem Diener der „vergeltenden 
Gerechtigkeit“ verfallen sind, und solche, bei welchen eine „strafbare 
Handlung“ überhaupt „nicht vorhanden“ ist. Diejenigen Beamten, deren 
Beruf darin bestehen wird, die (iesellschaft vor antisozialen Individuen 
zu schützen, werden dann in Gemeinschaft mit psychiatrischen Sach- 
verständigen über alle Rechtsverletzer die Entscheidung treffen, die 
deren Gehirnkonstitution entspricht. Sie werden gegen diejenigen Rechts- 
verletzer, deren Hirnfunktion als „gesund“ bewertet wird (s. Formel 
auf S. 62), Strafen verfügen, desgleichen mit den angedeuteten Modif- 
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kationen gegen die „geistig minderwertigen“ (s. Formel auf $. 65). 
Geisteskranke Rechtsverletzer (s. Formel auf S. 63) werden sie den 
Pflegeanstalten überweisen, falls es sich um Gemeingefährliche handelt. 
Oder sie werden aussprechen, dass von Staatswegen nichts weiteres 
gegen sie anzuordnen sei, wenn sie nicht als gemeinfährlich begutachtet 
werden. 

Es entsteht die Frage, ob die zukünftigen psychologisch und psychi- 
atrisch geschulten Richter zur Beurteilung des (Geisteszustandes der 
Verbrecher überhaupt noch des Beirats ärztlicher Sachverständiger be- 
dürfen. Diese Frage ist ohne Zweifel zu bejahen. Denn es ist füglich 
vom Richter, der auch noch das umfangreiche Rechtsgebiet beherrschen 
soll, keine solche Sicherheit in der psychiatrischen Beurteilung zu ver- 
langen, wie sie im Interesse der Allgemeinheit und des Angeklagten 
erforderlich ist. 

Die heutige Strafprozessordnung bietet keineswegs die Gewähr 
dafür, dass alle rechtbrechenden Individuen, deren Geisteszustand zweifel- 
haft ist, psychiatrisch begutachtet werden. Dies ist nicht verwunderlich 
bei einem System, bei welchem trotz aller anders lautenden Phrasen 
die Strafe nichts anderes als die organisierte Rache ist. Da das „ver- 
letzte Recht“ durch diese Rache wiederhergestellt werden soll, so hat 
man auf juristischer Seite vielfach eine gewisse Abneigung gegen die 
Psychiater, deren Gutachten die Rechtsverletzer der Rache entziehen 
könnte. Es ist erstaunlich. welche offenkundigen Symptome von Geistes- 
krankheit heutzutage gewisse Individuen manchmal zeigen können, ehe 
Richtern und Verwaltungsbeamten der Gedanke aufsteigt, es mit einem 
Kranken zu tun zu haben. In den Lehrbüchern .der gerichtlichen 
Psychiatrie finden sich hierfür zahlreiche Belege. Unter dem zukünf- 
tigen System darf es nicht mehr vorkommen, dass Geisteskranke erst 
dann der Pflegeanstalt überwiesen werden, nachdem sie mehrfache Frei- 
heitstrafen für solche Vergehen verbüsst haben, die Ausfluss der krank- 
haften Gehirnbeschaffenheit waren. Die Formulierung der Bestimmungen, 
die abgesehen von der den neuen Anforderungen entsprechenden Berufs- 
bildung der Richter derartiges verhindern sollen, wird den juristisch 
gebildeten Anhängern der Strafrechtsumwälzung obliegen. 

Von dem heute leider so oft zu beobachtenden Gegensatz zwischen 
Richter und psychiatrischem Sachverständigen wird in Zukunft nicht 
mehr die Rede sein. Es wird sich dann nicht mehr für den einen von 
beiden darum handeln, den Angeklagten der Wirksamkeit des anderen 
zu entziehen. Vielmehr werden beide die gemeinsame Aufgabe haben, 
den Rechtsverletzer möglichst zweckmässig zu behandeln,‘ wobei dem 
einen die kriminalbiologische und die rechtliche, dem andern haupt- 
sächlich die medizinische Seite der Aufgabe zufällt. Bei der psycho- 
logischen und psychiatrischen Schulung der zukünftigen Richter wird 
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es ausgeschlossen sein, dass sie nicht nur aus juristischen Erwägungen, 
sondern in der Meinung, zweifelhafte Geisteszustände nach laienhaften 
Kriterien besser als der Psychiater beurteilen zu können, sich über das 
Gutachten des letzteren hinwegsetzen. 

Voraussetzung für das Zustandekommen eines so idealen Verhält- 
nisses zwischen Richtern und ärztlichen Sachverständigen ist allerdings, 
dass letztere ihre forensische Tätigkeit nicht vom einseitig medizinischen 
Standpunkt ausüben. Sie dürfen die Verbrecher, auch die „geistig 
minderwertigen“, nicht lediglich als ärztliches Behandlungsobjekt be- 
trachten, sondern müssen sich stets klar darüber sein, dass sie zu ihrem 
Teil am Schutz der Gesellschaft vor gesellschaftsfeindlichen Individuen 
mitzuwirken haben. 

Heute ist freilich das Verhältnis ein anderes. Der Richter erfüllt 
zurzeit seine Aufgabe durch Sühnung des Rechtsbruchs. Der psychia- 
trische Sachverständige ist ihm nur insofern ein Helfer, als er ihm das 
Urteil darüber ermöglichen soll, ob gegen den Angeklagten das „Recht“ 
angewendet werden kann. Unter diesen Umständen ist es nur zu 
natürlich, dass er in gewissen Fällen verstimmt wird, wenn das Gut 
achten des Psychiaters zu verhindern scheint, dass das Recht erfüllt 
werde. So erleben wir es denn heute nicht allzuselten, dass. Rechts 
gelehrsamkeit und Psychiatrie sich einander im Gerichtösaal befehder. 
Auf derartige Streitereien wird man unter der zukünftigen Rechtsord- 
nung als auf einen glücklich überwundenen Standpunkt zurückblicken. 

In den bisherigen Erörterungen über den Geisteszustand der Ver- 
brecher war von diesem nur so weit die Rede, wie er sich zur Zeit 
der Tat darstellt. Nun kann bekanntlich der zur Zeit der Tat vor- 
handene Zustand von demjenigen der folgenden Zeit abweichen. Der 
hier in Betracht kommenden Möglichkeiten gibt es mehrere. 

Der Täter war zur Zeit der inkriminierten Handlung gesund und 
wird erst später geisteskrank. In diesem Fall ist die gerichtliche Ver- 
handlung bezw. der Strafantritt bis zur Heilung aufzuschieben. Ist das 
Leiden unheilbar, so ist das Verfahren einzustellen. Gemeingefährliche 
Geisteskranke sind selbstverständlich einer Pflegeanstalt zu überweisen. 

Der Täter war zur Zeit der Handlung geisteskrank, später aber 
wird seine Gehirnbeschaffenheit wieder derartig, dass er normales Ent- 
scheiduugsvermögen hat. In diesem Fall kann er selbstverständlich 
nicht bestraft werden. Wohl aber ist unter Umständen seine Über- 
weisung in eine Pflegeanstalt durch richterlichen Spruch geboten. 
Nämlich dann, wenn er gemeingefährlich ist. Es gibt z. B. Epileptiker, 
die zwar für gewöhnlich in ihrem geistigen Verhalten nichts Auffallendes 
zeigen, jedoch mehr oder minder oft ohne bestimmte äussere Veran- 
lassung von Bewusstseinsstörungen befallen werden, in welchen sie in- 
folge schreckhafter Halluzinationen die furchtbarsten Gewalthandlungen 
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begehen. Gegen derartige Individuen gibt es ausserhalb der Pflege- 
anstalt keinen Schutz. 


Auch in den Fällen von „geistiger Minderwertigkeit‘“ kann der 
zur Zeit der Tat vorhandene Zustand von dem späteren verschieden sein. 
In dem {S. 64) erwähnten Referat sagt Cramer: 

»eene.., 80 müssen wir uns von vornherein darüber klar sein, dass wir 
Zustände von geistiger Minderwertigkeit kennen, welche länger dauernd bestehen, 
und weiter, dass es Zustände von geistiger Minderwertigkeit gibt, welche zwar auch 
auf einer dauernden krankhaften Grundlage beruhen, aber den Zustand geistiger 
Minderwertigkeit nur unter besonderen Umständen hervortreten lassen, und drittens, 
dass es Zustände von geistiger Minderwertigkeit gibt, welche nur passager auftreten.“ 

Wer sich über die Art der hier an zweiter und dritter Stelle ge- 
nannten geistig Minderwertigen näher unterrichten will, lese das Original. 
Uns interessiert jetzt die Frage, wie sie strafrechtlich behandelt werden 
sollen, wenn sie eine Straftat im Zustand „passagerer‘‘ oder „nur unter 
besonderen Umständen hervorgetretener‘‘ geistiger Minderwertigkeit be- 
gangen haben, später aber wieder normales Verhalten zeigen. Die 
Frage erledigt sich einfach. Wie früher erörtert wurde, sind die geistig 
Minderwertigen noch straffähig. Also Strafe muss sie auf jeden Fall 
treffen, und zwar in der oben angegebenen Weise. Wenn nach der 
Tat der Zustand der geistigen Minderwertigkeit wieder einem regel- 
rechten Platz macht, so werden die Bestraften, falls Freiheitsentziehung 
verhängt wurde, um so mehr Aussicht haben, mit der Minimalzeit (S. 35) 
davonzukommen. 

Es ist auch möglich, dass ein Verbrecher zur Zeit der Tat gesund 
war und erst später „geistig minderwertig“ wird. Während man nun 
bei harmloseren Delikten der zur Zeit der Tat geistig Minderwertigen 
ganz besondere Milde walten lassen darf (S. 67), ist dies in dem zu- 
letzt angenommenen Fall nicht erlaubt. Nur soll die etwa verhängte 
Freiheitsstrafe in besonderen Anstalten verbüsst werden. 

Von psychiatrischer Seite ist mehrfach der Wunsch geäussert 
worden, dass gewisse geistig minderwertige Verbrecher dauernd in Ver- 
wahrung genommen werden möchten. Nach den früher angegebenen 
Grundsätzen über die Dauer der Maximalstrafzeit werden die gefähr- 
lichsten unter den geistig Minderwertigen sehr langer und nötigenfalls 
dauernder Internierung ebensowenig entgehen wie gewisse unverbesser- 
liche gesunde Verbrecher. Im übrigen bin ich der Ansicht, dass solche 
Individuen, für die wegen ihres Geisteszustandes a priori die dauernde 
Verwahrung gefordert werden muss, nicht ımehr den geistig Minder- 
wertigen, sondern den Geisteskranken zuzuzählen sind. Wenigstens halte 
ich es für wünschenswert, dass für das zukünftige Rechtsschutzsystem 
der Begriff der „geistigen Minderwertigkeit‘‘ in diesem Sinne aufge- 
fasst, werde. 
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Das schliesst allerdings nicht aus, dass gelegentlich durch Gerichts- 
beschluss ein geistig minderwertiger Gesetzesübertreter für eine zeitlich 
zu begrenzende Frist einer Heil- und Pflegeanstalt überwiesen wird, 
falls das Delikt, das ihn vor den Richter führt, nicht eine längere Frei- 
heitsstrafe (und demnach gleichzeitig Behandlung (S. 66) zur Folge hat. 
Ein Alkoholiker sei z. B. wegen eines geringfügigen im. Rausch ver- 
übten Vergehens angeklagt, wegen dessen nur auf eine Geldstrafe 
erkannt werden kann. Falls sich nun ergeben sollte, dass der Mann 
wegen seines Alkoholismus nachweislich gemeingefährlich ist, so ist er, 
äuch wenn er nicht geisteskrank, sondern nur geistig minderwertig 
erscheint, durch Gerichtsbeschluss einer Trinkerheilanstalt zu überweisen, 
in welcher er bis zur Heilung zu weilen hat. 

Ebenso wie schon jetzt auch nicht kriminelle gemeingefährliche 
Geisteskranke nötigenfalls zwangsweise in eine Pflegeanstalt über- 
führt werden können, muss die Möglichkeit geschaffen werden, auch 
nicht kriminelle geistig Minderwertige unter gewissen Voraus- 
setzungen einer Heilanstalt zu überweisen, allerdings nur für eine be- 
stimmte Dauer. Soweit ich es während des Niederschreibens dieser 
Zeilen übersehe, würde eine solche Bestimmung hauptsächlich gemein- 
gefährliche Alkoholiker treffen. Selbstverständlich wäre gesetzlich fest- 
zulegen, dass sie überhaupt nur dann zur Anwendung käme, wenn die 
nähere oder weitere Umgebung des betreffenden Individuums nachweis- 
lich ernstlich gefährdet ist. Erweist sich die Unterbringung in der Heil- 
anstalt wegen Gemeingefährlichkeit noch über die für „geistig Minder- 
wertige“ zulässige Zeit hinaus als notwendig, so dürfte es sich nicht 
mehr um einen geistig Minderwertigen, sondern um einen Geisteskranken 
handeln. 

Um die Gefahr zu vermeiden, dass die individuelle Freiheit infolge 
irrtümlicher psychiatrischer Diagnosen ungerechtfertigt beeinträchtigt 
werde, sind Vorkehrungen zu treffen, welche eine Berufung gegen die 
richterlichen Entscheidungen ermöglichen und gewissenlafte Nachprüfung 
gewährleisten. Ich spreche hier von richterlichen Entscheidungen, weil 
ich es für wünschenswert halte, dass nicht nur kriminelle Geisteskranke 
und kriminelle geistig Minderwertige, sondern auch nicht kriminelle 
gemeingefährliche Individuen mit den genannten Geisteszuständen, wenn 
nötig, durch Gerichtsbeschluss den Pflege- bezw. Heilanstalten über- 
wiesen werden, soweit der Eintritt nicht freiwillig erfolgt. Allerdings 
denke ich hierbei an die zukünftigen Richter mit der von mir ge 
wünschten Berufsbildung. Diesen das Überweisungsverfahren zu über- 
tragen, — die Mitwirkung psychiatrischer Sachverständiger selbstver- 
ständlich vorausgesetzt — erscheint mir angemessener, als es Verwal- 
tungsbeamten zu überlassen, deren Ausbildungszang vielleicht ein anderer 
sein wird. 
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Ich beabsichtige nicht, alle denkbaren Beziehungen zwischen Straf- 
rechtspflege und krankhafter Gehirnbeschaffenheit zu besprechen. Nur 
auf die Möglichkeit, dass ein Verbrecher erst nach der Tat geisteskrank 
wird, möchte ich nochmals zurückkommen. Erwähnt wurde schon, dass 
in diesem Fall Verhandlung und Strafe aufzuschieben seien, bezw. dass 
— bei etwaiger Unheilbarkeit — das Verfahren einzustellen sei. Wie 
steht es nun aber, wenn der Verbrecher erst während des Strafvollzugs 
geisteskrank wird? In einem sehr lesenswerten Aufsatz über Stra{voll- - 
zugsunfähigkeit (Ärztliche Sachverständigen-Zeitung 1. Oktober 1905) 
hat F. Leppmann den Begriff der „Strafvollzugsunfähigkeit infolge 
geistiger Gebrechen bei der gegenwärtigen Rechtslage und den gegen- 
wärtig bestehenden Einrichtungen für Irre wie für Gefangene“ folgender- 
massen formuliert: 


„I. Strafvollzugsunfähig ist derjenige, welcher infolge krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit die Ordnung .der Strafanstalt 
dauernd und erheblich stört. 

2. Strafvollzugsunfähig ist derjenige, welcher infolge krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit kein Verständnis für seine Strafe 
und deren Vollstreckung besitzt.“ 


Es liegt auf der Hand, dass unter den im ersten Satz gekenn- 
zeichneten Individuen sich solche befinden, die unter dem zukünftigen 
System zu den „geistig Minderwertigen“‘ gehören werden. In den be- 
sonderen Anstalten, in welchen diese ıhre Freiheitsstrafen verbüssen 
sollen, werden Einrichtungen vorhanden sein, um Gefährdungen der Ord- 
nung zu unterdrücken. 

Individuen, die „infolge geistiger Gebrechen‘‘ auch in den Straf- 
anstalten für „geistig Minderwertige“ trotz der daselbst zur Verfügung 
stehenden besonderen Einrichtungen die Ordnung „dauernd und erheblich“ 
stören würden, dürften als ausgesprochen geisteskrank zu betrachten sein. 
Diese, sowie die in dem zweiten der von F. Leppmann aufgestellten 
Sätze Genannten sind nicht mehr straffähig. Sie sind ın Heil- und 
Pflegeanstalten zu überführen. Über die Frage, ob ihnen die in der 
Heilanstalt verbrachte Zeit nach etwa eingetretener Heilung auf die 
Strafzeit anzurechnen ist, gehen die Meinungen auseinander. Stellt man 
die Tatsache in den Vordergrund der Erwägungen, dass sowohl vom 
Standpunkt des Sühnetheoretikers als auch des Deterministen der Straf- 
zweck mit bestehender ausgesprochener Geisteskrankheit des zu Bestra- 
fenden unvereinbar ist, so kommt man zu dem Schluss, dass die in der 
Heilanstalt verbrachte Zeit ganz ausserhalb der Strafe stehe und daher 
nicht anzurechnen sei. Berücksichtigt man dagegen mehr, dass Geistes- 
krankheit schliesslich doch ein körperliches Leiden (nämlich des Gehirns) 
ist, und dass den während des Strafvollzugs körperlich krank gewordenen 
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Gefangenen die in einer Krankenheilanstalt zugebrachte Zeit auf die 
Strafe angerechnet wird, so neigt man dazu, den „geisteskranken Ver- 
brechern“ den Aufenthalt in der Heilanstalt ebenfalls auf die Haftzeit 
in Anrechnung zu bringen. Der letztere Modus entspricht meiner Auf- 
fassung mehr als der heute geübte erstere, welcher nicht selten grosse 
Härten für die Verurteilten zur Folge hat. Etwas anderes ist es freilich 
mit solchen geisteskranken Verbrechern, die zwar strafvollzugsunfähig 
sind, weil sie kein Verständnis mebr für ihre Strafe und deren Voll- 
streckung besitzen, die aber als im übrigen harmlos in Familienpflege 
entlassen werden können. Aber auch für diese würde es eine grosse 
Härte bedeuten, wenn sie etwa nach einigen Jahren, nach inzwischen 
erfolgter Heilung, wiederum der Strafanstalt zugeführt würden, ohne 
dass die Zwischenzeit ihnen auf die Strafdauer angerechnet würde. 
Vielleicht wird man in Zukunft, um das Rechtsgefühl nicht zu verletzen, 
von der an sich zuweilen möglichen Familienpflege geisteskrank gewor- 
dener Gefangener niemals Gebrauch machen, sondern sie unter allen 
Umständen, solange die festgesetzte Strafzeit nicht abgelaufen ist, einer 
Heilanstalt überweisen, dann aber ihnen den Aufenthalt daselbst an- 
rechnen. Sind sie nach Ablauf der festgesetzten Strafzeit noch geistes- 
krank, so wird sich ihre weitere Behandlung nach den für nicht krimi- 
nelle Geisteskranke geltenden Bestimmungen zu richten haben. 

Da die „geisteskranken Verbrecher‘ erfahrungsgemäss häufig ein 
sehr störendes Element für die gewöhnlichen Irrenheil- und Pflegean- 
stalten bilden und hier nicht immer in der für die Allgemeinheit wünschens- 
werten Weise unschädlich gemacht werden können, so wird es dahin 
kommen, dass man für diese Kategorie von Geisteskranken besondere 
Anstalten baut. Letztere dürfen sich zwar hinsichtlich der Behandlung 
von den gewöhnlichen Heilanstalten nicht unterscheiden, sollen aber mit 
Einrichtungen versehen werden, die das Entweichen der Insassen un- 
möglich machen. Es wird sich empfehlen, sie zur Unterbringung aller 
derjenigen Geisteskranken zu benutzen, die ihre krankhafte Gehirn- 
beschaffenheit hauptsächlich durch antisoziale, dabei trotz der bestehen- 
den Geistesstörung mit Überlegung ausgeführte Handlungen betätigen. 
also nicht ausschliesslich zur Unterbringung der erst während des Straf- 
vollzugs geisteskrank Gewordenen. Die an diesen Anstalten tätigen 
Ärzte werden bei Prüfung der Entlassungsfähigkeit mit ganz besonderer 
Vorsicht verfahren müssen und ausser den rein medizinisch-klinischen 
Erwägungen noch andere, z. B. soziale, kriminalpsychologische usw. Ge 
sichtspunkte mitsprechen lassen. Heutzutage ist es wenig erquickenl. 
öfter von kriminellen Individuen zu lesen, die nach ihrer Entlassung aus 
der Irrenanstalt sich beeilen, ihre „Heilung“ durch ein mehr oder minder 
schweres Verbrechen zu beweisen. 

Bevor ich das Kapitel über die zukünftige strafrechtliche Behand- 
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lung der Geisteskranken schliesse, seien noch einige Worte über die 
Bewertung der im akuten Rausch begangenen Straftaten gestattet. 

Obne Zweifel ist ein Berauschter ein Mensch, bei welchem die 
Entscheidungsfähigkeit beeinträchtigt ist. Die Ursache dieser Beein- 
trächtigung ist im wissenschaftlich-klinischen Sinne krankhafter Natur, 
da es sich bei der Trunkenheit um eine Vergiftung handelt. 

Trotzdem zwingt uns die Rücksicht auf die Rechtssicherheit, be- 
trunkene Verbrecher im allgemeinen strafrechtlich nicht anders zu be- 
handeln als solche, die ihr Delikt im nüchternen Zustand begehen. Es 
gibt allerdings Individuen, die infolge krankhafter  Gehirnkonstitution 
auf den Alkohol anders reagieren als der Durchschnittsmensch von 
gleichem Lebensalter auf die gleichen Mengen. Bei solchen liegt 
„geistige Minderwertigkeit‘‘ vor. In allen übrigen Fällen darf die durch 
seibstverschuldeten übermässigen Alkoholgenuss herbeigeführte abnorme 
Gehirnbeschaffenheit nicht als strafausschliessend gelten. Den zukünftigen 
Richtern wird es jedoch möglich sein, Härten zu vermeiden (vergl. 
Kapitel 4. 

Menschen, die infolge ehronischen Alkoholmissbrauchs eine 
Einbusse an ihren- Geisteskräften erlitten haben, sind selbstverständlich 
anders zu beurteilen als solche, die im akuten Rausch die Gesetze über- 
treten. Sie gehören zu den „geistig Minderwertigen“. Dass die Rechts- 
sicherheit nicht leiden wird, wenn sie strafrechtlich entsprechend be- 
handelt werden, geht aus früheren Erörterungen zur Genüge hervor. 


. 7. Kapitel. 
Über die zukünftige Behandlung jugendlicher Verbrecher. 


Das jugendliche Alter bietet vielfache Eigentümlichkeiten, die bei 
der Strafrechtspfiege ebenso zu berücksichtigen sind wie der Zustand 
der Geisteskranken und geistig Minderwertigen. Auch das heutige Straf- 
gesetzbuch kennt schon eine gesonderte strafrechtliche Behandlung der 
Jugendlichen. $ 55 St.-G.-B. lautet: 

„Wer bei Begehung der Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht 
vollendet hat, kann wegen derselben nicht strafrechtlich verfolgt werden. 
Gegen denselben können jedoch nach Massgabe der landesgesetzlichen 
Vorschriften die zur Besserung und Beaufsichtung geeigneten Massregeln 
getroffen werden. Die Unterbringung in eine Familie, Erziehungsanstalt 
oder Besserungsanstalt kann nur erfolgen, nachdem durch Beschluss des 
Vormundschaftsgerichts die Begehung der Handlung festgestellt und die 
Unterbringung für zulässig erklärt ist.“ 

Das Strafgesetzbuch der Zukunft wird voraussichtlich einen Pars- 
graphen mit ziemlich gleichlautenden Bestimmungen enthalten. Die 
wesentlichste Änderung wird nur in der Verschiebung der Straffähig- 
keit auf ein höheres Lebensalter zu bestehen haben. Es ist zwar zu- 
zugeben, dass gelegentlich bei einem 12jährigen Kinde die Voraus- 
setzungen für strafrechtliche Behandlung in demselben oder gar in 
höherem Grade vorhanden sein können als bei einem älteren. Die ge- 
setzlichen Vorschriften sind aber dem Durchschnitt anzupassen. Von 
diesem Gesichtspunkt aus besteht wohl kein Zweifel, dass der Beginn 
der Strafmündigkeit zweckmässig auf die Zeit der Schulentlassung zu 
verschieben ist, also auf die Vollendung des 14. Lebensjahres. Für 
dieses Alter hat sich auch die internationale kriminalistische Vereini- 
gung ausgesprochen, 

Mit dem übrigen Inhalt des $ 55 kann man sich, auf welchen 
Standpunkt man auch stehen mag, in jeder Beziehung einverstanden 
erklären. 
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Vielfach ist die Frage aufgeworfen worden, ob man mit dem straf- 
rechtlichen Einschreiten überhaupt nicht bis zu einem höheren Lebens- 
alter, etwa dem 18., warten und bis dahin lediglich erziehliche Mass- 
nahmen gegen jugendliche Rechtsbrecher anwenden soll. Ich würde die 
Frage verneinen. Im Interesse der Rechtssicherheit halte ich es für 
geboten, dass die hemmende Wirkung der Strafe auch auf die Jugend- 
lichen zur Anwendung komme. Selbstverständlich aber ist der Straf- 
vollzug so zu gestalten, dass er nicht nur ein zu fürchtendes Übel ist, 
sondern mit Erziebungsmassnahmen vereinigt werden kann. Diese For- 
derung, die schon in den Vorschlägen über den Strafvollzug bei Er- 
wachsenen zum Ausdruck gekommen ist, gilt in ganz besonderem Grade 
für die Jugendlichen. 

Es wurde schon erwähnt, dass auch das heutige Strafgesetzbuch 
eine gesonderte strafrechtliche Behandlung der Jugendlichen kennt, Wir 
wollen uns noch einen der hierauf bezüglichen Paragraphen ansehen. 
$ 56 St.-G.-B. bestimmt: 

„Ein Angeschuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das 12., aber 
nicht das 18. Lebensjahr vollendet hatte, eine strafbare Handlung be- 
gangen hat, ist freizusprechen, wenn er hei Begehung derselben die zur 
Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht besass.“* 

„Ian dem Urteil ist zu bestimmen, ob der Angeschuldigte seiner 
Familie überwiesen oder in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt 
gebracht werden soll. In der Anstalt ist er solange zu behalten, als 
die der Anstalt vorgesetzte Verwaltungsbehörde solches für erforderlich 
erachtet, jedoch nicht über das vollendete 20. Lebensjahr.“ 

Die „zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht‘ ist 
vorhanden, wenn die Intelligenz des Angeschuldigten so weit entwickelt 
ist, dass er vor Begehung der Handlung sie als strafbar, als verboten 
erkennen konnte Nun kann aber dieser Intelligenzgrad sehr wohl 
erreicht sein, während gleichzeitig der Angeschuldigte sich in einem 
Geisteszustand befindet, der es ihm erschwert bezw. unmöglich macht, 
sich gemäss dem Intelligenzgrade zu entscheiden. In einzelnen solcher 
Fälle liegen allerdings die Voraussetzungen des 3 51 vor, aber keines- 
wegs in allen. In übrigen sind die Unzulänglichkeit des $ 51 und seiner 
zum Teil irrtümlichen Grundlagen schon hervorgehoben. Der Geistes- 
zustand der Jugendlichen bietet so viel Eigenartiges, dass es unmöglich 
ist, ihm mit Hilfe der SS 56 und 51 St.-G.B. gerecht zu werden, 
von welchen der eine (56) nur die Verstandesentwicklung berücksichtigt, 
während die Anwendung des anderen (51) ausgesprochene Geistesstörung 
zur Voraussetzung hat. 

Am besten wird es sein, wenn man, wie bei den Erwachsenen 
drei Grade des Geisteszustandes bei den Jugendlichen aufstellt. - Die 
Formulierung würde fast die gleiche sein, wie sie oben für die Er- 

Granzfragen des Nerven- und Seelenlebens. (Heft XLVI.) 6 
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wachsenen angegeben ist. Nur wenige Ergänzungen sind erforderlich. 
Man würde demnach zu unterscheiden haben: 


1. Jugendliche Vorbrecher, bei welchen zur Zeit der Tat 
infolge krankhafter Gehirnkonstitution (Geistes- 
krankheit) die Fähigkeit ausgeschlossen war, sich auf 
Grund der Kenntnis vom Nützlichen und Schädlichen, 
Erlaubten und Verbotenen der Handlung für Begehen 
oder Unterlassen derselben zu entscheiden. 


(Wie schon früber bemerkt wurde, können unter „krankhafter 
Gehirnkonstitution (Geisteskrankheit)“ auch abnorme Zustände von ganz 
kurzer Dauer verstanden werden). 


2. Jugendliche Verbrecher, bei welchen zur Zeit der Tat 
nieht infolge krankhafter Gehirnkonstitution (Gei- 
steskrankheit) die Fähigkeit ausgeschlossen war, sich 
gleich gesunden Durchschnittsindividuen von dem- 
selben Lebensalter aufGrund der Kenntnis vom Nütz- 
lichen und Schädlichen, Erlaubten und Verbotenen 
der Handlung für Begehen oder Unterlassen derselben 
zu entscheiden. 


3. Jugendliche Verbrecher, bei welchen zur Zeit der Tat 

a) infolge geistiger Minderwertigkeit auf krankhafter 

Grundlage oder 

b) infolge ungenügender Ausbildung des Verstandes 

infolge mangelhafter Erziehung 

die Fähigkeit, sich aufGrund der Kenntnis vomNütz- 

lichen und Schädlichen, Erlaubten und Verbotenen 

der Handlung für Begehen oder Unterlassen derselben 
zu entscheiden, vermindert, aber nicht aufgehoben 
war. 

Hiermit dürften die Geisteszustände zum Ausdruck gebracht sein, 
die für die strafrechtliche Behandlung jugendlicher Rechtsverletzer in 
Betracht kommen. Nach den Ausführungen des vorausgegangenen Ka- 
pitels versteht es sich von selbst, dass die forensische Feststellung der 
unter 1 und 3a formulierten Zustände nur unter Mitwirkung ärztlicher 
Sachverständiger geschehen darf. Denn sie setzt völlige Beherrschung 
allgemein medizinischen und psychiatrischen Wissens voraus. 

Nach $ 56 des heutigen Strafgesetzbuchs kann der Richter ein 
jugendliches Individuum freisprechen, wenn es nach seiner Ansicht bei 
Begehung der strafbaren Handlung „die zur Erkenntnis ihrer Strafbar- 
keit erforderliche Einsicht‘“ nicht besass. Daraus folgt, dass zurzeit 
unter Umständen ein jugendlicher Rechtsverletzer von Strafe befreit 
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wird, bei dem lediglich die Erziehung vernachlässigt ist, ohne dass die 
Gehirnkonstitution bei Begehung der Tat im übrigen etwas Abnormes 
bot. Demgegenüber weise ich darauf hin, dass ich Individuen, bei 
welchen nur mangelhafte Ausbildung des Verstandes verliegt, der 
Gruppe 3, d.h. um es schon jetzt zu sagen, den Straffähigen zugerechnet 
habe. Ich glaube nämlich, dass die Einsicht nur dann völlig fehlen 
kann, wenn die Gehirnbeschaffenheit krankhaft ist. Wenn aber bei 
sonst gesunder Gehirnorganisation eines mindestens 14 Jahre alten In- 
dividuums nur die Erziehung mangelhaft war, kann meines Erachtens 
von einem gänzlichen Fehlen der „Einsicht“ nicht die Rede sein, son- 
dern es kann nur von einem geringeren Grad der Einsicht gesprochen 
werden. 


Wir wenden uns nun zur zukünftigen Behandlung jugendlicher 
Verbrecher. Sie gestaltet sich bei den zur Gruppe 1 Gehörenden ganz 
entsprechend derjenigen geistesgestörter Erwachsener. Statt der Heil- 
und Pflegeanstalten kommen für gewisse Arten der jugendlichen Geistes 
kranken Erziehungsanstalten in Betracht, z. B. für solche Schwachsinnige, 
bei welchen methodischer, dem abnormen Geisteszustand Rechnung 
tragender Unterricht noch einige Aussicht auf Erfolg bietet. x 

Die unter 2 und 3 angeführten Jugendlichen erfüllen die Voraus 
setzungen für strafrechtliche Behandlung. Wir betrachten zunächst die 
zur Gruppe 2 gehörenden, die „normalen“. Sie bieten zwar nichts 
Krankhaftes im klinischen Sinne. Auch sollen die ungenügend Unter- 
richteten nicht zu ihnen gerechnet werden. Trotzdem ist zu erwägen, 
dass das jugendliche Alter an und für sich gewisse Rücksichten erfordert. 
Man kann auch die gesunden Jugendlichen gleichsam als „geistig minder- 
wertig‘‘ betrachten, da ihr Gehirn noch nicht bis zur vollen Leistungs- 
fähigkeit entwickelt ist. Ganz besonders ist hervorzuheben, dass die 
Pubertätsvorgänge nicht ohne Einfluss auf die Psyche bleiben und leicht 
Anlass zu Affekthandlungen geben. 

Unter Berücksichtigung der angeführten Umstände wird man gegen 
jugendliche Rechtsbrecher so milde sein dürfen, wie es mit der allge- 
meinen Rechtssicherheit vereinbar ist. Wo es irgend angeht, wird man 
von der Friedensbürgschaft (S. 30) Gebrauch machen. Wenn eine Frei- 
heitsstrafe nicht vermeidbar ist, sei es wegen des Charakters der 
Straftat, sei es weil die Friedensbürgschaft gebrochen war, so wird 
man zunächst eine kurzzeitige Minimalstrafe (S. 35) festsetzen. Nur 
solche Handlungen, die einer ganz besonderen Roheit und Rücksichts- 
losigkeit entspringen, erfordern zur Abschreckung auch bei jugendlichen 
Verbrechern eine hohe Minimalstrafe, da in diesen Fällen die Rücksicht 
auf die Allgemeinheit an erster Stellesteht. Ebenso wie schon heute, wird 
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stets eine Entscheidung getroffen werden, ob der Angeklagte einer Erzie- 
‚hungsanstalt zu überantworten ist, und zwar gleichviel, ob daneben auf eine 
Freiheitsstrafe erkannt wird oder nicht. Es wird zwar von einigen An- 
bängern der Strafrechtsreform behauptet, dass bei der Überweisung 
eines jugendlichen Rechtsverletzers in eine Erziehungsanstalt die vor- 
herige Verbüssung einer Freiheitsstrafe überflüssig sei. Ich meine jedoch, 
dass sie dies nicht, wenn man im übrigen daran festhält, sie erst nach 
Fehlschlagen anderer Mittel oder für besonders schwere Verbrechen zu 
verhängen. Auch den Jugendlichen muss unter diesen Voraussetzungen 
.das Übel der Freiheitsstrafe drohen. Die Zwangserziehung allein bildet 
für gewisse Individuen kein genügend gefürchtetes Übel, es sei denn, 
dass der Aufenthalt in der Erziehungsanstalt demjenigen in der Straf- 
anstalt völlig gleichen würde. Eine derartige Erziehung wäre aber 
verfehlt. 

Selbstverständlich sind die zu Freiheitsstrafe verurteilten Jugend- 
lichen von erwachsenen Verbrechern völlig zu trennen. Man wird also 
entweder besondere Strafanstalten für sie errichten, oder Abteilungen 
für die Jugendlichen an die Strafanstalten für Erwachsene angliedern. 
Der Strafvollzug hat sich dem jugendlichen Alter anzupassen. Dass dies 
geschieht, wird durch die Berufsbildung der zukünftigen Strafanstalts- 
beamten und die Mitwirkung der Anstaltsärzte verbürgt. Dem Uhnter- 
richt der jugendlichen Gefangenen wird mehr Sorgfalt zu widınen sein 
als dem erwachsener Sträflinge, da er aus naheliegenden Gründen 
grösseren Erfolg verspricht. 

Die zur Gruppe 3 gehörenden Jugendlichen unterscheiden sich 
a) in die „geistig Minderwertigen“ und b) in diejenigen, deren Ihntelli- 
genz infolge ungenügender Erziehung nicht den Durchschnittsgrad der 
Altersgenossen erreicht hat. Über die Straffähigkeit der ersteren habe 
ich mich früher (S. 66) geäussert. Dass auch die letzteren straf- 
fäbig sind, geht aus dem hervor, was oben über sie gesagt wurde. 
Man wird aber der Eigenart der ganzen Gruppe dadurch gerecht 
werden, dass man bestimmungsgemäss, wenn irgend möglich, ihnen noch 
grössere Milde erweist als den Jugendlichen überhaupt, abgesehen aller- 
dings, wie ausdrücklich betont sei, von den ganz Rohen unter ihnen. 

Während die zu 3b) Gehörenden etwaige Freiheitsstrafen in den- 
selben Anstalten verbüssen können wie die anderen Jugendlichen, sind 
die unter 3a) angeführten „geistig Minderwertigen‘‘ besonderen Straf- 
anstalten zu überweisen, die wie die gleichartigen für erwachsene geistig 
Minderwertige unter ärztlichem Einfluss stehen (S. 66). 

Einige Worte sind noch den zukünftigen Erziehungsanstalten für 
jugendliche Rechtsbrecher zu widmen. Hauptgrundsatz wird die mög- 
lichst streng durchgeführte Trennung der verschiedenartigen Elemente 
sein müssen. Die intellektuell schwach Veranlagten sind von den in 
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telligenteren, die geistig minderwertigen von den „normalen“, die mora- 
lisch defekteren von den sittlich höher Stehenden abzusondern. Die 
Erziehung muss in den Händen von Pädagogen liegen, die gleich den 
zukünftigen Richtern und Strafanstaltsbeamten neben ihrem Fachwissen 
gründliche Kenntnisse in Psychologie, Psychiatrie, Physiologie usw. be- 
sitzen. Ihnen sollen Ärzte mit entsprechenden Befugnissen zur Seite 
stehen, wie es für die Strafanstalten vorgeschlagen wurde. Den Zög- 
lingen muss ein gewisses Mass von Freiheit gelassen werden, und die 
Behandlung muss unter allen Umständen liebevoll sein. Hierzu gehören 
allerdings Männer, die volles Verständnis für ihre eigenartige Aufgabe 
besitzen. Mit der „strengen Zucht“ allein, die zuweilen nichts anderes 
bedeutet als schematischen, teils in halb militärischen, teils pastoralen 
Formen sich bewegende Zwangsdressur, erreicht man nichts. 

Die Entscheidung, wie lange die Zöglinge in der Ergiehungsanstalt 
zu bleiben haben, wird am besten der Anstaltsleitung übertragen werden. 
Denn diese wird die Sachlage am besten beurteilen können. Man sorge, 
dass nur hoch gebildete Pädagogen, die ihre Befähigung für den in 
Rede stehenden Sonderberuf nachgewiesen haben, zu Anstaltsleitern 
ernannt werden. Es ist dann nicht nötig, die obere Verwaltungsbehörde 
zur Entscheidung über den Entlassungstermin heranzuziehen. Die heute 
geltende Bestimmung, nach welcher der Zögling nicht über das vollendete 
20. Lebensjahr hinaus in der Anstalt behalten werden darf, ist zweck- 
mässig und daher in das zukünftige System zu übernehmen. Wer nach 
Erreichung dieses Alters wieder den Halt verliert und gegen die Rechts- 
ordnung verstösst, ist nunmehr strafrechtlich als volljährig zu behandeln. 
Es erscheint zweckmässig, mit Rücksicht auf den späteren Beginn der 
Straffähigkeit auch den Beginn der kriminellen Volljährigkeit um zwei 
Jahre zu verschieben, also auf die Vollendung des 20. Lebensjahrs zu 
verlegen. Ein Jugendlicher, der in der Strafanstalt dieses Alter erreicht, 
ist, falls er seine Strafe noch nicht verbüsst hat, in die entsprechende 
Anstalt für Erwachsene zu überführen. 

Zum Schluss dieses Kapitels noch ein Wort über den heutigen 
$ 58 St.-G.-B. Er lautet: 

„Ein Taubstummer, welcher die zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
einer von ihm begangenen Handlung erforderliche Einsicht nicht besass, 
ist freizusprechen,“ 

Der ganze Paragraph ıst für die Zukunft überflüssig. Denn die 
Taubstummheit an und für sich bedingt keine besondere strafrechtliche 
Behandlung. Es kommt lediglich auf die Gehirnbeschaffenheit an, zu 
welcher die Taubstummheit geführt hat, beziehungsweise aus welcher 
sie hervorgegangen ist. 


8. Kapitel, 
Schlussbetrachtungen. 


In den vorausgegangenen Kapiteln war mehrfach von der Schaden- 
ersatzpflicht die Reda Da der Endzweck aller Massnahmen gegen die 
Rechtsverletzer auf den Schutz der bestehenden Ordnung, der körper- 
lichen Sicherheit und des Eigentums gerichtet ist, nicht aber lediglich 
auf die Wahrung des abstrakten Rechtsbegriffs, so erscheint es als sitt- 
liche Forderung, dass der Staat aus eigener Initiative, nicht aber erst 
auf Antrag des Geschädigten, den Verbrecher durch alle möglichen 
Mittel zwingt, der Schadenersatzpflicht nachzukommen. Ferner sind 
Einrichtungen zu treffen, die dem zur Zeit der Verurteilung mittellosen 
Rechtsverletzer die Ersatzleistung in Ratenzahlungen möglich machen. 
Wenn erst der gute Wille zur Einführung derartiger Bestimmungen an 
den massgebenden Stellen vorhanden sein wird, wird sich auch der Weg 
finden. Härten müssen allerdings bei der Eintreibung der Raten ver- 
mieden werden. 

Zwar wird man nicht jeden Verbrecher zwingen können, vollen 
Ersatz für den materiellen Schaden zu leisten, den er verursacht hat. 
Aber das Bestehen der in Rede stehenden Bestimmungen würde an und 
für sich von erziehlicher Wirkung sein. Und wenn auch nur für einen 
Teil der Schädigungen voller und für einen anderen Teil unvollständiger 
Ersatz geleistet wird, so ist das immer noch besser als nichts. Jeden- 
falls würden streng gehandhabte Ersatzptlichtbestimmungen geeignet 
sein, dem Verbrecher klar zu machen, wie wenig wertvoll unrechtmässig 
erworbenes Gut für ihn ist. Und wenn er während seines ganzen Lebens 
Abzahlungen leisten muss, so kann hierin keine ungerechte Härte ge- 
funden werden. Er erfüllt dann nur eine sittliche Pflicht. 


Als unabweisbare Folgerung einer Kriminalpolitik, die unter ge 
wissen Umständen den beim Betteln Ertappten ohne weiteres für Jahre 
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ins Gefängnis steckt (S. 37), erweist sich die Pflicht des Staats, dafür 
zu sorgen, dass kein Arbeitswillger Not leide. Wenn dies nicht auf 
andere Weise zu erreichen ist, müssen nötigenfalls staatliche Arbeits- 
betriebe eingerichtet werden. Ausserdem bedarf die Fürsorge für Arbeits- 
unfähige, Kranke, vernachlässigte Kinder, Waisen usw. und vor allem 
der Kampf gegen den Alkoholmissbrauch noch sorgfältiger und weit- 
gehender Ausgestaltung. 


Der Aufbau einer neuen Rechtsordnung auf naturwissenschaftlicher 
Grundlage wird nicht nur in bezug auf die strafrechtliche Behandlung 
der Verbrecher manche Umwälzungen herbeiführen, sondern auch Ände- 
rungen im gerichtlichen Verfahren zur Folge haben. Auf einige der- 
selben sei mir ein kurzer Ausblick gestattet. 

Die Beziehungen zwischen Staatsanwalt und Verteidiger werden 
voraussichtlich zum Teil anders werden. Heute erleben wir täglich das 
Schauspiel, dass Staatsanwalt und Verteidiger auch hinsichtlich solcher 
Fälle, in welchen der Tatbestand klar vor aller Augen liegt, sehr ver- 
schiedener Ansicht sind. Die Beredsamkeit beider hat alsdann die sub- 
jektive „Schuld“ des Angeklagten zum Gegenstand. Da haben wir auf 
der einen Seite den schneidigen Vertreter des „beleidigten Rechts‘ 
welcher mit scharfer Dialektik die Schuld des Missetäters beleuchtet 
und strengste Sühne fordert. Auf der andern Seite bemüht sich der 
nicht minder rechtskundige und nicht minder gewandte Verteidiger, 
das subjektive Verschulden seines Klienten möglichst zu verkleinern, die 
„mildernden Umstände‘ hervorzuheben und eine möglichst geringe Strafe, 
wenn nicht gar Freisprechung zu erzielen. Beide handeln folgerichtig 
nach dem heutigen System, weiches Schuld und Vergeltung gegeneinander 
abmisst. Es ist natürlich, dass der Staatsanwalt die Strafe, die Rache 
des Staats für den Rechtsbruch, in ihrer ganzen Schärfe angewendet. 
wissen will, und ebenso natürlich ist es, dass der Verteidiger seinen 
Klienten nach Kräften vor dieser Rache zu schützen sucht. Für den 
überzeugten Deterministen aber ist ein solches Redetournier zwischen 
dem beiden gar oft einfach widersinnig. Für ihn, der nicht nach dem 
Grade der Schuld fragt, kann es sich nur darum handeln, gegen den 
der Tat überführten Angeklagten diejenigen Massnahmen anzuwenden, 
die im Interesse der Allgemeinheit notwendig und der psychophysischen 
Konstitution des Täters angepasst sind. Ich glaube daher, dass, wenn 
überhaupt der Determinismus in der Strafrechtspflege zur Geltung 
kommen wird, Staatsanwalt und Verteidiger nur noch in zweifelhaften 
Fällen über den Tatbestand, aber nicht mehr beim Feststehen des 
letzteren über den Schuldgrad und die Strafhöhe mit einander streiten 
werden. Bei der Festsetzung der Strafe werden die zukünftigen Richter 
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gänzlich unbeeinflusst von Anträgen des Staatsanwalts und des Vertei- 
digers bleiben müssen. 

Mancher Leser ist vielleicht geneigt, aus den Ausführungen dieser 
Schrift, die so vielfach zu der herrschenden juristischen Schule im 
Gegensatz steht, die Vermutung zu schöpfen, dass ich, und zwar wie- 
derum im Gegensatz zu manchen Juristen, für eine weitgehende Mit- 
wirkung des Laienelements an der Rechtsprechung sei. 

Die Vermutung wäre irrtümlich. Alllerdings wäre mir zurzeit 
eine grössere Beteiligung der Nichtjuristen nicht unlieb. Für die zu- 
künftige Strafrechtspflege aber liegen die Verhältnisse anders. Die 
Richter sollen nicht mehr Schuld und Sühne abwägen, sondern den 
Verbrecher biologisch beurteilen und behandeln. Da hierzu besondere 
Fachkenntnisse unerlässlich sind, so erscheint die Einmischung von Laien 
zunächst unerwünscht. Die Laien werden auch in der Zukunft noch 
viel zu sehr von den Schuld- und Sühneideen befangen sein und infolge- 
dessen häufig zu einer Gefühlsjudikatur neigen, die einerseits die Per- 
sönlichkeit des Angeklagten nicht richtig einschätzt und andererseits 
die im Interesse der Allgemeinheit notwendige Reaktion auf die statt- 
gefundene Rechtsverletzung unsachlich gestaltet oder ganz vermissen 
lässt. In Deutschland sind allerdings derartige Gefühlsurteile viel sel- 
tener als z. B. in den romanischen Ländern. Immerhin sind sie auch 
bei uns möglich. Wenn die Laien z. B. aus Gefühlserwägungen einen 
überführten Angeklagten als „nicht schuldig‘ bezeichnen. so greifen sie 
in das Gebiet der zuständigen Richter, weil sie ihnen durch ihren Spruch 
die Hände binden. 

Andererseits kann man sich aber nicht den Erwägungen ver- 
schliessen, die für eine beschränkte Teilnahme der Laien auch an der 
zukünftigen Rechtspflege sprechen. Es erscheint z. B. erwünscht, dass 
sie bei der Beantwortung der Frage mitwirken, ob tatsächlich der 
Angeklagte die ihm zur Last gelegte Handlung begangen hat. Auch 
bei der Aburteilung solcher Handlungen, die keine eigentlichen Ver- 
brechen im moralischen Sinne sind, aber im Staatsinteresse Bestrafung 
der Täter nach sich ziehen müssen, wird die Teilnahme der Laien oft 
erspriesslich sein. Die Gründe, die sich im allgemeinen für die Heran- 
ziebung der Laien zur Rechtspflege ins Feid führen lassen, sind so oft 
von juristischer und nichtjuristischer Seite in der Presse erörtert 
worden, dass ich hier nicht weiter auf sie einzugehen brauche. Sie 
werden zum Teil auch für das zukünftige System massgebend sein. Auch 
die zukünftigen Richter werden trotz ihrer von der heutigen so 
verschiedenen Berufsausbildung nicht aus ihrer menschlichen Haut 
heraussteigen können und infolgedessen, da sie das Interesse der All- 
gemeinheit zu schützen haben, gelegentlich dem Angeklagten gegenüber 
von einer gewissen Berufsbefangenheit nicht ganz frei sein. Deshalb 
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wird es stets Fälle geben, bei deren Aburteilung die Laien mitzuwirken 
berufen sind. In welcher Form dies zu geschehen hat, ist eine Frage, 
deren Beantwortung den juristisch gebildeten Anhängern der Strafrechts- 
reform überlassen werden muss. Desgleichen wird diesen die Formu- 
lierung von Bestimmungen obliegen, durch die es den Schöffen bezw. 
Geschworenen unmöglich gemacht werden soll, durch ein unangebrachtes 
„Nichtschuldig‘“ die gegen einen der Tat vollständig überführten oder 
gar geständigen Angeklagten notwendigen Massnahmen zu hintertreiben. 
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